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Das 2011 gegründete KVF NRW hat die Aufgabe, die Verbraucherforschung 
zu unterstützen, um so eine Wissensbasis als Grundlage für effizientes ver-
braucher- und wirtschaftspolitisches Handeln zu schaffen. Mit den „Beiträgen 
zur Verbraucherforschung“ dokumentiert das KVF NRW seine Workshops, die 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern verschiedener Fachrichtungen die 
Gelegenheit bieten, sich interdisziplinär über verbraucherrelevante Fragen 
auszutauschen. Diese halbjährlichen Tagungen sollen die Diskussion zwischen 
Wissenschaft, Politik und Verbraucherorganisationen anregen. Die Schriften-
reihe „Beiträge zur Verbraucherforschung“ präsentiert sowohl die Vielfalt der 
Fragestellungen und Disziplinen als auch die Pluralität von Theorien und Me-
thoden. Dies wird durch die Farbgebung der Umschläge unterstrichen: So wie 
sich das Licht aus verschiedenen Komponenten, den Spektralfarben, zusam-
mensetzt, verstehen wir die Verbraucherforschung als ein gemeinsames Anlie-
gen, das ein breites Spektrum an Zugängen und Themen vereint

Das KVF NRW ist ein Kooperationsprojekt der Verbraucherzentrale NRW e. V. 
mit dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz (MULNV) und dem Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) des 
Landes Nordrhein-Westfalen.
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Einleitung:  
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Ein weiter Weg zum mündigen Verbraucher
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(TheSoz)

Abstract

Nicht erst der Beschluss der Kultusministerkonferenz zur Verbraucherbildung 
im Jahr 2013 hat dazu beigetragen, dass in vielen Bundesländern die Imple-
mentierung von schulischer Verbraucherbildung angestrebt und zum Teil be-
reits umgesetzt wird. Als Bildungsziel wird „mündige Verbraucher“ genannt. 
Das bedeutet aber auch, nicht nur Kaufkompetenz zu vermitteln, sondern die 
Reflexionsfähigkeit zu stärken.

___________________________________________________ 
Dieser Beitrag erscheint unter der Creative-Commons-Lizenz:  
Namensnennung – Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0 International |  
CC BY-SA 4.0  
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1 Das Ziel von Verbraucherbildung

„Die Verbraucherbildung hat“, so heißt es in einem Beschluss der Kultusmini-
sterkonferenz über „Verbraucherbildung an Schulen“, „die Entwicklung eines 
verantwortungsbewussten Verhaltens als Verbraucherinnen und Verbraucher 
zum Ziel, indem über konsumbezogene Inhalte informiert wird und Kompe-
tenzen im Sinne eines reflektierten und selbstbestimmten Konsumverhaltens 
erworben werden. Dabei geht es vor allem um den Aufbau einer Haltung, die 
erworbenen Kompetenzen im Zusammenhang mit Konsumentscheidungen als 
mündige Verbraucherinnen und Verbraucher heranzuziehen und zu nutzen.“ 
(KMK 2013, 2)

Diese Zielvorstellung ist in zweifacher Hinsicht problematisch: Erstens präzi-
siert der KMK-Beschluss an keiner Stelle, was Mündigkeit bedeutet. Zweitens 
ist die stilistische Figur des „mündigen Verbrauchers“ vorbelastet, ja es wird 
sogar hervorgehoben, dass sie „ausgedient“ (Müller 2018) habe (zur Debatte 
siehe Bala und Schuldzinski 2018; 2019).

2 Mündigkeit als Prozess

Leider krankt die Debatte über das verbraucherpolitische Leitbild daran, dass 
die meisten Autorinnen und Autoren Mündigkeit als Zustand verstehen und 
daher nicht hinreichend bestimmen können. Vielmehr geraten sie in eine de-
finitorische Falle, indem sie Mündigkeit auf eine simple Formel hinunterbre-
chen: Mündigkeit wird mit dem Konzept der Konsumentensouveränität in eins 
gesetzt.

Die Idee der Konsumentensouveränität aber besagt, dass Verbraucherinnen 
und Verbraucher „durch ihr Nachfrageverhalten die Güterproduktion […] len-
ken“ (Kuhlmann 1990, 30). Sie fußt, historisch betrachtet, auf dem Menschen-
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bild des Homo oeconomicus (Janning 2011, 151; Weber 2010, 46). Demnach 
wäre ein Verbraucher mündig, wenn er „genau und vollständig über seine Be-
dürfnisse und über alle Güter einschließlich ihrer Angebotsbedingungen sowie 
die damit erreichten Handlungsresultate informiert ist“ und „seinen Nutzen 
maximiert und dabei autonom handelt“ (Kuhlmann 1990, 30). Dieses Konstrukt 
als Basis zur Bestimmung eines „mündigen Verbrauchers“ heranzuziehen, wür-
de den vielschichtigen Begriff der Mündigkeit trivialisieren, auf die Fertigkeit, 
eine optimale Preis-Leistungssuchmaschine zu sein.

Aufgrund dieser Verkürzung des „mündigen Verbrauchers“ kam in jüngster Zeit 
der Gedanke auf, dass sich die Verbraucherpolitik vom Leitbild des „mündigen 
Verbrauchers“ distanzieren müsse. Indem man aber die Idee der Konsumen-
tensouveränität vollkommen zu Recht infrage stellte, entsorgte man den „mün-
digen Verbraucher“ gleich mit. Vielleicht aber war es etwas voreilig, die positiv 
besetzte Vorstellung als naiv und unrealistisch abzutun, nur weil sich die Men-
schen nicht nach den beschränkten Modellvorstellungen der wirtschaftlichen 
Zweckrationalität verhalten.

Tatsächlich erscheint es geboten, den „mündigen Verbraucher“ nicht aufzuge-
ben, sondern vielmehr den Begriff der Mündigkeit zu erneuern, gerade wenn 
er in der Zielvorstellung der Verbraucherbildung verwendet wird. Dazu ist es 
notwendig, Mündigkeit nicht als Zustand zu fixieren, sondern als Prozess zu 
verstehen.1

Schon Immanuel Kant hat „Mündigkeit nicht als eine statische, sondern ganz 
konsequent als eine dynamische Kategorie, als ein Werdendes und nicht als 
ein Seiendes bestimmt“, so Theodor W. Adorno (2017, 144). Bei Kant heißt es, 
dass Aufklärung der Ausweg aus der „selbstverschuldeten Unmündigkeit“ sei: 
„Wenn denn nun gefragt wird: Leben wir jetzt in einem aufgeklärten Zeitalter?, 
so ist die Antwort: Nein, aber wohl in einem Zeitalter der Aufklärung“ (Kant 
1784, 491). Adorno betont: „Mündig ist der, der für sich selbst spricht, weil er 
für sich selbst gedacht hat und nicht bloß nachredet, der nicht bevormundet 
wird“ (Adorno 1969). Eine „Erziehung zur Mündigkeit“ beinhaltet, so der Poli-
tikdidaktiker Klaus Roth, „die Einübung in reflexives Denken und die Stärkung 

1  Siehe zum Folgenden ausführlich Bala und Maier 2014.



10 Christian Bala, Marit Buddensiek, Petra Maier und Wolfgang Schuldzinski

der individuellen Kritikfähigkeit, die Ermächtigung und Befähigung [...] zur kri-
tischen Hinterfragung [...] und die stetige Ermunterung, [den] Verstand ohne 
Lenkung und Bevormundung durch andere zu gebrauchen“ (Roth 1999, 20).

Mündigkeit als Prozess, als Fähigkeit zur Reflexion und „Bewußtmachung, Ra-
tionalität“, so Adorno, zu verstehen, heißt, den mündigen Verbraucher weder 
als Tatsache zu behaupten oder ihn als erreichbaren Zielzustand zu fordern 
noch ihn als unerreichbares Ideal abzutun, sondern nach Mitteln und Wegen zu 
suchen, die Menschen zur Mündigkeit in der Konsumwelt zu befähigen. Das Po-
tenzial dazu ist in jeder Person vorhanden, ob es tatsächlich angewendet wird, 
hängt von der konkreten Situation ab. Jemand, der gefühlsmäßig entscheidet, 
aus Lust und Laune heraus, oder sich von einer Werbung beeinflussen lässt, 
kann dennoch prinzipiell fähig sein, mündig zu handeln, auch wenn er in der 
konkreten Situation manipuliert wurde oder nicht nachgedacht hat.

Nachdem deutlich geworden ist, was das Ziel der Verbraucherbildung ist  – 
mündige Verbraucherinnen und Verbraucher – und was überhaupt Mündigkeit 
ist – die Fähigkeit zur stetigen Reflexion und Bewusstmachung – ergibt sich 
die Frage: Wie muss eine Verbraucherbildung beschaffen sein, die Verbrauche-
rinnen und Verbraucher befähigt, mündig zu werden?

3  Verbraucherbildung – mehr als  
Kaufkompetenz

Sicherlich muss Verbraucherbildung Fertigkeiten des Konsumalltags so vermit-
teln können, dass man sich in einer marktwirtschaftlichen Ordnung zurechtfin-
det: Wann kommt ein Kaufvertrag zustande? Wie kann ich mit einem begrenzten 
Budget zurechtkommen? Was muss ich beachten, wenn ich aus dem Elternhaus 
ausziehe? Welche Kosten kommen beim Kauf eines Smartphones auf mich zu? 
Was ist ein Girokonto, und wie wähle ich die richtige Bank?
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Das sind wichtige Fragen des Alltags und sie müssen beantwortet werden. Dies 
geschieht durch das umfassende Bildungsangebot der Verbraucherzentrale 
Nordrhein-Westfalen. Und dabei können sie auf eine lange Tradition zurückbli-
cken: Bereits 1967, also vor rund fünfzig Jahren, startete die Ernährungsbera-
tung, die immer auch Verbraucherbildung war, etwa wenn hauswirtschaftliche 
Kurse angeboten wurden oder bereits in den 1970er-Jahren die Ernährungs-
beratung in Kindergärten und Schulen etabliert wurde. Heute setzt sich die 
Vernetzungsstelle Schulverpflegung für gesunde Angebote in Mensen und Ki-
osken ein.

Die Verbraucherbildung der Verbraucherzentrale NRW besteht aus einem 
vielfältigen Spektrum von Angeboten: Unterrichtsmaterialien, Unterrichts-
besuchen, Workshops und Multiplikatorenfortbildungen, Vorträgen sowie 
Bereitstellung von Informationen auf Internetportalen und Printmedien. Die 
Einbindung der Verbraucherzentrale als anbieterunabhängige Bildungspartne-
rin zielt dabei auf eine Ergänzung des regulären Unterrichts durch praxis- und 
handlungsorientierte Aspekte ab. 

Diese Bildungsangebote sind wichtig, denn Verbraucherinnen und Verbraucher 
haben heute nicht nur das Glück, nahezu alles kaufen zu können, sie stehen 
auch vor der Herausforderung, Kriterien für die Bewertung der Vielzahl an Gü-
tern festzulegen, Marketingstrategien zu durchschauen, ihre Vorsorge und ih-
ren Schutz mit entsprechenden Finanzdienstleistungen abzusichern und Über-
vorteilung durch unseriöse Geschäftspraktiken zu erkennen.

Mit Blick auf Kinder und Jugendliche hat eine vom ehemaligen BMELV beauf-
tragte Studie zu Verbraucherwissen ergeben, dass „junge Menschen bei Ver-
braucherentscheidungen häufig überfordert sind und es gravierende Defizite 
beim Wissen um Alltagskompetenzen gibt“ (BMELV 2010). Junge Menschen 
sind immer früher mit Fragen des Konsumalltags konfrontiert. Sie sind eine re-
levante Zielgruppe für Werbung, nehmen Einfluss auf Konsumentscheidungen 
innerhalb der Familie und besitzen selber eine enorme Kaufkraft. Doch sind 
auch junge Menschen zunehmend von Ver- und Überschuldung betroffen, über-
wiegend resultierend aus einer unwirtschaftlichen Haushaltsführung (vgl. Sta-
tistisches Bundesamt 2016).
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Die Verbraucherinnen und Verbraucher mit essenziellen Kaufkompetenzen aus-
zustatten, ist ein zentrales Anliegen sowohl der schulischen als auch der für 
Erwachsene konzipierten Verbraucherbildung, die als marktkomplementäres 
Instrument der Verbraucherpolitik verstanden werden kann.

Allerdings sind zu wirtschaftlichem Handeln fähige Konsumentinnen und Kon-
sumenten nicht notwendigerweise „mündige Verbraucher“. Eine Verbraucher-
bildung, die nur Kaufkompetenz vermittelt, ist, um es mit Adorno (2006) zu 
sagen, Halbbildung. Sie dient vornehmlich der Anpassung. In einer rein zweck-
orientierten, utilitaristisch konzipierten Verbraucherbildung lernen Schüle-
rinnen und Schüler, ein „guter Konsument“ zu sein. Doch wir brauchen, um 
es mit unserem Ministerpräsidenten Armin Laschet zu sagen, „mehr als Kon-
sumenten und Untertanen“, nämlich Bürgerinnen und Bürger (zit. nach Frank 
2018).

Dass dies ein Ziel von Verbraucherbildung ist, daran lässt der KMK-Beschluss 
keinen Zweifel, da er „Kompetenzen im Sinne eines reflektierten und selbstbe-
stimmten Konsumverhaltens“ hervorhebt (KMK 2013, 6). Dass es hierbei um 
gesellschaftspolitische Fragen gehen soll, wird dadurch deutlich, dass die KMK 
auf das „verantwortungsbewusste Verhalten als Verbraucherinnen und Ver-
braucher“ verweist und beispielsweise Themen wie den nachhaltigen Konsum 
und die Globalisierung nennt.

Wenn Verbraucherbildung in diesem Sinne mündige Verbraucherinnen und Ver-
braucher in den Blick nimmt, dann ist sie, dem eigenen Anspruch nach, auch 
politische Bildung, die den Bürger nicht vom Verbraucher trennt, sondern den 
ganzen Menschen berücksichtigt, den Bürger über seine Rolle als Verbraucher 
reflektieren lässt. Ein Anspruch, der im Übrigen nicht neu ist, er wurde ähnlich 
bereits 1975 von Gerhard Scherhorn formuliert (siehe Mitropolous 1996, 31; 
Scherhorn et al. 1975, 185 f.).

Die Bedeutung dessen wird deutlich an der Frage des nachhaltigen Konsums, 
der oftmals darauf reduziert wird, die „richtige“, also nachhaltige Kaufent-
scheidung zu treffen und so die Anbieterseite zu einem Umdenken zu bewe-
gen. Dieser Gedanke beruht auf dem fragwürdigen Konzept der Konsumen-
tensouveränität. Orientiert man sich jedoch an der Idee der Konsumfreiheit, 
wird deutlich, dass den Handlungskapazitäten der Verbraucherinnen und 
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Verbraucher am Markt innere und äußere Grenzen gesetzt sind, etwa durch 
Rahmenbedingungen und Angebotsstrukturen. Um diese zu verändern, kön-
nen mündige Verbraucher die Möglichkeiten der politischen Mitbestimmung 
als Bürgerinnen und Bürger nutzen (siehe Beck 2018, 63 f.). Dies zu erkennen 
und zu vermitteln, ist Aufgabe einer Verbraucherbildung, deren Leitidee es ist, 
„Menschen zu befähigen, in ökonomisch (mit)geprägten Situationen überlegt 
und angemessen zu handeln. Dies schließt Selbstbestimmung im Sinn der Ver-
tretung der eigenen Interessen und der eigenständigen Gestaltung der Lebens-
lage sowie der Übernahme von Verantwortung als aktive, demokratische und 
verantwortungsbewusste Mitgestalterinnen und Mitgestalter der Gesellschaft 
ein. Ausschließlich marktbezogenes Wirtschafts- und Verbraucherwissen reicht 
dazu nicht aus.“ (Fridrich et al. 2017, 11)

Wenn es das Ziel von Verbraucherbildung ist, Menschen dazu zu befähigen, 
mündige Verbraucher und Bürger zu sein, dann muss sie beides leisten, sowohl 
Fertigkeiten als auch Reflexionsfähigkeit vermitteln.

Wenn Verbraucherbildung aber nur die Fertigkeiten vermittelt, also Halbbil-
dung ist, dann ist zwar das Wissen vorhanden, wie man beispielsweise sei-
ne Datenschutzeinstellungen in einem sozialen Netzwerk anpasst. Man sieht 
aber vielleicht gar keinen Grund darin, es zu tun, weil man ja „nichts zu ver-
bergen“ habe. Die Bedeutung der Privatsphäre, in wirtschaftlicher wie staats-
bürgerlicher Hinsicht, muss deshalb zusammen mit der Fertigkeit, ihren Schutz 
umzusetzen, vermittelt werden. Das eine funktioniert nicht ohne das andere. 
Und vielleicht kommen dann die mündigen Verbraucherbürgerinnen und Ver-
braucherbürger zu dem Schluss, ihre Social-Media-Accounts zu löschen, so 
der Vorschlag von Jaron Lanier, Facebook zu verklagen, wie Max Schrems das 
getan hat, Alternativen zu suchen oder zu entwickeln oder eben doch alles so 
zu belassen.

Bildung, so die amerikanische Philosophin Martha C. Nussbaum, „hat nicht 
nur das Ziel, aufgeklärte und engagierte Bürger hervorzubringen. Sie bereitet 
Menschen auch auf einen Beruf und, was sehr wichtig ist, auf ein sinnvolles 
Leben vor“ (Nussbaum 2016, 23). Ein Teil dieses Lebens besteht aus Konsum, 
und gerade deshalb ist es von Bedeutung, über diesen Teil zu reflektieren, denn 
wie schon die Ökonomin und Hauswirtschaftlerin Hazel Kyrk 1923 sagte, ist der 
Verbraucher „mehr als ein Käufer“. Kluger, also reflektierter, mündiger Konsum 
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„suche nicht nur das beste Angebot, sondern stelle sich auch die ‚Frage nach 
den Motiven, Werten und Zwecken‘“ (Trentmann 2017, 386).

In diesem Sinne von mündigen Verbraucherinnen und Verbrauchern zu spre-
chen, erfordert einen differenzierten und realistischen Blick auf die Verbrau-
cherinnen und Verbraucher. Die Verbraucherforschung hat seit jeher Skepsis 
gegenüber vereinfachenden Betrachtungsweisen und idealisierten Leitbildern 
an den Tag gelegt. So unterschiedlich wie die Menschen sind auch ihre Bedürf-
nisse, ihre Präferenzen, ihre Fähigkeiten und Ressourcen. Dass es eine Vielzahl 
von Verbrauchertypen und -bildern gibt, und eben nicht den Otto Normalver-
braucher, muss auch in der Verbraucherbildung berücksichtigt werden.
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den zehnten Band der „Beiträge zur Verbraucherforschung“ zu ermöglichen. An 
erster Stelle sind natürlich die Autorinnen und Autoren zu nennen. Wir danken 
unseren Kooperationspartnern, dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz (MULNV) und dem Ministerium für Kultur und 
Wissenschaft (MKW) des Landes Nordrhein-Westfalen. Die redaktionelle Bear-
beitung hat Hannah Scharrenberg übernommen. Christina Seitz hat den Band 
als Lektorin betreut.

Ab Band 10 werden alle Artikel gemäß dem Standard-Thesaurus Wirtschaft 
(STW) und dem Thesaurus Sozialwissenschaften (TheSoz) verschlagwortet. 
Diese Thesauri sollen die Erschließung und Recherche wissenschaftlicher Li-
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1 Einführung

Zahlreiche Regierungen und internationale Organisationen haben begonnen, 
das enorme Potenzial verhaltenswissenschaftlicher Erkenntnisse für eine wirk-
same und effiziente Politikgestaltung zu berücksichtigen (Lourenço et al. 2016; 
World Bank 2015) – so auch die deutsche Bundesregierung, die 2015 ihr Po-
litiklabor „wirksam regieren – Mit Bürgern für Bürger“ ins Leben gerufen hat 
(Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 2019). Dass die Bedeutung 
der Verhaltenswissenschaften für die Politikgestaltung in den letzten Jahren 
eine solche Aufmerksamkeit gewonnen hat, ist zweifellos dem „Nudging“-
Ansatz zu verdanken, der durch das Buch „Nudge: Wie man kluge Entschei-
dungen anstößt“ bekannt wurde (Thaler und Sunstein 2008). „Nudges“ sind 
nicht-monetäre und nicht-regulatorische Interventionen, welche Menschen 
in eine bestimmte Richtung lenken („nudging“ = stupsen), aber dabei deren 
Wahlfreiheit bewahren sollen (Alemanno und Sibony 2015; Sunstein 2014; 
Sunstein 2016a; Thaler und Sunstein 2008). Das wohl bekannteste Beispiel für 
solche Nudges sind die Effekte von Voreinstellungen (Jachimowicz et al. 2019) 
auf zum Beispiel die Registrierung als Organspender*in oder Beitragszahler*in 
in Rentensparplänen. Solange man nichts aktiv an einer Voreinstellung ändert, 
verbleibt man bei der Voreinstellung (zum Beispiel Organspender*in). Und weil 
Menschen die Tendenz haben, bei einer Voreinstellung zu bleiben, können 
„Entscheidungsarchitekt*innen“ Verhalten durch Setzen von Voreinstellungen 
beeinflussen (zum Beispiel die Bereitschaft zur Organspende oder die Teilnah-
me an Rentensparplänen).

Der Nudge-Ansatz hat eine Reihe von kritischen, informativen Debatten aus-
gelöst, so zum Beispiel über seine zugrunde liegende politische Philosophie 
des libertären Paternalismus (Rebonato 2012), über seine Ethik (Barton und 
Grüne-Yanoff 2015; Bovens 2009; Grüne-Yanoff 2018), über die tatsächliche 
Wirksamkeit von Nudging-Interventionen (House of Lords Science and Tech-
nology Select Committee 2011) und deren Robustheit, Persistenz und tatsäch-
lichen Wohlfahrtseffekte (Grüne-Yanoff 2016; Grüne-Yanoff, Marchionni und 
Feufel 2018; Grüne-Yanoff 2018; Meder, Fleischhut und Osman 2018; Reijula 
et al. 2018) – sowie über die Grundannahme des Nudging-Ansatzes: Defizite 
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in der Entscheidungskompetenz von Menschen sind allgegenwärtig und nur 
schwer zu ändern (zum Beispiel Grüne-Yanoff und Hertwig 2016).

Auf der einen Seite begrüßen wir das derzeitige Interesse an den Verhaltens-
wissenschaften für die Politikgestaltung (Sunstein 2016a). Auf der anderen 
Seite wäre es jedoch falsch und eine verpasste Gelegenheit, verhaltenswis-
senschaftliche Einsichten mit Nudging gleichzusetzen  – oder anzunehmen, 
dass solche Einsichten letztlich alle auf eine Nudging-Intervention hinauslau-
fen würden. Tatsächlich liefern die Verhaltenswissenschaften ein viel breite-
res, differenzierteres – und auch optimistischeres – Bild über die menschliche 
Entscheidungskompetenz (zum Beispiel Gigerenzer 2013; Gigerenzer, Hertwig 
und Pachur 2011; Griffiths et al. 2010; Oaksford und Chater 2007; Zsambok 
und Klein 2014) und damit auch ein differenzierteres Bild der Konsument*innen 
(Hellmann 2018; Loer und Leipold 2018). Dies bedeutet auch, dass die Verhal-
tenswissenschaften der Politik eine Vielfalt von „Werkzeugen“ an die Hand ge-
ben können, welche bei Weitem nicht alle von eher trägen und lethargischen 
Konsument*innen ausgehen. In diesem Beitrag stellen wir einen solchen ande-
ren, verhaltenswissenschaftlich gestützten Ansatz vor („boosting“ = stärken), 
der sogenannte „Boosts“ bereitstellt: evidenzbasierte, nicht-monetäre und 
nicht-regulatorische Interventionen mit dem Ziel, Entscheidungs- und Selbst-
kontrollkompetenzen zu steigern (Grüne-Yanoff und Hertwig 2016; Grüne-Ya-
noff, Marchionni und Feufel 2018; Hertwig 2017; Hertwig und Dallacker 2019; 
Hertwig und Grüne-Yanoff 2017).

Hier ein konkretes Beispiel für einen Boost, der die Risikokompetenz der 
Bürger*innen stärkt, statistische Gesundheitsinformationen zu verstehen 
(Gigerenzer, Wegwarth und Feufel 2010). 1995 gab das UK Committee on 
Safety of Medicines eine Warnung zur empfängnisverhütenden Pille der drit-
ten Generation heraus. Die Warnung war, dass die dritte Generation im Ver-
gleich zur zweiten Generation das Risiko für eine potenziell lebensgefährliche 
Thrombose verdoppelt. Diese Nachricht löste große Besorgnis aus und viele 
Frauen hörten auf, ihre Pille zu nehmen. Dies führte zu zusätzlichen unge-
wollten Schwangerschaften und Schwangerschaftsabbrüchen – Schätzungen 
nach 13.000 zusätzliche Abtreibungen im darauffolgenden Jahr in England 
und Wales – und zu zusätzlichen 55 Millionen Euro Kosten für den National 
Health Service. Was bedeutet aber diese Verdopplung des Thromboserisikos 
konkret? Studien zeigten, dass pro 7.000 Frauen, welche die frühere Pille (der 
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zweiten Generation) zu sich nahmen, eine Frau eine Thrombose erlitt. Bei der 
Pille der dritten Generation waren es zwei von 7.000 Frauen. Es handelte sich 
also tatsächlich um eine Verdoppelung des Risikos (oder um einen Anstieg des 
Risikos um 100 Prozent). Die Kommunikation von solchen relativen Risikover-
änderungen ist allerdings irreführend, weil unklar bleibt, was das Grundrisiko 
ist, auf welches sich die Risikoerhöhung bezieht (hier eine von 7.000 Frauen). 
Wenn das Grundrisiko klein ist, sehen Veränderungen, die als relative Risiken 
ausgedrückt werden, groß aus. Wenn die gleiche Veränderung nun als absolute 
Risiken kommuniziert wird (1 versus 2 von 7.000 Frauen), dann wird klar, wie 
klein die Veränderung eigentlich ist – auch weil das Grundrisiko immer gleich 
mit kommuniziert werden muss. Der Boost ist nun folgender: Immer wenn von 
einem relativen Risiko gesprochen wird (zum Beispiel „Y führt im Vergleich zu X 
zu einem 100 Prozent erhöhten Risiko“), dann frage nach den absoluten Risiken 
(das heißt dem Grundrisiko für X und dem neuen Risiko für Y).

Die zentralen Unterschiede zwischen Boosting und Nudging können entlang 
von sieben Dimensionen (Tabelle 1; siehe Hertwig und Grüne-Yanoff 2017), 
sowie entlang der zentralen Annahmen der beiden Ansätze (Tabelle 2; siehe 
Grüne-Yanoff und Hertwig 2016) herausgearbeitet werden. Im ersten Teil die-
ses Beitrages diskutieren wir diejenigen Unterschiede zwischen Nudging und 
Boosting, welche wir für die Verbraucherforschung für besonders relevant hal-
ten. Wir stellen zudem eine vorläufige Taxonomie von Boosts auf, welche eine 
Vielzahl an Boosts für die verschiedensten Lebensbereiche vorstellt. Für eine 
vertiefte Diskussion aller sieben Dimensionen verweisen wir auf Hertwig und 
Grüne-Yanoff (2017), auf welchem der erste Teil dieses Beitrages zu großen 
Teilen basiert. Im zweiten Teil des Beitrages möchten wir mögliche Missver-
ständnisse über Boosts ausräumen, indem wir drei wichtige Eigenschaften 
von Boosts herausarbeiten: Boosts und Schulbildung sind nicht dasselbe, 
Boosts müssen nicht teuer sein, und die gleichzeitige Anwendung von Boosts 
und Nudges schließt sich nicht grundsätzlich aus. Der dritte und letzte Teil des 
Beitrages behandelt dann die Frage, wann Boosting und wann eher Nudging 
den sinnvolleren Ansatz darstellt und verdichtet diese Erkenntnisse in sechs 
Kriterien (Hertwig 2017).
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2  „Boosting“ und „Nudging“  
im Vergleich

2.1 Definitionen und Wirkmechanismen

Thaler und Sunstein (2008, 6) definieren einen „Nudge“ als jeden Aspekt der 
„Entscheidungsarchitektur“, der das Verhalten der Menschen auf vorhersag-
bare Weise verändert, ohne Optionen zu verbieten oder ihre wirtschaftlichen 
Anreize erheblich zu verändern („any aspect of the choice architecture that al-
ters people’s behavior in a predictable way without forbidding any options or 
significantly changing their economic incentives“), wobei die Intervention für 
die Zielpersonen leicht zu vermeiden sein muss („easy and cheap to avoid“). 
Der Ansatzpunkt von Nudges ist das Verhalten (Tabelle 1): Um es zu steuern, 
nutzen Nudges kognitive oder motivationale Defizite (zum Beispiel Trägheit, 
die Tendenz, Dinge aufzuschieben, oder Verlustaversion; siehe auch Rebona-
to 2012) und verändern die Entscheidungsarchitektur auf eine Weise, die das 
Verhalten in die gewünschte Richtung lenkt („to nudge“ = stupsen). Die Politik 
zielt dabei nicht auf Aspekte ab, über die Menschen explizite Präferenzen ha-
ben (zum Beispiel Geld, Komfort, Geschmack, Status und so weiter), sondern 
externe Eigenschaften der Entscheidungsarchitektur, für die Menschen typi-
scherweise von sich behaupten würden, dass sie keine Präferenzen über sie 
haben (zum Beispiel die Position einer Option in einer Liste, Voreinstellungen, 
oder die Formulierung semantisch äquivalenter Aussagen). Darüber hinaus 
muss die herbeigeführte Verhaltensänderung leicht umkehrbar sein, sodass 
Bürger*innen sich ohne Aufwand anders verhalten könnten. Da diese einfache 
Reversibilität die Wahlfreiheit bewahren soll, wurde diese Art von Paternalis-
mus als „libertär“ bezeichnet (Thaler und Sunstein 2008).

Wir definieren „Boosts“ als evidenzbasierte Interventionen, die Entscheidungs- 
und Selbstkontrollkompetenzen steigern und damit also nicht direkt auf das 
Verhalten abzielen (Tabelle 1; Grüne-Yanoff und Hertwig 2016; Hertwig und 
Grüne-Yanoff 2017). Die anvisierten Kompetenzen können dabei bereichsspe-
zifisch (zum Beispiel Finanzbuchhaltung) oder bereichsübergreifend
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Dimension Nudging Boosting

Ansatzpunkt der Intervention Verhalten Kompetenzen

Forschungsprogramm und 
Evidenz

Demonstriere systema-
tische kognitive und 
motivationale Defizite 
der Bürger*innen

Erkenne Grenzen der 
Bürger*innen an, dann 
identifiziere Wege, um die 
fehlenden Kompetenzen zu 
fördern

Wirkmechanismus Nutze kognitive und 
motivationale Defizite 
in Verbindung mit Än-
derungen der externen 
Entscheidungsarchi-
tektur

Fördere Kompetenzen 
durch Änderungen der Fer-
tigkeiten, des Wissens, der 
Entscheidungsinstrumente 
und/oder der externen 
Rahmenbedingungen

Annahmen über die kognitive 
Architektur

Kognitive Architektur 
ist unveränderbar

Kognitive Architektur ist 
veränderbar

Empirisches Unterscheidungs-
kriterium (Reversibilität)

Sobald Intervention 
entfernt wird, bewegt 
sich das Verhalten auf 
den Zustand vor der 
Intervention zurück

Effekte sollten bestehen 
bleiben, auch nachdem die 
(erfolgreiche) Intervention 
entfernt wurde

Programmatische Ambition 
(Vision)

Korrigiere schwer-
wiegende Fehler in 
spezifischen Kontexten 
(„lokale Reparaturen“)

Statte Bürger*innen mit 
bereichsspezifischen oder 
bereichsübergreifenden 
Kompetenzen aus

Normative Implikationen Kann gegen Autono-
mie und Transparenz 
verstoßen

Erfordert Kooperation und 
ist daher notwendigerwei-
se transparent

Tabelle 1: Sieben Dimensionen, in denen sich Nudging und Boosting unterscheiden 
(Hertwig und Grüne-Yanoff 2017).

(zum Beispiel statistische Kompetenzen) sein. Ein Boost kann dabei Aspekte 
der menschlichen Kognition (zum Beispiel Entscheidungsstrategien, prozedu-
rale Routinen, Motivationskompetenzen oder den strategischen Einsatz von 
automatischen Prozessen), die Umgebung (zum Beispiel Formate der Infor-
mationsdarstellung oder Gestaltung der physischen Umgebung) oder beides 
einschließen. Durch die Förderung vorhandener oder der Entwicklung neuer 
Kompetenzen sollen Boosts spezifische Verhaltensweisen ermöglichen. Darü-
ber hinaus haben Boosts das Ziel, die persönliche Handlungsfreiheit zu be-
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wahren. Wenn Menschen die Ziele eines Boosts befürworten, beispielsweise 
Risikokompetenz (Gigerenzer 2013), Finanzkompetenz (Lusardi und Mitchell 
2014), oder gesunde Ernährungsgewohnheiten (Hertwig und Dallacker 2019; 
Dallacker und Hertwig 2019), dann können sie sich dazu entscheiden, den  
Boost anzunehmen. Wenn sie aber dessen Ziele nicht befürworten, dann kön-
nen sie den Boost einfach ablehnen. Boosts können also – gerade weil ihr Er-
folg auf die Einwilligung und Kooperation seitens der Bürger*innen angewiesen 
ist – menschliches Verhalten nicht heimlich beeinflussen und die Ziele hinter 
einem Boost müssen notwendigerweise transparent gemacht werden. Die 
Bürger*innen können dann die neuen oder gestärkten Kompetenzen nutzen, 
um ihre eigenen Entscheidungen zu treffen (zum Beispiel, ob sie sich einem 
medizinischen Test unterziehen oder ein bestimmtes Nahrungsmittel verzeh-
ren wollen). Dies macht deutlich, dass Boosts nicht das Ziel haben, Verhalten 
in eine bestimmte Richtung zu lenken, sondern den Bürger*innen zu helfen, 
Entscheidungen zu treffen, die besser im Einklang mit ihren eigenen Werten 
liegen – welches Verhalten diese Werte auch immer implizieren mögen.

Annahme Nudging Boosting

Bewusstsein über kognitive Fehler: Müssen Bürger*innen 
den Einfluss von kognitiven Fehlern erkennen können?

Nein Ja

Kontrollierbarkeit von kognitiven Fehlern: Müssen 
Bürger*innen den Einfluss des Fehlers stoppen oder außer 
Kraft setzen können?

Nein Ja

Minimale Kompetenzen: Müssen Bürger*innen neue  
Fähigkeiten erwerben können?

Nein Ja

Hinreichende Motivation: Müssen Bürger*innen motiviert 
sein, erlernte Fähigkeiten einzusetzen?

Nein Ja

Information über Ziele: Muss die Politik die spezifischen 
Ziele der Bürger*innen kennen?

Ja Nein

Informationen über die Heterogenität der Ziele: Muss 
die Politik die Heterogenität der Ziele der Bürger*innen 
kennen?

Ja Nein

Kognitive Fehler: Muss die Politik weniger fehleranfällig 
sein als die Bürger*innen selber?

Ja Nein

Wohlwollen der Politik: Muss die Politik wohlwollend sein? Ja Nicht  
zwingend

Tabelle 2: Acht Annahmen von Nudging und Boosting (Grüne-Yanoff und Hertwig 2016).
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2.2 Eine vorläufige Taxonomie von Boosts

Es existieren natürlich bereits schon umfassende Systeme zur Einordnung von 
evidenzbasierten Interventionen zur Verhaltensveränderung. Solche Systeme 
(wie zum Beispiel das „behavior change wheel“ von Michie, van Stralen und 
West 2011) berücksichtigen das ganze Spektrum an möglichen Interventionen, 
unter anderen auch solche, die weit über Nudging und Boosting hinausgehen 
(zum Beispiel Zwänge, Anreize oder Einschränkungen der Wahlfreiheit). Unse-
re vorläufige Taxonomie ist weder vollständig noch abgeschlossen – und soll 
auch nicht solche generelleren Systeme zur Einordnung von evidenzbasierten 
Interventionen ersetzen. Vielmehr soll sie aufzeigen, wie reichhaltig und viel-
fältig das Angebot an Boosts bereits ist – sogar wenn man sich nur auf ak-
tuellere Forschungsarbeiten beschränkt. Die Taxonomie macht dadurch auch 
deutlich, dass Boosts – wie auch Nudges – keineswegs völlig „neue“ Arten 
von Interventionen darstellen. Vielmehr sehen wir Boosting als eine hilfreiche 
übergeordnete Kategorie für ein breites Spektrum von verhaltenswissenschaft-
lich fundierten, evidenzbasierten, nicht-monetären und nicht-regulatorischen 
Interventionen, die auf die Kompetenzen – und nicht auf das Verhalten – der 
Bürger*innen abzielen. Innerhalb des „behavior change wheel“ (Michie, van 
Stralen und West 2011) würden Boosts unter die Kategorien „Ausbildung“ 
(„education“), „Training“ („training“), „Änderung der Rahmenbedingungen“ 
(„environmental restructuring“), „Verhaltensmodellierung“ („modeling“) oder 
„Ermöglichung“ („enablement“) fallen.

 – Risikokompetenz-Boosts schaffen oder fördern Kompetenzen, um sta-
tistische Informationen in Bereichen wie Gesundheit (Jenny, Keller und 
Gigerenzer 2018; McDowell et al. 2016), Wetter (Fleischhut und Herzog 
2019; Gigerenzer et al. 2005) und Finanzwesen (Lusardi und Mitchell 2014) 
verstehen zu können.

 – grafische Darstellungen (zum Beispiel Fundel et al. 2019; Lusardi et al. 
2017; Spiegelhalter, Pearson und Short 2011)

 – „Faktenboxen“ (das heißt kurze, transparente Aufstellungen der Vor- 
und Nachteile medizinischer Maßnahmen, um informiertere Entschei-
dungen zu ermöglichen; McDowell et al. 2016)
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 – erfahrungsbasierte (im Gegensatz zu rein beschreibungsbasierten) 
Darstellungen (zum Beispiel Hogarth und Soyer 2015; Kaufmann, Weber 
und Haisley 2013)

 – Repräsentationen, die Verzerrungseffekte vermeiden (zum Beispiel ab-
solute statt relative Häufigkeiten; Gigerenzer et al. 2007; Spiegelhalter, 
Pearson und Short 2011)

 – kurze Trainings zur selbstständigen Umwandlung von undurchsichtigen 
Darstellungen (zum Beispiel bedingte Wahrscheinlichkeiten) in transpa-
rente Darstellungen (zum Beispiel natürliche Häufigkeiten; Sedlmeier 
und Gigerenzer 2001)

 – Training von allgemeinen mathematischen Fähigkeiten (zum Beispiel, 
während Eltern ihren Kindern Geschichten erzählen; Berkowitz et al. 
2015)

 – Unsicherheitsmanagement-Boosts etablieren oder fördern prozedurale Re-
geln für das Treffen von guten Entscheidungen, Vorhersagen und Einschät-
zungen unter Unsicherheit, das heißt in Situationen, in welchen keine sta-
tistischen Informationen in Form von klaren Wahrscheinlichkeiten vorliegen.

 – einfache datenbasierte Inferenzmethoden (zum Beispiel Swets, Dawes 
und Monahan 2000)

 – einfache Regeln zur Nutzung kollektiver Intelligenz („Weisheit der Vie-
len“; Herzog et al. 2019; Kurvers et al. 2016) und der „Weisheit der Vie-
len“ innerhalb einer Person (Herzog und Hertwig 2014)

 – einfache Entscheidungsbäume, Heuristiken und prozedurale Routinen 
(zum Beispiel Drexler, Fischer und Schoar 2014; Gigerenzer, Hertwig und 
Pachur 2011; Hafenbrädl et al. 2016)

 – Motivations-Boosts fördern die Fähigkeit, durch passende Interventionen 
die eigene Motivation und Selbstkontrolle abzustimmen.

 – expressives Schreiben (Beilock und Maloney 2015)
 – Übungen zur Etablierung von lernunterstützenden Selbstkonzepten 

(Rattan et al. 2015)
 – Aufmerksamkeitstrainings (Tang, Tang und Posner 2013)
 – psychologische Verbundenheitstrainings (Hershfield et al. 2011)
 – Belohnungsbündelungs-Trainings (Ainslie 1992; Ainslie 2012)
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 – strategische Verwendung automatischer Prozesse, zum Beispiel Nut-
zung von Zielsetzungen in der Form von Wenn-Dann-Regeln („Imple-
mentations-Intentionen“; Gollwitzer und Sheeran 2006) in Kombination 
mit mentalem Kontrastieren (Oettingen 2012)

 – Selbstverpflichtungsstrategien („pre-commitment devices“; Schelling 
1984) und Selbstkontrollstrategien (Fishbach und Shen 2014) 

2.3  Reversibilität: Ein empirisches Kriterium zur 
Unterscheidung zwischen Nudges und Boosts

Nudges und Boosts unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Ansatzpunkte und 
Wirkmechanismen, die zu einer Verhaltensveränderung führen (Tabelle 1). 
Nudges verändern die externe Entscheidungsarchitektur so, dass sie im Zu-
sammenspiel mit den unveränderten, internen (kognitiven und motivationalen) 
Prozessen der Bürger*innen eine Verhaltensänderung bewirkt. Nudges zielen 
also direkt auf das Verhalten ab. Im Gegensatz dazu fördern Boosts individuelle 
Kompetenzen, indem sie funktionale Prozesse trainieren (zum Beispiel Erler-
nen einfacher Heuristiken), die externen Rahmenbedingungen ändern (zum 
Beispiel transparente Darstellung von Informationen) oder beides.

Theoretisch scheint also die Unterscheidung zwischen Nudges und Boosts 
klar – in der Praxis ist sie es aber nicht immer. Daher schlagen wir eine pragma-
tische Regel vor, um zwischen Nudges und Boosts zu unterscheiden:

Wenn, ceteris paribus, eine wirksame (nicht-monetäre und nicht-regulierende) 

Intervention entfernt wird und das Verhalten wieder in den Zustand vor der In-

tervention zurückkehrt, dann stellt die Intervention einen Nudge dar. Wenn aber, 

ceteris paribus, das Verhalten nach der Entfernung der Intervention bestehen 

bleibt, dann stellt die Intervention einen Boost dar. 
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2.4 Normative Implikationen

Wie soll sich die Politik zwischen einem Nudge und einem Boost entscheiden? 
Nebst der Effektivität und Effizienz sowie den Auswirkungen auf die Wohlfahrt  
können mindestens zwei weitere normative Dimensionen zur Evaluation von 
Interventionen herangezogen werden: Transparenz und Autonomie.

„Harte“ paternalistische Interventionen, wie Gesetze (zum Beispiel obligato-
rische Gurtpflicht), Verbote (zum Beispiel Rauchverbot auf öffentlichen Plätzen) 
und negative monetäre Anreize (zum Beispiel Tabaksteuer) sind sichtbar und 
transparent (Glaeser 2006) und Bürger*innen können sie daher überprüfen und 
die Regierung zur Rechenschaft ziehen. Man kann nun argumentieren, dass 
Nudges im Vergleich dazu weniger transparent sind. Tatsächlich funktionieren 
einige Nudges auch ohne das Wissen und die Zustimmung der Bürger*innen 
und wirken daher manipulativ (Conly 2012; Wilkinson 2012). Aus diesen Grün-
den kann die Verwendung von Voreinstellungen (zum Beispiel Organe spenden 
versus Organe nicht spenden) kritisiert werden, da sie die unterstellte Trägheit 
der Menschen nutzt und eine bewusste Auseinandersetzung mit dem Sachver-
halt umgeht. Dies bedeutet auch, dass die Effekte von Voreinstellungen mög-
licherweise nicht so leicht umkehrbar sind, wie man denken könnte und somit 
das Kriterium der einfachen Reversibilität nicht erfüllen. Selbst wenn Vorein-
stellungen völlig transparent sind (wie zum Beispiel im Fall der automatischen 
Teilnahme in Rentensparplänen), ist allerdings die Fähigkeit einer Person, eine 
Intervention auch als solche zu erkennen (zum Beispiel eine Voreinstellung) 
nicht das Gleiche wie die Fähigkeit zu erkennen, wie genau dieser Nudge das ei-
gene Verhalten verändern wird – insbesondere wenn die Richtung des Effektes 
nicht intuitiv ist. Je weniger also die Bürger*innen den Mechanismus hinter der 
Verhaltensänderung verstehen, desto geringer ist die tatsächliche Transparenz. 
Im Gegensatz dazu erfordern Boosts die aktive Mitarbeit der Bürger*innen. Sie 
müssen daher explizit, sichtbar und transparent sein.

Die für das Funktionieren von Boosts notwendige Zusammenarbeit setzt also 
voraus, dass sich Bürger*innen selber mit einem Boost auseinandersetzen. 
Dies impliziert wiederum, dass gemäß gängigen Auffassungen zu Autono-
mie (Buss und Westlund 2018) Boosts die Autonomie mehr respektieren als 
Nudges  – insbesondere mehr als jene Nudges, welche die Reflexions- und 
Überlegungsfähigkeit der Menschen umgehen wollen (Sunstein 2016b). Weil 
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Boosts eine aktive Mitarbeit der Bürger*innen voraussetzen, kann die Politik 
daher davon ausgehen, dass ein Boost, der von Bürger*innen aufgegriffen und 
in die Tat umgesetzt wird, die Ziele dieser Bürger*innen widerspiegelt. Ein er-
folgreicher Nudge hingegen spiegelt nicht notwendigerweise solche eigenen 
Ziele wider (Grüne-Yanoff 2018). Natürlich besteht die Hoffnung, dass die Po-
litik – informiert durch Statistiken und den öffentlichen Diskurs – die eigenen 
Ziele der Bürger*innen fördern kann und auch fördern will. Die Möglichkeit, die 
eigenen Ziele zu verfolgen, wird oft als die angemessene Grundlage für Wohl-
standserwägungen angesehen (Hausman 2012). Die Unterscheidung zwischen 
Boosts und Nudges impliziert daher, dass Boosts solche Erwägungen eher re-
spektieren (Grüne-Yanoff 2018).

3  Mögliche Missverständnisse ausräu-
men: Drei wichtige Eigenschaften von 
Boosts

Im Folgenden möchten wir mögliche Missverständnisse über Boosts ausräu-
men, indem wir drei wichtige Eigenschaften von Boosts herausarbeiten.

3.1 Boosting ist nicht dasselbe wie Schulbildung

Natürlich ist es die zentrale Aufgabe von Schulen, Schüler*innen Wissen und 
Kompetenzen zu vermitteln. Aber nach unserer Konzeptualisierung ist Boosting 
nicht dasselbe wie Schulbildung, obwohl einige Boosts (zum Beispiel Risiko-
kompetenz-Boosts) leicht in Schullehrpläne aufgenommen werden könnten. 
Wir sehen mindestens sechs zentrale Unterschiede:

1.   Es ist nicht das vorrangige Ziel von Boosts, akkurates deklaratives Wissen 
und kulturelle Fähigkeiten wie Lesen, Schreiben, Grammatik und Algebra 
zu vermitteln. Stattdessen vermitteln Boosts Kompetenzen in Bereichen, 
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die typischerweise (noch) nicht in Schullehrplänen behandelt werden, wie 
zum Beispiel finanzielle Entscheidungen, akkurate Risikobewertungen, ge-
sunde Ernährung, digitale Kompetenzen, fundierte medizinische Entschei-
dungen oder wirksame Selbstregulierung.

2.   Boosts, wie auch Nudges, sollten evidenzbasiert sein. Dies gilt nicht not-
wendigerweise für das, was in Schulen unterrichtet wird.

3.    Boosts zielen darauf ab, neue Kompetenzen unter begrenzten Zeit- und 
Ressourcenbedingungen (seitens der Zielgruppe, sowie der Politik) zu 
etablieren oder bestehende Kompetenzen zu fördern. Somit stellen Boosts 
auch eine Form des lebenslangen, außerschulischen Lernens dar.

4.    Der Fokus von Boosts liegt typischerweise auf direkt umsetzbaren Ent-
scheidungs- und Motivationskompetenzen (zum Beispiel Heuristiken oder 
Fähigkeiten zur Zielimplementierung) und nicht auf Information an sich.

5.   Bei Boosts handelt es sich häufig um bedarfsorientierte Interventionen 
(„just-in-time“), während schulische Bildung Wissen und Kompetenzen 
nach einem allgemeinen Lehrplan bereitstellt.

6.    Boosts sind Interventionen, welche die Autonomie des Einzelnen bewah-
ren, da sie auf die Kooperation der Bürger*innen angewiesen sind. Im 
Gegensatz dazu ist während der obligatorischen Schulzeit die Autonomie 
der Schüler*innen durch die Lehrpläne vergleichsweise kleiner. Zugegebe-
nermaßen wäre die Autonomie der Schüler*innen eingeschränkt, wenn ein 
Boost Teil eines obligatorischen Lehrplans werden würde.

3.2 Boosts müssen nicht teuer sein

Da Änderungen der Entscheidungsarchitektur kostengünstig sein können, ist 
es nachvollziehbar, dass Nudges oft als kostengünstig wahrgenommen wer-
den. Eine Voreinstellung (Jachimowicz et al. 2019) kann zum Beispiel durch 
Gesetze oder Verordnungen geändert werden (zum Beispiel von „opt-out“ zu 
„opt-in“). Eine Änderung einer Voreinstellung erfordert auch nur einen minima-
len Aufwand seitens der Bürger*innen; im Fall von Voreinstellungen beruht die 
Effektivität des Nudges sogar auf der Annahme, dass die Bürger*innen in aller 
Regel nichts tun werden.

Im Gegensatz dazu erfordern Boosts häufig mehr Zeit, Aufwand und Motiva-
tion – sowohl von den Bürger*innen als auch von der Politik. Obwohl Boosts 
wohl nur selten kostenlos sein werden, sind viele von ihnen kostengünstig. 
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Die notwendige Zeitinvestition kann nur wenige Minuten betragen (zum Bei-
spiel expressives Schreiben, Beilock und Maloney 2015) oder nicht mehr als 
einige Stunden, zum Beispiel Übungen zur Förderung von lernunterstützenden 
Selbstkonzepten (Rattan et al. 2015) oder Repräsentationstraining (Sedlmeier 
und Gigerenzer 2001). Zugegebenermaßen hat der Staat die Kosten für die Ein-
richtung solcher Lernmöglichkeiten zu tragen. Durch die zunehmende Digitali-
sierung der Gesellschaft wird es aber auch immer einfacher sein, Boosts online 
kostengünstig und skalierbar zu vermitteln.

3.3   Die gleichzeitige Anwendung von Boosts and Nudges 
schließt sich nicht grundsätzlich aus

Boosts und Nudges sind natürlich nicht völlig austauschbar. So gibt es bei-
spielsweise, soweit uns bekannt ist, keinen Nudge, um die Angst vor Mathema-
tik zu reduzieren (Beilock und Maloney 2015) oder die transparente Kommuni-
kation und das Verstehen von Gesundheitsrisiken zu fördern (Gigerenzer et al. 
2007). In diesen Fällen hat die Politik nur eine Wahl.

Es gibt jedoch Lebensbereiche, in denen entweder Nudges oder Boostings ver-
wendet werden könnten, so zum Beispiel bei Essens- und finanziellen Entschei-
dungen und Selbstkontrollproblemen. In jedem dieser Bereiche könnten die 
Kompetenzen der Bürger*innen durch Boosts gesteigert werden, das Verhal-
ten der Bürger*innen durch Nudges gesteuert werden oder beides. Die Frage, 
welcher der beiden Ansätze effizienter sein würde, ist letztlich eine empirische 
Frage. Unser Ziel ist es nicht, generell Boosts oder Nudges zu empfehlen. Viel-
mehr wollen wir aufzeigen, dass es immer notwendig sein wird, die jeweiligen 
Umstände und Ziele zu analysieren, damit die Politik die geeignetere Interventi-
on auswählen kann (Grüne-Yanoff und Hertwig 2016; Hertwig und Grüne-Yanoff 
2017).

Eine faszinierende Möglichkeit, Boosting und Nudging miteinander zu kombi-
nieren, sind sogenannte „Self-Nudges“ („Selbst-Anstupser“; Reijula und Hert-
wig 2019): Bürger*innen verwenden Nudges als Selbstkontrollstrategien, um 
ihre eigenen Entscheidungsumgebungen umzustrukturieren; so werden sie 
zu ihren eigenen Entscheidungsarchitekt*innen. Eine Kategorie solcher Self-
Nudges sind sogenannte Selbstverpflichtungsstrategien („pre-commitment 
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devices“; Schelling 1984, siehe auch die Taxonomie weiter oben). Zum Beispiel 
können wir den Wecker am Abend so weit weg vom Bett aufstellen, dass wir ihn 
am nächsten Morgen erst dann ausschalten können, wenn wir schon aus dem 
Bett gestiegen sind. Da viele Nudges in Self-Nudges umfunktioniert werden 
können, ist die Palette an möglichen Self-Nudges beachtlich. Zur Förderung 
von Self-Nudging müssen politischen Entscheidungsträger*innen ihr Wissen 
über Nudges – insbesondere deren Funktionsweise – mit den Bürger*innen 
teilen, um Letztere in die Lage versetzen, selbstständig ihre Entscheidungsum-
gebungen so zu gestalten, dass sie ihre eigenen Ziele besser erreichen können. 
Self-Nudging ermöglicht eine pragmatische und kostengünstige Anwendung 
verhaltenswissenschaftlicher Erkenntnisse und umgeht dabei viele der Beden-
ken, die hinsichtlich Nudging-Interventionen geäußert wurden (zum Beispiel 
Bevormundung, Manipulation, oder fehlende Informationen über Ziele der 
Bürger*innen; siehe auch Tabelle 2).

4  Wann „Boosts“, wann „Nudges“ ver-
wenden? Sechs Kriterien für die Politik

Hertwig (2017) hat eine Reihe von Kriterien vorgeschlagen, um zu bestimmen, 
wann Boosts und wann Nudges die sinnvollere Form einer nicht-monetären und 
nicht-regulierenden Intervention darstellen. Diese Kriterien leiten sich aus den 
Unterschieden zwischen Boosting und Nudging ab, wie sie in diesem Beitrag 
diskutiert wurden (zur Übersicht siehe Tabellen 1 und 2). Im Folgenden listen 
wir die sechs Kriterien auf; für eine vertiefte Diskussion der Kriterien siehe Hert-
wig (2017). Wie oben dargestellt, schließt sich eine gleichzeitige Anwendung 
von Boosts und Nudges nicht grundsätzlich aus. Die sechs Kriterien können 
helfen, auch solche Situationen zu identifizieren.

Die ersten vier Kriterien stellen notwendige Voraussetzungen für die Effektivi-
tät von Boosts beziehungsweise von Nudges dar; wenn eines dieser Kriterien 
klar verfehlt wird, dann kann dies durch keine anderen Vorteile aufgewogen 
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werden. Die verbleibenden zwei Kriterien stellen zwar keine notwendigen Vo-
raussetzungen dar, sollten aber in der Kosten-Nutzen-Rechnung berücksichtigt 
werden.

1.    Wenn Entscheider*innen die kognitiven Fähigkeiten oder die Motivation 
zum Erwerb neuer Fähigkeiten oder Kompetenzen fehlen, ist Nudging 
wahrscheinlich der effizientere Ansatz.

2.   Wenn sich die Politik über die Ziele der Bürger*innen unsicher ist, wenn 
die Bürger*innen deutlich heterogene Ziele verfolgen oder wenn einzelne 
Bürger*innen selber widersprüchliche Ziele verfolgen, dann ist Boosting 
der weniger fehleranfällige Ansatz.

3.   Wenn ein Nudge, damit er funktioniert, intransparent oder sogar unsicht-
bar sein muss, dann ist er nicht leicht zu umgehen und damit paterna-
listisch; in solchen Fällen sind Boosts im Allgemeinen zu bevorzugen.

4.   Wenn die Politik nicht (immer) wohlwollend handelt oder wenn sie dem 
privaten Sektor erlaubt, „toxische“ Entscheidungsarchitekturen zu schaf-
fen, dann bietet Boosting den Bürger*innen einen besseren Schutz.

5.    Wenn die Politik allgemeineres und dauerhaftes Verhalten fördern will, 
dann scheint, ceteris paribus, Boosting sinnvoller als Nudging.

6.   Wenn die Gefahr besteht, dass unerwartete (unvorhersehbare) und un-
erwünschte Folgen eines Nudges oder eines Boosts auftreten, sollte die 
entsprechende Alternative in Betracht gezogen werden.
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1  Schulische Verbraucherbildung als 
Lösung für gesellschaftliche Fehlent-
wicklungen? 

Seit Jahren werden regelmäßig Fehlernährung und Adipositas (Spiller und Nitz-
ko 2017, 222 f.), nachhaltige Entwicklung (Spiller und Nitzko 2017, 223 ff.) oder 
eine wachsende Ver- und Überschuldung (Creditreform 2017) als Herausforde-
rungen für die Verbraucherpolitik genannt. Zugleich wird Verbraucherinnen und 
Verbrauchern eine Mitverantwortung zum Beispiel für den Klimawandel oder 
den weltweit steigenden Ressourcenverbrauch zugesprochen (Heidbrink et al. 
2011). Neuerdings werfen zudem die sozialen Medien und die Digitalisierung 
von immer mehr Lebensbereichen Fragen danach auf, wie Verbraucherinnen 
und Verbraucher soziale Medien oder Digitalisierung nutzen und dabei ihre Da-
ten und damit ihre Privatsphäre schützen können (Oehler 2017; Schleusener 
und Stevens 2015; VSMK 2018). 

Diese Herausforderungen sind mit Kosten für die Sozialsysteme, die Wirtschaft 
oder die Umwelt verbunden, auch deshalb gibt es seit Jahren zum Beispiel von-
seiten der Verbraucherverbände immer wieder Forderungen nach einer Veran-
kerung der Verbraucherbildung im schulischen Unterricht. Andere fordern ent-
sprechende Bildungsangebote, je nach aktuell diskutierter Problemlage. 2015 
forderten TV-Koch Tim Mälzer und Christian Schmidt, damals Bundesminister 
für Ernährung und Landwirtschaft, – wieder einmal – ein Schulfach Ernährung 
(Maier 2015). Der Gesundheitswissenschaftler Klaus Hurrelmann plädierte im 
Februar 2018 im Deutschlandfunk für ein Unterrichtsfach Gesundheit (Deutsch-
landfunk Kultur 2018) und die niedersächsische Datenschutzbeauftragte Bar-
bara Thiel setzte sich 2017 für ein Schulfach Medienkompetenz ein (Hilgefort 
2017). Wirtschaftsunternehmen, Bankenverbände und Vertreterinnen und 
Vertreter der Wirtschaftswissenschaft fordern seit Langem ein Fach Wirtschaft, 
Ökonomie oder finanzielle Allgemeinbildung und neuerdings postulieren die 
Grünen in Bayern ein Schulfach Digitalisierung oder Digitalkunde (dpa 2018).
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Dabei hatte die Kultusministerkonferenz (KMK) bereits 2013 mit ihren Empfeh-
lungen zur Verbraucherbildung an Schulen diese Forderungen aufgegriffen und 
Ernährung und Gesundheit, Finanzen, Marktgeschehen und Verbraucherrecht, 
nachhaltigen Konsum und Globalisierung sowie Medien und Information als 
zentrale Inhaltsschwerpunkte für eine moderne Verbraucherbildung benannt 
(KMK 2013, 3). In den Bundesländern werden die KMK Empfehlungen seit-
dem zum Beispiel durch ein Unterrichtsfach Verbraucherbildung (Schleswig-
Holstein) oder fächerübergreifend durch eine Richtlinie (Rheinland-Pfalz), eine 
Rahmenvorgabe (Nordrhein-Westfalen) oder eine Leitperspektive Verbrauch-
erbildung (Baden-Württemberg) umgesetzt. In den fächerübergreifenden An-
geboten werden unterschiedliche Fächer dabei als besonders relevant für die 
Verbraucherbildung angesehen. Meist wird dabei von sogenannten Leit- oder 
Ankerfächern wie Hauswirtschaft, Wirtschaft oder Sozialwissenschaften aus-
gegangen, die einen maßgeblichen Beitrag zur Verbraucherbildung leisten 
können. 

Verbraucherbildung erhält somit zwar einen „Platz“ innerhalb des schulischen 
Unterrichts. Allerdings ist sie weder fachlich noch fachdidaktisch angemessen 
verortet. Vielmehr wird sie allzu oft zu einer zusätzlichen Aufgabe, die neben 
den „eigentlichen“ fachlichen Inhalten und Schwerpunkten der jeweiligen 
Fächer auch noch zu bearbeiten ist, oder sie wird vornehmlich in Projekten 
platziert und dann vielfach mit externen Angeboten verbunden. Dabei wird 
Verbraucherbildung immer noch und vor allem auf die Lösung aktueller, gesell-
schaftlicher Probleme bezogen und dadurch gleichsam zur „Nachhilfe“ für die-
jenigen, die nicht in der Lage sind, im gesellschaftlichen Wandel „angemessen“ 
mit auftretenden Problemlagen umzugehen.

Die oben genannten Forderungen sind jedoch noch aus anderen Gründen pro-
blematisch. Erstens gehen alle Forderungen von der Vorstellung aus, dass ent-
sprechende Bildung im jeweiligen Handlungsfeld dazu führt, dass Menschen 
sich so verhalten, wie es gesellschaftlich, politisch, wirtschaftlich, ökologisch 
oder mit Blick auf ihre Gesundheit gewünscht wird. Diese Prämisse lässt sich 
durch Forschungsergebnisse allerdings kaum stützen. Bildungsangebote füh-
ren zwar generell zu mehr Kenntnissen, diese werden aber in den jeweiligen 
Entscheidungssituationen nicht unbedingt genutzt (zum Beispiel Fernandes et 
al. 2014). 
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Zweitens wird durch die Fokussierung auf die Ebene individuellen Verhaltens 
übersehen, dass Forderungen, die Menschen und ihr Verhalten berühren, letzt-
lich Ansprüche an die private Lebensführung und Alltagsgestaltung sind. Sie 
betreffen damit die Institution, in der und über die diesen Ansprüchen entspro-
chen werden soll: den privaten Haushalt. Hier werden im Rahmen der Lebens-
erhaltung und -gestaltung, der Persönlichkeitsentfaltung und der Kultur des 
Zusammenlebens (von Schweitzer 1991) Entscheidungen getroffen und Hand-
lungen ausgeführt, die letztlich die Lebensqualität der Einzelnen beeinflussen 
und gesellschaftlichen Wandel mitgestalten. Hier zeigt sich aber auch, wie 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen und Lebensweisen die Erfüllung dieser 
Aufgaben stützen oder gefährden können.

Drittens wird verkannt, dass Menschen sich im Rahmen ihrer Lebensgestaltung 
und Alltagsbewältigung nicht in einzelnen voneinander abgegrenzten Hand-
lungsfeldern bewegen, sondern eine Vielzahl unterschiedlicher Anforderungen, 
Aufgaben und Probleme gleichzeitig bewältigen und miteinander in Einklang 
bringen müssen. Wissen und Verstehen in einem Handlungsfeld allein führen 
also nicht gleichsam automatisch zum „richtigen“ oder „situationsangemes-
senen“ Handeln. Vielmehr gehört dazu vor allem eine gelingende „Passung“ in 
die private Lebensführung und das Alltagsleben.

Eine Verbraucherbildung, in der diese Zusammenhänge nicht beachtet werden, 
wird vermutlich Kompetenzerwerb in einzelnen Handlungsfeldern ermöglichen. 
Diese Kompetenzen werden aber kaum handlungsrelevant, weil sie nicht mit 
der vorgefundenen Situation und den individuellen Bewertungen der Situation 
kompatibel sind (Schlegel-Matthies et al. i. E.). 

Hinzu kommt, dass Verbraucherbildung derzeit überwiegend für nicht-gym-
nasiale Schulformen gedacht, geplant und angeboten wird. Schulische Ver-
braucherbildung sollte allerdings weder ein Bildungsangebot für einzelne, ver-
meintlich oder tatsächlich vulnerable Verbrauchergruppen noch ein Instrument 
der Sozial- oder Wirtschaftspolitik oder des Verbraucherschutzes sein. 

Aus der Sicht der Haushaltswissenschaft beinhaltet Verbraucherbildung in der 
Konsumgesellschaft vielmehr einen Bildungsanspruch, der für alle gleicherma-
ßen – also auch für Schülerinnen und Schüler an Gymnasien – bedeutsam ist, 
um Gesellschaft, Kultur und Wirtschaft mitzugestalten, am gesellschaftlichen 
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Leben teilzuhaben und selbstbestimmt das eigene Leben gestalten zu können 
(vgl. Schlegel-Matthies et al. i. E.). Kurz: Verbraucherbildung wird als unver-
zichtbarer Bestandteil einer modernen Allgemeinbildung verstanden. Um diese 
Auffassung zu begründen, wird im folgenden Kapitel zunächst das zugrunde 
liegende Allgemeinbildungskonzept dargestellt (Kapitel 2). Anschließend wird 
herausgearbeitet, warum Verbraucherbildung immer auch Bildung für private 
Lebensführung sein muss (Kapitel 3).

2 Verbraucherbildung in der Schule

Der übergeordnete Bildungsauftrag von Schule zielt darauf, junge Menschen 
zu befähigen, am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, beruflichen, kulturellen 
und politischen Leben teilzuhaben und dieses ebenso wie ihr eigenes Leben zu 
gestalten. Aus diesem Bildungsauftrag heraus erklärt sich auch die Vielfalt der 
Unterrichtsfächer in Schulen, die in ihrer Gesamtheit einen Beitrag zur Allge-
meinbildung leisten sollen. 

2.1 Schulische Allgemeinbildung 

In den seit der Aufklärung entwickelten Bildungstheorien, die grundlegend 
für das heutige Bildungsverständnis sind, wird Allgemeinbildung durch drei 
Eckpfeiler gekennzeichnet. Demnach dient Allgemeinbildung der Herstellung 
von Chancengerechtigkeit, indem sie eine Bildung für alle ohne Unterschied 
der Herkunft, der Geburt, des Geschlechts, der gesellschaftlichen Klasse oder 
des Vermögens ist (vgl. Schlegel-Matthies 2016a, 103 f.). Zugleich ist sie nicht 
einseitig auf bestimmte Tätigkeits- oder Berufsfelder ausgerichtet, sondern för-
dert jeden Einzelnen und jede Einzelne möglichst vielfältig, in möglichst allen 
seinen beziehungsweise ihren Möglichkeiten (vgl. Schlegel-Matthies 2016a, 
103 f.; Schlegel-Matthies et al. i. E.). Schließlich geht es im Rahmen der All-
gemeinbildung um die Befähigung zur Selbst- und Mitbestimmung sowie zur 
Teilhabe an gesellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen. 
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Daraus folgt, dass Allgemeinbildung auch zum reflektierten Umgang mit zen-
tralen gegenwärtigen und zukünftigen Aufgaben oder Herausforderungen be-
fähigen soll (vgl. Klafki 2007a, 40). Eine solche Allgemeinbildung ist auch für 
die Weiterentwicklung und Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft zentral und kann 
demnach explizit auf „epochaltypische Schlüsselprobleme“ nach Klafki (vgl. 
2007b, 60) bezogen werden. 

Schulische Allgemeinbildung kann und soll junge Menschen also urteils- und 
handlungsfähig machen. Dazu kann, ja dazu muss auch die Verbraucherbildung 
einen Beitrag leisten, nicht zuletzt angesichts einer Lebensweise, die unter an-
derem gekennzeichnet ist durch stetig zunehmende globale Verflechtungen, die 
Endlichkeit natürlicher Ressourcen bei gleichzeitig stetiger Steigerung von Pro-
duktion und Konsum, damit einhergehenden Umweltbelastungen oder die Kluft 
von Armut und Reichtum. Eine Verbraucherbildung, die Menschen urteils- und 
handlungsfähig für zukünftige Herausforderungen machen soll, muss zudem – 
so die These dieses Beitrags – eine Bildung für private Lebensführung sein.

2.2  Verbraucherbildung als Teil schulischer 
Allgemeinbildung  

Für die Verbraucherbildung im hier vorgestellten Konzept ergeben sich daraus 
drei zentrale Folgerungen. Erstens muss ein Bildungsangebot entfaltet werden, 
welches für alle ohne Unterschied den individuell und gesellschaftlich notwen-
digen Bildungsanspruch für die private Lebensführung formuliert, in der Kon-
sumhandeln eine zentrale Rolle einnimmt.

Zweitens gilt es, Verbraucherbildung durch eine didaktische Konzeption auf die 
Bildung jedes und jeder Einzelnen zu beziehen, um Urteils-, Entscheidungs- 
und Handlungskompetenzen anzubahnen, die über eine Verwertbarkeit in 
Spezialgebieten und beruflichen Situationen hinausgehend als Daseinskom-
petenzen (vgl. BMFS 1994; Häußler 2015; von Schweitzer 1991) zur Gestaltung 
des eigenen Lebens bezeichnet werden können.

Drittens ist es Aufgabe und Ziel eines verbraucherbildenden Unterrichts, epo-
chaltypische Schlüsselprobleme in verschiedenen Bereichen der Alltagsbe-
wältigung und Lebensgestaltung zu identifizieren sowie Verständnis für und 
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Reflexion von Abhängigkeiten und Zusammenhängen von individueller Lebens-
führung und gesellschaftlichen Entwicklungen anzubahnen. 

Schon seit Mitte der 1990er-Jahre wurden Konsum, Ernährung und Gesundheit 
als zentrale Bereiche der Lebensführung im Rahmen der Haushaltswissen-
schaft fachdidaktisch und fachwissenschaftlich bearbeitet (zum Beispiel Heindl 
2001; Methfessel 1997, 1999; Schlegel-Matthies 2001, 2003; Schlegel-Matthies 
et al. i. E.). Aus diesen Diskussionssträngen speiste sich das Projekt zur Reform 
der Ernährungs- und Verbraucherbildung an allgemeinbildenden Schulen (RE-
VIS), in dem von 2003 bis 2005 zahlreiche Akteure einen Referenzrahmen für 
eine moderne Ernährungs- und Verbraucherbildung erarbeiteten (vgl. Heseker 
et al. 2005). Diese fachdidaktische Konzeption floss in etliche Bildungs- oder 
Kernlehrpläne zur Verbraucherbildung ein und wurde auch international aufge-
griffen (vgl. http://www.fd-wah.ch; http://www.thematischesnetzwerkernaeh-
rung.at). Das hier vorgestellte Konzept der Verbraucherbildung als Bildung für 
Lebensführung soll einen Beitrag zur Diskussion um die Weiterentwicklung des 
REVIS-Referenzrahmens leisten (Schlegel-Matthies 2016a; Schlegel-Matthies 
et al. i. E.).

3  Lebensführung und -gestaltung  
als Aufgabe

„Eine, wenn nicht die zentrale Voraussetzung menschlichen Lebens besteht darin, 
sein Leben zu führen. Als instinktarmes, umweltoffenes Wesen [...] ist der Mensch zur 
Welt- und Lebensgestaltung regelrecht gezwungen. Das reicht von der Sicherung des 
‚Überlebens‘ bis zur Einrichtung des ‚guten Lebens.‘“ (Müller 2017, 32). 

Lebensführung ist also eine Aufgabe, die von jedem Menschen ein Leben lang 
zu erbringen ist. 

Der Begriff Lebensführung geht ursprünglich auf Max Weber (vgl. 1980, 23 ff.; 
Müller 2017, 32 ff.) zurück. Weber benutzt den Begriff der Lebensführung (eng-
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lisch als „style of life“ übersetzt) häufig synonym mit Lebensstil1, Lebensgestal-
tung oder Lebensmethodik (vgl. Hermann 2006, 239 f.). Lebensführung wird 
verstanden als ein Konstrukt, in dem das gegenseitige Aufeinanderbezogen-
sein von Individuum und Gesellschaft sichtbar wird. Dieses Begriffsverständnis 
wird auch im hier präsentierten Konzept verwendet: In Abhängigkeit von der 
Lebensweise und den Lebensbedingungen in einer Gesellschaft sowie bezo-
gen auf Wertorientierungen entwickeln sich zum Beispiel typische Formen oder 
Handlungsmuster des Konsums, des Zusammenlebens, der Arbeitsteilung, der 
Berufstätigkeit oder der Freizeitgestaltung (vgl. Weber 1980, 719; Hermann 
2006, 246 f.) zu einer Lebensführung, die für die Einzelnen Sinn und Bedeutung 
stiftet. In der Lebensführung wird also die je individuelle Vorstellung von einem 
„gelingenden“ oder „guten“ Leben in Alltagshandeln und damit in Routinen 
und Gewohnheiten umgesetzt. So wird Lebensführung zur Sinnkonstruktion 
der individuellen Vorstellungen über ein „gutes Leben“. Zugleich wird durch die 
so entwickelten Lebensführungen auch Gesellschaft entwickelt und verändert.

Damit unterscheidet sich das hier vorgestellte Verständnis von Lebensführung 
im Übrigen vom Konzept der „alltäglichen Lebensführung“ der gleichnamigen 
Projektgruppe um G. G. Voß, die den Fokus vor allem auf Lebensführung als 
Alltagsorganisation und damit auf alltägliche Bewältigungsstrategien der Men-
schen legt (unter anderen Projektgruppe „Alltägliche Lebensführung“ 1995; 
Voß 1991; Voß und Weihrich 2001).

Jeder Lebensführung liegen relativ stabile raum-zeitliche Orientierungen und 
Werte zugrunde, die Abwägungen über Ziele, Zwecke, Mittel und Handlungs-
folgen prägen, aus denen heraus dann Handlungsentscheidungen getroffen 
werden. In der Lebensführung manifestiert sich damit die Ethik des Alltags. Im 
Gegensatz dazu werden die in der sozialwissenschaftlichen Diskussion häu-
fig genannten Lebensstile hier als Teilbereiche und als expressive Muster der 
Lebensführung definiert, die stärker Fragen der Mode, des Geschmacks und 
insgesamt der Alltagsästhetik berühren (vgl. Polster 1993, 215). 

1   Die Lebensstilforschung in der Soziologie hat sich begrifflich und inhaltlich von 
Webers Ansatz entfernt. Begrifflich wird überwiegend von Lebensstilen gespro-
chen und inhaltlich sind vor allem empirisch messbare Muster im Mittelpunkt der 
Betrachtung (ausführlicher dazu Müller 2017).
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3.1 Lebensführung in der Konsumgesellschaft 

Mit dem Begriff Konsumgesellschaft ist nicht nur eine weitere Charakterisie-
rung der Gesellschaft neben anderen, wie zum Beispiel Überfluss-, Informa-
tions- oder Wegwerfgesellschaft, verbunden. Vielmehr wird mit dieser Charak-
terisierung der Anspruch erhoben, das zentrale Merkmal der Gesellschaft zu 
benennen: Konsum steht nun im Mittelpunkt des Lebens und die Konsumge-
sellschaft hat die Arbeitsgesellschaft weitgehend abgelöst (vgl. König 2000). 
Damit unterliegt auch die Lebensführung den besonderen Bedingungen einer 
Konsumgesellschaft.

Die Lebensführung beinhaltet einen Zusammenhang von Praktiken in verschie-
denen Lebensbereichen (wie Haushalt, Beruf, Freizeit), die zugleich an soziale 
Gemeinschaften (Familie, Nachbarschaften, Religionsgemeinschaften und so 
weiter) gebunden sind und je nach Milieu, Alter, Geschlecht unterschiedliche 
Orientierungen einschließen. Konsum ist zum zentralen Merkmal in allen Hand-
lungsfeldern der Lebensführung geworden, beeinflusst das Beziehungsgefüge 
innerhalb der sozialen Gemeinschaften und prägt zunehmend die Orientie-
rungen der Menschen. Jede Lebensführung ist also mit Konsum verbunden, und 
umgekehrt ist jegliche Konsumhandlung geprägt durch die jeweils individuelle 
Lebensführung und die dahinterstehende Sinnkonstruktion.

Mit der Wohlstandsentwicklung seit dem Ende des zweiten Weltkriegs (vgl. An-
dersen 1997) ist in Deutschland in der Regel das „Überleben“ (siehe Seite 7, 
Kapitel 3) gesichert. Das heißt, im Rahmen der Lebensführung geht es weniger 
darum, die alltägliche Versorgung und Bedürfnisbefriedigung der Haushalts-
mitglieder überhaupt zu gewährleisten, sondern vielmehr deren Art und Weise 
innerhalb der Handlungsspielräume und unter Beachtung der zur Verfügung 
stehenden Ressourcen der Haushalte zu gestalten. Der Ausgestaltung der Kon-
sum- und Alltagsentscheidungen kommt insofern eine besondere Bedeutung 
zu, weil die Masse der jeweils individuell getroffenen Entscheidungen nicht nur 
die individuell gewünschte Lebensqualität, sondern auch größere gesellschaft-
liche, ökologische und wirtschaftliche Entwicklungen beeinflusst. 

Entscheidungen im Haushalt sind heute entweder direkte Konsumentschei-
dungen oder beeinflussen in unterschiedlicher Art und Weise Konsummög-
lichkeiten, Konsumhandeln und -verhalten der Mitglieder des Haushalts. Bei-
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spielsweise hat die Entscheidung für eine (spezifische) Berufstätigkeit oder 
für den Verzicht auf Erwerbsarbeit zugunsten der Übernahme von Erziehungs- 
und Pflegetätigkeiten, die zugleich von individuellen Wertorientierungen be-
einflusst wird, einen Einfluss auf die Art und Menge der (nicht nur finanziell) 
verfügbaren Ressourcen sowie auf gegenwärtige und zukünftige Konsummög-
lichkeiten. Damit wird letztlich auch über gesellschaftliche Teilhabe- und Mit-
bestimmungschancen entschieden. 

Direkte Konsumentscheidungen sind erstens zu fällen bezogen darauf, was 
überhaupt konsumiert oder gekauft werden soll, zweitens in welcher Ausfüh-
rung, Qualität oder Preislage ein Konsumgut oder eine Dienstleistung gewählt 
und drittens wo (stationärer Handel, Onlineshop und so weiter) ein Konsumgut 
erworben werden soll. Dabei haben Menschen jeweils eine mehr oder weniger 
bewusste oder genaue Vorstellung davon, was denn für ihre eigene Lebens-
führung als „angemessen“ verstanden werden kann, was also zum „Stan-
dard-Package“ (vgl. Riesman 1964; Schlegel-Matthies et al. i. E.; Veblen 1997) 
geradezu zwingend „dazugehört“ und zugleich auch gesellschaftliche Zugehö-
rigkeit sowie sozialen Status symbolisiert. Hinzu kommt, dass die jeweiligen 
Bezugsgruppen sozialen Druck auf die Individuen ausüben, den „definierten 
‚angemessenen‘ Konsumstandard zu erfüllen“ (Stihler 2000, 171). 

Die Zielvorstellung des persönlich als „gelingend“ oder „gut“ verstandenen 
Lebens, also der Lebensqualität, gibt dabei eine wesentliche Orientierung für 
das jeweilige Konsumverhalten und damit auch für individuelle Konsument-
scheidungen vor. Allerdings nehmen in der Konsumgesellschaft die Versuche 
immer weiter zu, auf Konsumverhalten und Konsumentscheidungen Einfluss 
zu nehmen. Eine selbstbestimmte Konsumentscheidung kann dadurch ebenso 
erschwert werden wie eine selbstbestimmte Entscheidung darüber, was denn 
als ein persönlich „gelingendes“ Leben angesehen wird und im je individuellen 
Lebensstil seinen Ausdruck finden soll (vgl. Schlegel-Matthies et al. i. E.). 

3.2 Verbraucherbildung – Bildung für Lebensführung 

In der privaten Lebensführung stimmen Menschen unterschiedliche Handlungs- 
und Lebensbereiche miteinander ab und fügen diese zu einem – aus Sicht der 
Individuen – kohärenten und sinnerfüllten Ganzen zusammen. Diese Leistung 
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muss alltäglich und lebenslang erbracht werden und erfordert mindestens ein 
Bewusstsein über die eigenen Ziele und Wünsche sowie ein Verständnis der un-
terschiedlichen Ressourcen, der vorhandenen Handlungsspielräume, der un-
terschiedlichen Betroffenheit der Geschlechter (Genderfrage) sowie vor allem 
der gesellschaftlich anerkannten und geforderten Normen und Wertorientie-
rungen  – und eine Auseinandersetzung mit all diesen Bedingungsfaktoren. 
Werte, individuelle Handlungsspielräume und gesellschaftliche Gestaltungsop-
tionen sowie vorhandene Ressourcen werden in der Lebensführung und damit 
auch bei Konsumentscheidungen also permanent miteinander verwoben und 
prägen das Konsumhandeln und -verhalten von der Nutzung bis hin zur Ent-
sorgung der Konsumgüter. Diese Zusammenhänge müssen bei der Gestaltung 
von Bildungsprozessen berücksichtigt werden, um gesellschaftlich erwünsch-
tes (Konsum-)Verhalten und individuelle Vorstellungen von einem „guten Le-
ben“ auszutarieren oder miteinander zu verbinden und in die Lebensführung 
zu integrieren. Dafür werden Kompetenzen benötigt, die allerdings über die 
Vermittlung von isolierten Kenntnissen in verschiedenen Handlungsfeldern 
oder die Anbahnung von Fähigkeiten und Fertigkeiten hinausgehen müssen. 
Es kann also im Rahmen der schulischen Verbraucherbildung nicht darum ge-
hen, je nach aktueller Problemlage in erster Linie Wissen zum Beispiel über 
Inhaltsstoffe und Kennzeichnungen von Lebensmitteln, über unterschiedliche 
Siegel, Verträge, Geldanlagen und Versicherungen oder über Onlineshopping, 
soziale Netzwerke und Urheberrecht und vieles mehr zu vermitteln. Auch die oft 
zitierte Befähigung zur Berechnung von Zins und Zinseszins ist kein Beitrag zur 
Verbraucherbildung, sondern vor allem Inhalt im Mathematikunterricht. 

Vergabebedingungen für Siegel, Versicherungsverträge, Urheberrecht und sozi-
ale Netzwerke und so weiter können veralten, an Bedeutung verlieren oder sich 
grundlegend im Zeitverlauf verändern. Zinseszinsberechnungen lassen sich am 
Computer erstellen. Neue Erkenntnisse der Wissenschaften machen zudem in 
vielen Bereichen bisher als „gesichert“ geltendes Wissen hinfällig. Erworbene 
Kenntnisse und Fertigkeiten werden angesichts immer kürzerer Halbwertzeiten 
obsolet. Zugleich wachsen aber gesellschaftliche Anforderungen hinsichtlich 
der Übernahme von Verantwortung für ökologische, ökonomische und soziale 
Entwicklungen (vgl. Heidbrink et al. 2011), denen sich Individuen stellen und 
auf die sie Antworten finden müssen. 
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Die geforderte Übernahme von Verantwortung steht in enger Beziehung zur 
gewünschten Selbstbestimmung der Menschen. In der Verbraucherbildung 
sollten diese ethisch motivierten Ziele berücksichtigt werden. Sie bedürfen 
allerdings einer entsprechenden ethischen Fundierung. Eine so verstandene 
Verbraucherbildung ist zugleich politische Bildung im besten Sinne, weil sie 
Individuen in ihren unterschiedlichen Rollen als Haushaltsmitglieder, als Markt-
teilnehmende sowie als Bürgerinnen und Bürger gleichermaßen betrachtet, 
auftretende Widersprüche thematisiert sowie Teilhabe- und Mitgestaltungs-
möglichkeiten im Spannungsfeld von Polis und Oikos eröffnet.

Gefordert ist deshalb eine Verbraucherbildung, die unter Berücksichtigung 
dieser Zusammenhänge Kompetenzen anbahnt, die nicht nur aktuell, sondern 
auch für zukünftige, also heute gegebenenfalls noch unbekannte oder nicht 
vorhersehbare Herausforderungen nutzbar sind. Verbraucherbildung hat des-
halb die Aufgabe, sowohl Grundlagenwissen zu vermitteln als auch zur Refle-
xion und Analyse von Anforderungen sowie zum Umgang mit Komplexität zu 
befähigen. 

Sie sollte darüber hinaus zur Auseinandersetzung mit gesellschaftlich gege-
benen Gestaltungsoptionen befähigen. Diese erfordert unter anderem die Ana-
lyse und Reflexion der Vorstellungen von Lebensqualität und/oder erwünsch-
ten Lebensstilen einerseits sowie der Lebensbedingungen andererseits, um 
daraus individuelle Handlungsmöglichkeiten ableiten und bewerten zu kön-
nen. Schulische Verbraucherbildung muss demnach in erster Linie befähigen 
zur Analyse und Reflexion 

 – der vorgegebenen Bedingungen, Anforderungen und Gestaltungs-
möglichkeiten,

 – des jeweils individuell vorhandenen Wissens und der damit verbundenen 
individuellen Bewertungen,

 – der Bedeutung und die Nutzung wissenschaftlicher Ergebnisse für  
die Lebensführung.

Voraussetzung für eine solche Reflexion und Analyse ist allerdings ein „Ver-
fügen können“ über Grundlagenwissen in den zahlreichen Handlungsfeldern. 
Das allein reicht aber nicht aus, um situationsgerecht und verantwortlich ent-
scheiden und handeln zu können. Hierfür benötigen Menschen Orientierung: 
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In dem Maße, in dem die Verbindlichkeit tradierter Werte abnimmt, steigen zu-
gleich die „Anforderungen an Orientierungen und Abstimmungen für die Haus-
halts- und Lebensführung“ (Thiele-Wittig 1996, 353). Orientierungen müssen 
nun aber von den Individuen selbst gefunden, begründet und verantwortet 
werden. Darunter ist nicht zu verstehen, dass gesellschaftliche Wertorientie-
rungen und Normen ihre Gültigkeit verlieren, sie können aber in der jeweiligen 
Situation widersprüchlich sein (Gesundheit beispielsweise kann als Orientie-
rung im Widerspruch zu sozialen und ökologischen Anforderungen stehen). 
Hinzu kommt, dass eben diese Anforderungen an die private Lebensführung 
zunehmend auf Wissen basieren, das für die Einzelnen gar nicht in Gänze zu-
gänglich und zu durchdringen ist, sodass sie auf Expertenmeinungen angewie-
sen bleiben. Angesichts widerstreitender oder gar unvereinbarer Expertenpo-
sitionen (zum Beispiel zu Ursachen und Folgen des Klimawandels; zur privaten 
Altersvorsorge; zu Ernährungskonzepten und -empfehlungen) müssen sich die 
Einzelnen auch in diesem Raum von „Expertenwissen“ orientieren, um verant-
wortungsbewusste und situationsgerechte Entscheidungen treffen zu können. 
Sie benötigen also „Orientierungswissen“, das heißt ein „Wissen um gerecht-
fertigte Zwecke und Ziele“ (Mittelstraß 2001, 76). 

Die Vermittlung von fachlichem Grundlagen- und Orientierungswissen ist also 
eine zentrale Aufgabe der Verbraucherbildung. Damit aber Wissen tatsächlich 
zum Handeln führen kann, gilt es zu bedenken, dass der (Konsum)Alltag ge-
nerell und die damit verbundene Lebensführung überaus komplex sind. Wie 
Dörner (2003) herausstellt, benötigt der Umgang mit komplexen Handlungssi-
tuationen neben Wissen auch 

 – die Fähigkeit zu strukturieren und die Wichtigkeit von Problemen einzu-
schätzen, 

 – die Bereitschaft, eigene Annahmen zu prüfen und zu korrigieren sowie 
auch 

 – die Fähigkeit, Unbestimmtheit zu ertragen, da es im Allgemeinen keine wi-
derspruchsfreien Lebenskonzepte geben kann (vgl. auch Schlegel-Matthies 
2016a, 115 ff.).

Komplexe Handlungssituationen (zum Beispiel Konsumsituationen) sind nach 
Dörner (2003, 59) gekennzeichnet durch „Intransparenz, Dynamik, Vernetzt-
heit und Unvollständigkeit oder Falschheit der Kenntnisse über das jeweilige 
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System“. Aus diesen allgemeinen Merkmalen ergeben sich vielerlei spezifische 
Anforderungen. Je komplexer die Situationen sind, desto höher sind die An-
forderungen an die Individuen in den Haushalten für ihr Konsumhandeln und 
-verhalten, nämlich Informationen zu sammeln, zu integrieren, Handlungen zu 
planen und durchzuführen. Auch der Umgang mit Komplexität erfordert im Rah-
men der Lebensführung also Expertise.

Da Verbraucherinnen und Verbraucher auch zukünftig mit sich häufig wan-
delnden und neuen Anforderungen konfrontiert werden, müssen sie unter Um-
ständen bisher erprobte und selbstverständliche Routinen sowie Alltags- und 
Erfahrungswissen dekonstruieren, reflektieren und neu- oder umgestalten, um 
weiterhin handlungsfähig zu bleiben. Dafür ist Wissen nötig, und zwar über 
die spezifische Situation: Wissen über Fakten, Wissen um unterschiedliche 
Konzepte und Wissen über mögliche Abläufe. Es ist aber auch Wissen nötig 
darüber, was in Zukunft sein wird oder sein könnte: „Strukturwissen, d. h. Wis-
sen über die Art und Weise, wie die Variablen des Systems zusammenhängen, 
wie sie sich beeinflussen“ (Dörner 2003, 64) und letztlich ist Wissen und ein 
Bewusstsein über das eigene Wissen, sogenanntes metakognitives Wissen er-
forderlich.

Eine Verbraucherbildung, in der diese Zusammenhänge nicht berücksichtigt 
werden, kann möglicherweise Grundlagenwissen in unterschiedlichen Kon-
sumfeldern anbahnen, wird aber darüber hinaus kaum zu gesellschaftlich 
erwünschten Änderungen des Konsumverhaltens oder gar zu einem selbstbe-
stimmten und verantwortlichen Konsumhandeln führen.

4 Handlungsempfehlungen 

Ausgehend von der dem Beitrag zugrunde liegenden These, dass Verbraucher-
bildung Bestandteil der Allgemeinbildung und eine Bildung für Lebensführung 
sein sollte, lassen sich folgende Handlungsempfehlungen bestimmen.
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 – Verbraucherbildung ist heute Teil der politischen Bildung und sollte als 
solche einen angemessenen Platz in den Curricula aller Schulformen be-
kommen.

 – Die Weiterentwicklung des bisherigen Unterrichtsfachs „Hauswirtschaft“ zu 
einem Fach, dessen Fokus Verbraucherbildung ist, wäre ein sinnvoller und 
zeitnah machbarer Weg.

 – Die spezifische Perspektive der Verbraucherbildung mit entsprechender 
Zielsetzung kann nur durch professionell ausgebildete und auch regel-
mäßig weitergebildete Lehrkräfte im Unterricht wahrgenommen und um-
gesetzt werden. Die Sicherung und Stärkung vorhandener Studiengänge 
durch besondere Förderprogramme für den wissenschaftlichen Nachwuchs 
sollte angegangen werden.

 – Um die sich aus der Komplexität der Lebenswelt ergebenden Aufgaben für 
eine Verbraucherbildung zu bestimmen sowie darauf bezogene fachdidak-
tische Konzepte zu entwickeln und zu erproben, ist die Bereitstellung von 
Geldern für entsprechende Forschungen im Bereich Verbraucherbildung 
erforderlich.

 – Projekte und Aktivitäten außerschulischer Partner können nur zusätzlich 
zur schulischen Verbraucherbildung einen Platz im Unterricht bekommen 
und müssen dann in den verbraucherbildenden Unterricht eingebunden 
werden.
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1  Schulische Verbraucherbildung:  

Ein heterogenes Feld

Angesichts der wachsenden konsumgesellschaftlichen Herausforderungen er-
scheint Verbraucherbildung als wegweisendes Instrument des „vorsorgende[n] 
Verbraucherschutz[es]“ (Müller und Mackert 2003). Sie ist mit den Zielvorstel-
lungen eines selbstbestimmten und verantwortungsvollen Verbraucherhan-
delns verbunden, die sich in zahlreichen Richtlinien sowie Konzepten zum Leit-
bild „mündiger Konsument_innen“ verdichten. 

Die Heterogenität verbraucherbildnerischer Konzepte manifestiert sich zuvor-
derst hinsichtlich ihrer Leit- und Zielvorstellungen, Inhaltsprofile und Kompe-
tenzerwartungen. Diese variieren in Abhängigkeit von der jeweiligen curricu-
laren Einbettung im Fächerspektrum. Der Kultusministerkonferenzbeschluss 
„Verbraucherbildung an Schulen“ (KMK 2013, 3 f.) erklärt diese zur Quer-
schnittsaufgabe und bildet dadurch eine Vorgabe, die zwar alle Schulformen, 
Klassenstufen und Fachcurricula gleichermaßen adressiert, jedoch auf unter-
schiedliche Rahmenbedingungen trifft – nicht zuletzt angesichts des Bildungs-
föderalismus, der unterschiedliche Umsetzungsbeispiele beziehungsweise 
-kontexte hervorbringt. 

Abbildung 1: Heterogenität verbraucherbildnerischer Konzepte  
(Quelle: Eigene Darstellung).
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Obschon die Verbraucherbildung nicht zuletzt aufgrund ihres lebensweltnahen 
Themenspektrums allgemein große Zustimmung erfährt, lädt die Frage nach 
der Umsetzung zu bildungspolitischen und öffentlichen Debatten ein (vgl. zum 
Beispiel imug 2013; Engartner und Heiduk 2015). Diese Kontroversen entfalten 
sich sowohl bezüglich möglicher verbraucherbezogener Leitbilder (vgl. Müller 
2018) und Kompetenzmodelle als auch mit Blick auf die curriculare Einbindung 
von Verbraucherbildung in das Fächerspektrum des allgemeinbildenden Schul-
wesens. 

1.1 Mündigkeit: Leitbild oder Leerformel?

Mündigkeit ist ein Leitbild, das in seiner Normativität und Allgemeingültigkeit 
ebenso konsensfähig wie kontrovers erscheint und damit zugleich Leitbild und 
„Leerformel“ im Diskurs um die Zielvorstellungen von schulischen Bildungs- 
beziehungsweise Erziehungsprozessen darstellt (Leser 2011, 43). Es rekurriert 
auf die Vorstellungen eines aktiven, verantwortungsvollen beziehungsweise 
eigenverantwortlichen Verhaltens sowie Gestaltens von Bürger_innen in de-
mokratischen Gesellschaften und impliziert eine kritische Haltung gegenüber 
der eigenen Umwelt (vgl. zum Beispiel Leser 2011, 89). Sonach findet das viel 
zitierte Kant‘sche Konzept von Mündigkeit, das aus der Definition seiner Kon-
trastfolie der „Unmündigkeit“ abgeleitet, den „Mut […] [sich des] eigenen Ver-
standes zu bedienen“ (Kant [1783] 1967, 55) beschreibt, auch Übertragung auf 
das Leitbild eines reflektierten Konsumverhaltens. Die Definition spezifischer 
Kompetenzen „mündiger Verbraucher_innen“ offenbart jedoch mit Blick auf die 
verschiedenen Menschen- und damit Konsumentenbilder unterschiedliche An-
sprüche an das Kompetenzprofil von Konsument_innen. Als ideale Konstrukte 
stellen sie zumeist Zerrbilder realer Verbraucher_innen dar und unterliegen da-
rüber hinaus zeitgeistbezogenen Transformationsprozessen. 

Außerdem sind bei realen Verbraucher_innen mannigfaltige – mitunter auch 
widersprüchliche – Handlungsmotive und Verhaltensweisen zu beobachten, 
die sich in ein und derselben Person vereinen können, weshalb die Verbrau-
cherrolle als „multidimensional“ zu verstehen ist (Hellmann 2018, 39). Micklitz 
et al. haben angesichts der beschriebenen Heterogenität des Verbraucherver-
haltens bereits 2010 für eine differenzierte Strategie in der Verbraucherpoli-
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tik plädiert und dabei zwischen dem „vertrauende[n]“, „verletzliche[n]“ und 
„verantwortungsvolle[n] Verbraucher“ unterschieden (Micklitz et al. 2010). 

Auch mit Blick auf den schulischen Kontext erweist sich das Leitbild Mündigkeit 
als ein kontrovers diskutiertes (vgl. zum Beispiel Autorengruppe Fachdidaktik 
2016, 14; Eis 2013). Demzufolge stellt sich die grundsätzliche Frage danach, ob 
und wie die maßgeblich von Theodor W. Adorno charakterisierte „Erziehung zur 
Mündigkeit“ (Adorno 1970) in der Institution Schule ermöglicht werden kann. 
Diese Fragestellungen liegen vor allem in der „Paradoxie der ‚Erziehung zur 
Mündigkeit‘“ (Leser 2011, 43 f.) in Strukturen der Abhängigkeit begründet und 
werden überdies vom Widerstreit zwischen der Anpassung an gesellschaftliche 
Strukturen einerseits und der kritischen Auseinandersetzung mit ebendiesen 
andererseits gekennzeichnet. Dies spiegelt sich vor allem im Diskurs darüber, 
in welchem Maße und mit welchen Zielen schulische Lernprozesse Schüler_in-
nen auf gesellschaftliche Anforderungen vorbereiten sollen und können (vgl. 
Leser 2011, 89).

Ungeachtet dieser Kontroversen bleibt Mündigkeit ein zentraler normativer 
Bezugspunkt für ein Bildungsverständnis, das die Emanzipation, Autonomie 
und Selbstbestimmung von Lernenden zum Zielpunkt erklärt (vgl. zum Beispiel 
Hufer 2017). Dies beinhaltet das Anleiten zum Denken in Alternativen und die 
Schaffung von Lerngelegenheiten, in denen die Lernenden Raum für ebensol-
che Reflexions- und Urteilsbildungsprozesse zugesprochen bekommen, um 
schließlich ihren eigenen Standpunkt zu finden (vgl. zum Beispiel Fridrich 2017, 
141 ff.). 

1.2 Kontroverse Kompetenzprofile

Im Kultusministerkonferenzbeschluss „Verbraucherbildung an Schulen“, der 
als übergreifende Rahmenvorgabe die allgemeinen Ziele schulischer Ver-
braucherbildung definiert, sind zunächst einige übergeordnete Fähigkeiten 
benannt, die die Entwicklung eines verantwortungsvollen, reflektierten und 
selbstbestimmten Konsumverhaltens umfassen. 

„Die Verbraucherbildung hat die Entwicklung eines verantwortungsbewussten Ver-
haltens als Verbraucherinnen und Verbraucher zum Ziel, indem über konsumbezogene 
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Inhalte informiert wird und Kompetenzen im Sinne eines reflektierten und selbstbe-
stimmten Konsumverhaltens erworben werden. Dabei geht es vor allem um den Aufbau 
einer Haltung, die erworbenen Kompetenzen im Zusammenhang mit Konsumentschei-
dungen als mündige Verbraucherinnen und Verbraucher heranzuziehen und zu nutzen“  
(KMK 2013, 2).

Neben dem Erwerb der dazu notwendigen Kompetenzen, die in diesem Text-
abschnitt des Beschlusses nicht näher definiert werden, soll auch über „kon-
sumbezogene Inhalte informiert“ werden. Schließlich wird der „Aufbau einer 
Haltung“ als entscheidender Faktor für die Anwendung der erworbenen Fähig-
keiten in Entscheidungssituationen gesehen (KMK 2013, 2). Dabei werden in 
diesem Zitat dreierlei Dimensionen von mündigem Verbraucherhandeln he-
rausgestellt – die des Wissens, die des reflektierten beziehungsweise selbst-
bestimmten Handelns und die der Haltung von (künftigen) Konsument_innen. 

Wie bereits festgestellt, beinhalten die im KMK-Beschluss benannten Zielstel-
lungen zunächst kein klar definiertes Kompetenzprofil. Eine Zusammenschau 
der aktuell in unterschiedlichen Bundesländern etablierten Konzepte bezie-
hungsweise Richtlinien (KMK 2013; SenBJW 2016; MSW NRW 2017) sowie 
eines Positionspapiers des Bundesverbandes der Verbraucherzentralen und 
Verbraucherverbände zur Verbraucherbildung (vzbv 2008) ergibt die folgende 
Aufstellung häufig genannter Kompetenzbereiche, die sich zumeist unter über-
geordneten Begriffen wie der „Verbraucherkompetenz“ (vzbv 2008) oder der 
„reflektierte[n] Konsumkompetenz“ (MSW NRW 2017, 11) formieren. Diese wei-
sen wiederum Schnittmengen mit fachdidaktischen Kompetenzprofilen auf. 
Beispielsweise sind Urteilskompetenzen besonders für die politische Bildung 
relevant und Methodenkompetenzen können je nach Bezugsfach um das jewei-
lige fachspezifische Methodenrepertoire ergänzt werden. 
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Insbesondere der Bezug zu Alltagskompetenzen gab und gibt Anlass zu kon-
troversen Diskussionen über die Stärkung verbraucherbildnerischer Inhalte in 
schulischen Lernprozessen. Diese alltagspraktische Ausrichtung wird ange-
sichts des Allgemeinbildungsanspruchs von Schulen zuweilen kritisch betrach-
tet, wie sich an der öffentlichen Debatte um den Tweet der Schülerin Naina K. 
gezeigt hat, der eine breite öffentliche Kontroverse zum Bildungsauftrag der 
Institution Schule und über curriculare Reformen insbesondere im Bereich der 
ökonomischen Bildung ausgelöst hat (vgl. zum Beispiel Nestler 2015; Remmel-
Heintzsch 2015; K. 2015). So twitterte Naina: „Ich bin fast 18 und hab keine 
Ahnung von Steuern, Miete oder Versicherungen. Aber ich kann ’ne Gedicht-
analyse schreiben. In 4 Sprachen“ (Greiner 2015, o. S.). 

Ein Tweet, der die Frage danach, ob Schüler_innen für die Schule oder für das 
Leben lernen, mit den aktuellen Forderungen nach mehr (ökonomischer) (Ver-
braucher-)Bildung in Verbindung setzt. Die Diskussionen um die Inhalte und 
Ziele des Bildungskanons sind ebenso wie der Streit um die curriculare Einbin-
dung keine Ausnahmeerscheinungen. Demnach entfaltet sich der Diskurs um 
verbraucherbildnerische Konzepte auch entlang der unterschiedlichen Formen 
des theoretischen und (lebens-)praktischen Wissens in Anlehnung an die Sphä-
ren des wissenschaftlichen und alltagsbezogenen (Handlungs-)Wissens, die in 
diesen Auseinandersetzungen in Konkurrenz zueinander gesetzt werden (zur 
Differenzierung entsprechender Wissensformen vgl. zum Beispiel Steindorf 
1985, 67 ff.). 

Abbildung 2: Kompetenzbereiche der Verbraucherbildung (Quelle: Eigene Darstellung 
in Anlehnung an vzbv 2008; KMK 2013; SenBJW 2016; MSW NRW 2017).
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Dabei ist insbesondere die dichotomische Gegenüberstellung von theore-
tischem und praktischem sowie alltäglichem und wissenschaftlichem Wissen 
und damit verbunden die Kontrastierung formalen und informellen Lernens 
bedeutsam. Die mit diesen Dichotomien einhergehenden Kontroversen sind 
verbunden mit den grundsätzlichen Fragen danach, worauf die Institution 
Schule vorbereiten kann und in welcher Weise sie dies tun soll (vgl. weiterfüh-
rend zum Beispiel Hauschild 2014). Unter Berücksichtigung gesellschaftlicher 
Wandlungsprozesse und Herausforderungen verändert sich auch die Auffas-
sung darüber, welches Wissen respektive welche Kompetenzen als relevant 
gelten können. Dies wird auch anhand von curricularen und pädagogischen 
Paradigmenwechseln evident. 

Hinsichtlich der inhaltlichen und kompetenzbezogenen Ausrichtung verbrauch-
erbildnerischer Konzepte stellt die Frage nach der Art der Wissensvermittlung ei-
nen Kernpunkt der Kontroverse dar. Diese geht beispielsweise mit dem Hinweis 
auf die Einseitigkeit von Verbraucherbildungsmaßnahmen, die ausschließlich auf 
„praktische Lebenshilfe“ (o. A. 2015, o. S.) oder „bloße […] Wissensorientierung“ 
(vgl. Fridrich 2017, 135) zielen, einher. Insofern stehen meist die Handlungs- und 
Gestaltungskompetenzen im Zentrum verbraucherbildnerischer Modelle, werden 
in ihnen doch die entscheidenden Fähigkeiten für die komplexe Transformation 
von Wissen zu Handeln manifest. Dabei verweisen die Differenzierung zwischen 
Wissen und Können sowie Phänomene wie die viel zitierte „knowledge-to-action 
gap“ darauf, dass das Wissen und auch die Haltung von Verbraucher_innen allein 
noch keine Garantie für ein reflektierteres beziehungsweise nachhaltigeres Han-
deln sind (vgl. zum Beispiel Thøgersen und Schrader 2012, 2). 

Hinsichtlich der Anbahnung entsprechender Handlungs- und Problemlöse-
kompetenzen in schulischen Kontexten werden Konzepte gefordert, welche 
sich nicht nur im Unterricht, sondern auch in der Schulkultur widerspiegeln 
(vgl. de Haan o. J., 30 f.). Dies bedeutet, Lerngelegenheiten zu schaffen, die 
die Möglichkeit zur Erprobung von (konsumbezogenen) Handlungssituationen 
und Gestaltungsprozessen in schulischen Kontexten bieten. Daraus ergibt sich 
sogleich ein Problembereich für die Organisation schulischen Lernens, da diese 
Strukturen – beispielsweise im Rahmen von Projektarbeit, Nachmittagsange-
boten, außerschulischen Kooperationen oder durch die Schärfung des Schul-
profils mittels Zertifizierungsangeboten – nur in begrenztem Maße geschaffen 
werden können. 
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Im Übrigen entziehen sich bestimmte Kompetenzanforderungen dem System 
der Leistungsbewertung durch Schulnoten (vgl. SenBJW 2016, 10). Dies liegt 
vor allem darin begründet, dass das Konsumhandeln von Lernenden auch maß-
geblicher Teil außerschulischer Lern- und Sozialisationsprozesse ist. Diese un-
terschiedlichen familiären Lebenswelten und Ressourcen müssen überdies bei 
der Gestaltung von Unterricht berücksichtigt werden, denn hinsichtlich dieser 
Nähe zum privaten Alltagsleben der Schüler_innen wird immer wieder auf die 
Gefahren der Stigmatisierung, Indoktrination und Moralisierung verwiesen 
(vgl. zum Beispiel Häußler und Küster 2013). Insofern muss einmal mehr die 
Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Handlungsalternativen gewährlei-
stet sein, die ohne handlungsanweisenden Charakter auskommt (vgl. Fridrich 
2017, 147). 

1.3 Verbraucherbildnerische Inhalte und Materialien 

Verbraucherbildung weist als interdisziplinär angelegter Aufgabenbereich 
durch seine thematische Auffächerung Verbindungslinien zu vielfältigen Bil-
dungsbereichen auf und bildet dadurch ein komplexes Themen- und Struktur-
gefüge. Durch ihr breites Themenspektrum ergeben sich beispielsweise Syner-
gien mit der „Bildung für nachhaltige Entwicklung“ oder der „Medienbildung“. 
Jene sind ebenso im Wandel befindliche Bildungsbereiche, sodass deren Pa-
radigmenwechsel ebenfalls Einfluss auf die Konzepte von Verbraucherbildung 
nehmen können. Beispielsweise bringen technische Entwicklungsprozesse und 
die virtuellen Welten des Web 2.0 immer neue Herausforderungen mit sich, de-
nen auch die Medien- respektive Verbraucherbildung Rechnung tragen muss. 
Mithin unterliegen auch die Themenbereiche der Verbraucherbildung einem 
fortwährenden Wandel. Diesen Gegebenheiten muss bei der Umsetzung von 
Verbraucherbildung in der Schule – im Sinne des Querschnittsauftrags – durch 
fachbezogene, aber auch durch fächerübergreifende Konzepte begegnet wer-
den. Sonach ist zu prüfen, welchen Beitrag die einzelnen Fachcurricula zur Ver-
braucherbildung leisten und wie sich ihre Perspektiven ergänzen können. 

Die „traditionellen“ Themenfelder der Verbraucherbildung wie „Werbung und 
Anbieterstrategien, Verbraucherschutz, Einkaufsverhalten, Preisbildung, Qua-
litätsbeurteilung von Gütern und Dienstleistungen, Geld und Zahlungsverkehr 
sowie Einkommensentstehung und -verwendung“, (Schlegel-Matthies 2004, 
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7) wurden und werden zunehmend durch Themenkomplexe, die auf die ver-
änderten Lebensbedingungen der globalisierten und individualisierten Gesell-
schaft abzielen, ergänzt (vgl. Schlegel-Matthies 2004, 7; Kotisaari und Schuh 
2000, 142). Sowohl die traditionellen als auch die jüngeren Aspekte finden 
Berücksichtigung in dem besagten Beschluss der Kultusministerkonferenz, in 
dem jene für die schulische Verbraucherbildung benannt werden, die „in einer 
engen Wechselbeziehung zueinander [stehen] und […] darüber hinaus deut-
liche Bezüge zu zahlreichen anderen bildungsrelevanten Themenfeldern, de-
ren Kenntnis die Voraussetzung für fundierte Entscheidungen als Verbraucherin 
und Verbraucher bildet [, zeigen]“ (KMK 2013, 2).

Abbildung 3: Themenbereiche der Verbraucherbildung (Quelle: Eigene Darstellung  
in Anlehnung an KMK 2013).

Für Lehrkräfte kann sich aus dieser Interdisziplinarität und Themenvielfalt die 
Schwierigkeit ergeben, einzuschätzen, was genau unter Verbraucherbildung 
zu verstehen ist – insbesondere mit Blick auf die Gemeinsamkeiten und Un-
terschiede zu angrenzenden Bildungsbereichen. Gerade wenn Verbraucherbil-
dung kein obligatorischer Bestandteil curricularer Vorgaben ist, besteht die An-
forderung, entsprechende Inhalte in das Profil des eigenen Fachs und die durch 
Stundentafeln vorgegebenen (knappen) zeitlichen Ressourcen einzupassen.

Daran schließt sich auch die Frage nach Materialangeboten zur Verbraucher-
bildung an. Meist erfolgt – wenn an der Schule vorhanden – eine Orientierung 
an Schulbüchern, da jene wiederum die Vorgaben des Curriculums aufgreifen. 
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Diese enthalten jedoch oft keine aktuellen Materialien, die die Auseinander-
setzung mit tagesaktuellen Problemstellungen ermöglichen. Auf der Suche 
nach diesen begegnen Lehrkräften auch „Unterrichtsmaterialien aus der Wirt-
schaft“, wie eine Umfrage im Auftrag des Verbraucherzentrale Bundesverbands 
(vzbv 2016, 5) belegt. Dabei gaben 55 Prozent der 1.000 befragten Lehrkräfte 
an, „dass sie bereits in irgendeiner Weise beruflichen Kontakt mit Angeboten 
aus der Wirtschaft hatten“ (vzbv 2016, 5). In diesem Zusammenhang könnte 
eine Art „Qualitätssiegel“ eine hilfreiche Orientierung darstellen, weshalb eine 
„überwiegende Mehrheit der Lehrkräfte […] ein [solches] begrüßen“ würde 
(vzbv 2016, 4). 

1.4 Ankerplätze im Fächerspektrum

Die Frage nach den inhaltlichen Bezugspunkten korrespondiert dabei mit je-
ner nach der curricularen Integration im schulischen Fächerspektrum. Dabei 
zeichnet sich – wie bereits angedeutet – kein eindeutig definiertes und allseits 
akzeptiertes Gesamtmodell von Verbraucherbildung ab. Ebenso existiere keine 
zentralisierte „Verbraucherwissenschaft“; vielmehr handele es sich um ein in 
interdisziplinären Kontexten beheimatetes Forschungs- beziehungsweise Bil-
dungsfeld (Schlegel-Matthies 2004, 6). Dementsprechend kann der unterricht-
liche Zugang zum Themenfeld „Konsum“ auf verschiedenen Wegen erfolgen, 
beispielsweise mittels der klassischen Haushaltslehre, der Bildung für nach-
haltige Entwicklung, der finanziellen Allgemeinbildung oder einer sozialwissen-
schaftlich orientierten Verbraucherbildung.

So stellen vereinzelte Beiträge Sucht- und Verschuldungsaspekte jugendlichen 
Konsumverhaltens sowie die Prävention derer in den Mittelpunkt (vgl. Lange 
und Muck 1997; Lange 2004), während andere schwerpunktmäßig die Nach-
haltigkeits- (vgl. Moegling und Peter 2001) oder Ernährungsbildung (Univer-
sität Paderborn 2005) sowie die Medien- (Supper 2000; Gapski und Gräßer 
2010) oder die Finanzkompetenz (Retzmann 2011; Behnken und Baumann 
2008) fokussieren. Je nach Perspektivsetzung unterscheiden sich die inhalt-
lichen Schwerpunktsetzungen und Lernziele hinsichtlich des zu entwickeln-
den Kompetenzprofils, was sich zudem in unterschiedlichen Menschen- und 
Verbraucher(leit)bildern manifestiert (vgl. Wittau 2015, 84 ff.). 
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Zurzeit offenbaren sich in der föderal strukturierten bundesdeutschen Bil-
dungslandschaft unterschiedliche Umsetzungsbeispiele und -kontexte. Bereits 
2004 beschreibt Kirsten Schlegel-Matthies im Rahmen des REVIS-Projekts die 
Fächerkonstellation wie folgt: 

„Verbraucherthemen sind (außer im gymnasialen Bereich) […] in fast allen Bundes-
ländern schwerpunktmäßig durch die Fächer des Fächerverbundes Arbeitslehre 
(Haushalt/Hauswirtschaft, Wirtschaft, Technik) vertreten. Sozialkunde/Gesell-
schaftswissenschaft mit ihren namentlichen Entsprechungen sind ebenfalls Fächer, 
in denen Verbraucherthemen behandelt werden können. Einzelne Aspekte der Ver-
braucherbildung können noch in weiteren Fächern thematisiert werden wie z. B. 
Folgen des Konsums für die Umwelt in Biologie und Chemie, ethische Fragen des 
Konsums in Religion/Ethik […]“ (Schlegel-Matthies 2004, 11).

Eine Situation, die sich seither – bis auf wenige Ausnahmen – kaum verändert 
hat. Während in Schleswig-Holstein seit 2009 ein Separatfach zur Verbraucher-
bildung für den Unterricht in der „Sekundarstufe I der weiterführenden all-
gemein bildenden Schulen, Regionalschulen, Gemeinschaftsschulen [und] 
Förderzentren“ (KM Schleswig-Holstein 2009) existiert, wurde in Bayern mit 
dem Schuljahr 2015/16 für den Realschulbereich das freiwillige Wahlfach „Ver-
braucherprofi“ (Staatsinstitut für Schulqualität und Bildungsforschung Mün-
chen 2014) eingeführt und in Baden-Württemberg im Rahmen der Bildungs-
planreform von 2016 mit dem Fach „Alltagskultur, Ernährung, Soziales“ (KM 
Baden-Württemberg 2016) ein Wahlfachangebot für die Sekundarstufe I ge-
schaffen, das verbraucherbezogene Themen aufgreift. Dieses Unterrichtsfach 
wird jedoch nicht an Gymnasien angeboten, denn der Bildungsplan „gilt für die 
Werkrealschule und für die Hauptschule, für die Realschule, für die Gemein-
schaftsschule sowie für die Schulen besonderer Art“ (KM Baden-Württemberg 
2016). Des Weiteren bietet in Berlin der „Orientierungs- und Handlungsrah-
men für das übergreifende Thema Verbraucherbildung“ eine Leitlinie für den 
„fächerübergreifenden und fachbezogenen Unterricht“ in der Sekundarstufe I 
(SenBJW 2016, 4). Auch in Nordrhein-Westfalen wurde mit der „Rahmenvorga-
be Verbraucherbildung in Schule – in der Primarstufe und Sekundarstufe I“ 
ein „schulform- und bildungsgangübergreifender Referenzrahmen [geschaf-
fen, der] die Grundlagen, Ziele und Bereiche der Verbraucherbildung“ definiert 
(MSW NRW 2017, 4). 
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Die vielgestaltigen Integrationsversuche in den bestehenden Fächerkanon il-
lustriert zudem der „Bericht zur Verbraucherkompetenz von Schülerinnen und 
Schülern“ der Kultusministerkonferenz (KMK 2015), welcher die unterschied-
lichen Umsetzungspraktiken mit Fokus auf die Integration von Inhalten in die 
Stundentafeln beziehungsweise Lehrpläne unterschiedlicher Jahrgangsstufen 
und Fächer sowie die Nutzung von Material- und Kooperationsangeboten zur 
Verbraucherbildung in den verschiedenen Bundesländern dokumentiert.

Bundesland Identifizierte Leitfächer

Baden-Württemberg kein Leitfach angegeben

Bayern Grundschule (GS): Heimat- und Sachunterricht 
(HSU), Mittelschule (MS): Arbeit - Wirtschaft - Tech-
nik (AWT) bzw. Berufsorientierender Zweig Soziales, 
Wirtschaftsschule (WS): Betriebswirtschaftliche 
Steuerung und Kontrolle, Geschichte/Sozialkunde, 
Sozialkunde, Wirtschaftsgeographie (neu ausge-
richtete WS), Betriebswirtschaft, Volkswirtschaft, 
Sozialkunde (alte WS), Realschule (RS): Wirtschaft 
und Recht, Gymnasium (GY): Wirtschaft und Recht 

Berlin W-A-T Wirtschaft-Arbeit-Technik

Brandenburg Wirtschaft Arbeit Technik (WAT)

Bremen Sachkunde (P), Wirtschaft-Arbeit-Technik (S I), 
Wirtschaftslehre (GyO)

Hamburg kein Leitfach angegeben

Hessen Politik und Wirtschaft (Gym/H/R), Arbeitslehre 
(H/R), Sachunterricht (G)

Mecklenburg-Vorpommern Arbeit-Wirtschaft-Technik – AWT (Klasse 7-10),
Sachkunde (Klasse 1-4)

Niedersachsen Sachunterricht, Wirtschaft, Hauswirtschaft, Politik, 
Politik/Wirtschaft
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Bundesland Identifizierte Leitfächer

Nordrhein-Westfalen „[…] Als Leitfächer fungieren Arbeitslehre/Hauswirt-
schaft und Wirtschaft bzw. Politik/Wirtschaft, als 
Ankerfächer die Lernbereiche Gesellschafts- und 
Arbeitslehre sowie die Naturwissenschaften. […]“ 
[Hervorhebung im Original]

Rheinland-Pfalz Sachunterricht, Biologie und Chemie,
Sozialkunde bzw. Wirtschaftslehre, Religion/Ethik, 
Hauswirtschaft und Sozialwesen, Technik und 
Naturwissenschaften

Saarland Sachunterricht, Arbeitslehre, Sozialkunde/Poli-
tik bzw. Gesellschaftswissenschaften, Beruf und 
Wirtschaft

Sachsen Sachunterricht (SU), Mathematik (MA), Biologie 
(BIO), Wirtschaft-Technik-Haushalt/Soziales (WTH), 
Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung (GK) und 
Gemeinschaftskunde/Rechtserziehung/Wirtschaft 
(G/R/W)

Sachsen-Anhalt kein Leitfach angegeben

Schleswig-Holstein Verbraucherbildung

Thüringen Heimat- und Sachkunde (HSK), Wirtschaft-Umwelt-
Europa, Wirtschaft-Recht-Technik, Kurs Medienkun-
de

Tabelle 1: Übersicht zu den Leitfächern der Verbraucherbildung in unterschiedlichen 
Bundesländern (Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an KMK 2015, 13 ff.).

2  Potenziale einer sozialwissenschaftlich 

orientierten Verbraucherbildung

Mit Blick auf die hier identifizierten Leitfächer erscheinen insbesondere die sozi-
alwissenschaftlich beziehungsweise sozioökonomisch orientierten Unterrichts-
fächer mit ihren übergeordneten Leitzielen „Mündigkeit“ und „Partizipation“ 
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als prädestinierte Orte der kritischen, reflektierten und multiperspektivischen 
Betrachtung von Konsum und den damit verbundenen Verbraucherrollen. Eine 
sozialwissenschaftlich oder sozioökonomisch orientierte Verbraucherbildung 
gründet auf der Überzeugung, dass „Konsum […] – ebenso wie der Alltag der 
Konsument(inn)en selbst – nicht monodisziplinär zu erfassen“ ist, denn eine 
ausschließlich ökonomische Betrachtung von Verbraucherhandeln übersieht 
die ihm inhärenten „individuellen, kulturellen, ästhetischen, politischen und 
sozialen Momente, wodurch die kritisch-reflektierte“ Annäherung an das Phä-
nomen Konsum verhindert wird (vgl. Engartner und Heiduk 2015, 342). Insofern 
merkten Scherhorn et al. bereits 1975 an: 

„Verbrauchererziehung sollte daher einerseits als Teil der wirtschaftli-
chen Bildung behandelt werden; andererseits ist Einübung in die Rol-
le des kritischen Verbrauchers aber zugleich Einübung in politisches Han-
deln und sollte daher auch als Teil der politischen Bildung begriffen werden“  
(Scherhorn et al. 1975, 186).

Auch in aktuelleren Beiträgen werden die Möglichkeiten und Grenzen einer 
„Politik mit dem Einkaufswagen“ (Baringhorst et al. 2007) respektive der „Con-
sumer Citizenship“ (Kneip 2010) immer wieder betont, weshalb es diese un-
terschiedlichen Perspektivsetzungen auf Konsum im Unterricht zu reflektieren 
gilt. Des Weiteren finden sich im KMK-Beschluss von 2013 Hinweise hinsicht-
lich möglicher didaktischer Prinzipien zur Gestaltung von Verbraucherbildung 
(KMK 2013, 3 f.). Dabei zeigen sich mit Blick auf solche der „Lebenswelt-“ und 
„Handlungsorientierung“, „Aktualität“ sowie „Multiperspektivität“ Schnitt-
mengen mit Konzepten der politischen und (sozio-)ökonomischen Bildung. 
Der Anspruch an die Aktualität ausgewählter Inhalte begründet sich unter an-
derem aus den wechselnden konsumgesellschaftlichen Problemstellungen. 
Die Forderung nach Multiperspektivität gründet darüber hinaus einerseits auf 
die Berücksichtigung unterschiedlicher (sozial-)wissenschaftlicher Zugänge 
(vgl. zum Beispiel Hedtke 2018, 11) sowie andererseits auf die Übertragung 
dieses Prinzips auf die Strukturierung schulischen Lernens beispielsweise im 
Sinne des im KMK-Beschlusses beschriebenen „interdisziplinäre[n] Lernen[s]“ 
(KMK 2013, 3). Aus dem Prinzip der „Subjektorientierung“ leite sich überdies 
die Notwendigkeit ab, die Vorerfahrungen, Sichtweisen und Lebenswelten der 
Lernenden ernst zu nehmen und zum Ausgangspunkt für die Planung von Bil-
dungsangeboten zu machen (Hedtke 2018, 3 f.). 
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Im Zuge einer Auseinandersetzung mit dem Leitziel „gesellschaftliche[r] Mün-
digkeit“ im Kontext der sozioökonomischen Bildung beschreibt Moritz Peter 
Haarmann (2014, 208) „Orientierungs-“, „Urteils-“ und „Handlungsfähigkeit“ 
als zentrale Kompetenzen für „mündige […] Gesellschaftsmitglied[er]“. Übertra-
gen auf das mündige Handeln in konsumbezogenen Situationen bedeutet dies, 
unterschiedliche Kompetenzbereiche zugrunde zu legen. Diese sind nicht ge-
trennt voneinander zu denken und tragen den hohen Anspruch an gesellschaft-
liche Gestaltungsfähigkeit in sich (vgl. Haarmann 2014, 208 f.). Für (junge) Kon-
sument_innen beinhaltet dieser rollenbezogene Reflexionsprozess demgemäß 
eine kritische Analyse der sie umgebenden Strukturen, die Notwendigkeit  
einer Positionierung sowie die Identifizierung möglicher Handlungsoptionen 
und -grenzen.

Abbildung 4: Leitlinien einer sozialwissenschaftlich orientierten Verbraucherbildung 
(Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Engartner und Heiduk 2015, 340).
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3 Fazit

Die eingangs aufgeworfene Frage, welcher Kompetenzen es für ein mündiges 
Konsumverhalten bedarf, kann mit Blick auf die unterschiedlichen inhaltlichen 
und curricularen Zielvorstellungen nicht einheitlich beantwortet werden. In der 
Zusammenschau der beschriebenen verbraucherbildnerischen Konzepte und 
Positionen zeigt sich, dass abhängig vom konkreten themenbezogenen Kom-
petenzmodell zwar unterschiedliche Fähigkeiten und Fertigkeiten identifiziert 
werden können, diese Modelle jedoch gemeinsame Schnittmengen aufweisen, 
die sich auf Kompetenzen im Bereich konsumbezogenen Wissens, Handelns und 
einer entsprechenden Wertorientierung beziehen. Diese Definitionen sind nicht 
trennscharf zu betrachten, wirken vielmehr in unterschiedlichen Handlungs- und 
Entscheidungssituationen zusammen. Folglich kommt die reflektierte Entschei-
dungsfindung nicht ohne die vorherige Analyse und anschließende Beurteilung 
aus, bevor sie in reflektiertes Handeln überführt werden kann. 

Im Zusammenspiel können die in der zweiten und vierten Abbildung dieses Bei-
trags zusammengefassten Kompetenzen zu einem kritisch-reflektierten Kon-
sumverhalten beitragen. Demgemäß ist es möglich, dass diese abhängig von 
einer Situation, persönlichen Motiven und Werthaltungen unterschiedlichen 
Maximen, die von der individuellen Nutzenmaximierung bis hin zum bürger-
schaftlichen Gestaltungswillen reichen können, folgen. Auch die Reflexion die-
ser unterschiedlichen Rollen sowie der damit verbundenen Leitbilder ist ein 
zentraler Aspekt mündigen Verbraucherverhaltens, führt sie doch zur Ausei-
nandersetzung mit der eigenen Handlungsmacht als Konsument_in. 

Insofern eröffnet auch das Leitbild Mündigkeit einen weiten Interpretations- 
und Definitionsspielraum. Angesichts der terminologischen, curricularen und 
fachdidaktischen Heterogenität der Verbraucherbildung kann festgehalten 
werden, dass diese als Querschnittsaufgabe in unterschiedlichen schulischen 
Kontexten zu begreifen, der Beitrag verschiedener Fächer als Leitfächer für 
die Verbraucherbildung somit zu prüfen ist. Die Auseinandersetzung mit dem 
Themenfeld „Konsum“ erfordert daher eine multiperspektivische Betrachtung 
im Sinne eines breiten, sozialwissenschaftlichen Verständnisses von Konsum, 
um ein realistisches Bild der vielfältigen Determinanten verbraucherseitigen 
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Handelns zu erhalten. Daraus abgeleitet ist auch eine kritisch-reflexive so-
wie problemorientierte Auseinandersetzung mit den Chancen und Grenzen 
konsumentenseitiger Verantwortungsübernahme geboten. Hinsichtlich der 
vielfältigen Herausforderungen des Verbraucheralltags und der Heterogenität 
verbraucherseitigen Handelns scheint mit Blick auf das verbraucherpolitische 
und -bildnerische Leitbild mündiger Verbraucher_innen – wie so oft – der Weg 
das Ziel zu sein.
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1 Einleitung

Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen, wie beispielsweise die Prekarisierung 
der Lebens- und Arbeitswelt und die steigenden Anforderungen im Konsumall-
tag einer „Multioptionsgesellschaft“ (Gross 1994), erfordern ein Mindestmaß 
an Kompetenzen im alltäglichen Umgang mit Geld. Finanzielle Grundbildung 
als Teilbereich einer umfassenderen ökonomischen Grundbildung ist eine not-
wendige Bedingung zur sozialen Teilhabe, doch erst seit Kurzem ein Thema 
im Grundbildungsbereich (Mania und Tröster 2015a). Nachgegangen wird der 
Frage, welche neuen Zugänge im Bereich der Alphabetisierung und Grundbil-
dung durch die Fokussierung auf Finanzielle Grundbildung möglich sind und 
welche Schnittstellen und Potenziale sich für die Finanzielle Grundbildung und 
die Verbraucherbildung Erwachsener ergeben.

Vorgenommen wird zunächst eine theoretische Verortung der Finanziellen 
Grundbildung und relevanter Begriffe. Ausgehend von Erfahrungen und Er-
kenntnissen aus zwei Entwicklungs- und Forschungsprojekten werden dann 
Handlungsanforderungen in der Finanziellen Grundbildung im Kontext der Ver-
braucherbildung dargestellt. Einen wichtigen Bezugspunkt bildet hier das Kom-
petenzmodell Finanzielle Grundbildung, das als didaktische Grundlage für die 
Entwicklung von Lernangeboten dienen kann (Mania und Tröster 2015a). Da die 
Ansprache von potenziellen Adressatinnen und Adressaten für die Finanzielle 
Grundbildung und gleichermaßen für die Verbraucherbildung Erwachsener eine 
Herausforderung darstellt, gilt es, perspektivisch neue Ansätze und Methoden 
zu entwickeln. Ein Beispiel für ein gelungenes Vorgehen ist die persönliche 
Ansprache über „Dritte“, Schlüssel- oder Vertrauenspersonen, die als Multi-
plikatorinnen und Multiplikatoren sensibilisiert und gewonnen werden kön-
nen (Tröster, Bowien-Jansen und Mania 2019). Durch interdisziplinäre Öffnung 
können gemeinsame Schnittstellen ausgelotet werden, die zu Kooperationen 
und Netzwerkbildungen führen und somit alternative Weiterbildungsmöglich-
keiten und Zugänge zu relevanten Zielgruppen eröffnen können. Anschließend 
werden Perspektiven aufgezeigt, die im Sinne einer „multiperspektivischen 
Verbraucherforschung“ (vgl. Nessel et al. 2018) den Dialog zwischen den un-
terschiedlichen Disziplinen Grundbildung und Verbraucherbildung fördern. 
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2  Verortung der Finanziellen  
Grundbildung 

Kompetentes Handeln im Umgang mit Geld wird mit einer Vielzahl von Begriffen 
umschrieben (siehe Abb. 1). Im englischsprachigen Raum werden die Begriffe 
„Financial Literacy“ und „Financial Capability“ verwendet. Der kompetente all-
tägliche Umgang mit Geld erfordert aber mehr als nur Fähigkeiten im Bereich 
Literacy und Numeracy. In Deutschland werden sowohl englische als auch ver-
schiedene deutsche Termini benutzt, dies oft synonym, gleichzeitig und meist 
unsystematisch. So reicht die Bandbreite von Finanzieller (Allgemein-)Bildung 
über Finanzbildung bis hin zu Finanzieller Alphabetisierung und Finanzkom-
petenz. In der Verwendung der Begriffe spiegelt sich zumeist die disziplinäre 
Herkunft beziehungsweise weltanschauliche Einordnung des Themas wider. 
So wird von „Financial Inclusion“ oder „Financial Literacy“ eher dann gespro-
chen, wenn ein (sozial-)pädagogischer Hintergrund vorliegt (Mania und Tröster 
2015a, 13 f.).

Abbildung 1: Begriffsdschungel im Themenbereich Finanzielle Grundbildung 
(Mania und Tröster 2015b, 49). 



86 Monika Tröster, Beate Bowien-Jansen und Ewelina Mania

Finanzielle (Grund-)Bildung stellt einen eigenständigen Schwerpunkt im Kon-
text der Konsumenten- oder Verbraucherbildung dar, wobei die Fähigkeit betont 
wird, „für sich selbst sorgen und verantwortliche Finanzentscheidungen treffen 
zu können“ (Remmele 2016, 23). Unter Finanzieller Grundbildung werden die 
„existenziell basalen und unmittelbar lebenspraktischen Anforderungen alltäg-
lichen Handelns und der Lebensführung in geldlichen Angelegenheiten“ (Mania 
und Tröster 2014, 140) verstanden.

In den letzten Jahren hat sich Finanzielle Grundbildung als ein Inhaltsbereich der 
Grundbildung ausdifferenziert, der auf alltägliche Handlungsanforderungen im 
Umgang mit Geld in der Lebens- und Arbeitswelt fokussiert. Ausgegangen wird 
von einem ganzheitlichen und umfassenden Grundbildungsverständnis1, das 
neben einem Mindestmaß an Lese- und Schreibfertigkeiten auch Grunddimen-
sionen kultureller und gesellschaftlicher Teilhabe wie Rechenfähigkeit (Numer-
acy), Grundfähigkeiten im IT-Bereich (Computer Literacy), Gesundheitsbildung 
(Health Literacy), Finanzielle Grundbildung (Financial Literacy) und Soziale 
Grundkompetenzen (Social Literacy) umfasst. So ist es im Grundsatzpapier 
der Nationalen Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung, verabschiedet 
von Bund und Ländern, verankert. Grundbildung orientiert sich somit an der 
Anwendungspraxis von Schriftsprachlichkeit im beruflichen und gesellschaft-
lichen Alltag (BMBF und KMK 2016, 3).

Der Bereich der Finanziellen Grundbildung hat sich in Deutschland durch die Ar-
beiten der Projekte „Schuldnerberatung als Ausgangspunkt für Grundbildung. 
Curriculare Vernetzung und Übergänge  – CurVe“ (Förderer: BMBF; Laufzeit: 
03/2013–09/2015) und „Curriculum und Professionalisierung der Finanziellen 
Grundbildung – CurVe II“ (Förderer: BMBF; Laufzeit: 01/2016–11/2020) etablie-
ren können. Das Projekt CurVe hat in Zusammenarbeit mit Einrichtungen der 
Schuldnerberatung und der Weiterbildung untersucht, wie sich der Umgang mit 
Geld im Kontext des Alltags gestaltet und welche Kompetenzen dies im Hinblick 
auf Finanzielle Grundbildung erfordert. Als wichtige Produkte sind das Kompe-
tenzmodell Finanzielle Grundbildung (Kapitel 3) und erste Pilotangebote für 
Lernende entstanden. CurVe II, ein Entwicklungs-, Forschungs- und Transfer-

1  Auf eine ausführliche Herleitung und Einordnung des Grundbildungsbegriffs wird 
an dieser Stelle verzichtet. Für Interessierte sei auf folgende Literatur verwiesen: 
Tröster und Schrader 2016.
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projekt, zielt darauf, neue pädagogische Konzepte für lebenswelt- und alltags-
orientiertes Lernen und Lehren zu entwickeln, zu erforschen und in die Praxis 
zu transferieren. Zum einen wird ein flexibles, modulares, zielgruppen- und 
trägerübergreifendes Curriculum Finanzieller Grundbildung für Programmpla-
nende und Lehrende entwickelt und erforscht (Mania 2019). Zum anderen wird 
Finanzielle Grundbildung als Bestandteil des Programmbereichs Alphabetisie-
rung und Grundbildung professionalisiert, indem unter anderem das in CurVe 
entstandene Sensibilisierungskonzept für Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren weiterentwickelt, bundesweit implementiert und evaluiert wird (Tröster 
und Bowien-Jansen 2019) (Kapitel 4). 

3  Handlungsanforderungen in der  
Finanziellen Grundbildung im Kontext 
der Verbraucherbildung 

Die Handlungsanforderungen für den kompetenten Umgang mit Geld im All-
tag zeichnen sich durch eine große Komplexität und Bandbreite aus; zudem 
sind sie über die Lebensspannen veränderlich. In einem mehrperspektivischen 
und partizipativen Forschungsprozess wurde ein theoretisch und empirisch 
fundiertes Kompetenzmodell Finanzielle Grundbildung entwickelt, das die tat-
sächlichen Anforderungen und Aufgaben, die der tägliche Umgang mit Geld 
erfordert, beschreibt (Mania und Tröster 2015a). 

Finanzielle Grundbildung ist Teil einer umfassenden ökonomischen (Grund-)
bildung (Remmele et al. 2013; Remmele 2016; Weber, van Eik und Maier 2013). 
Das Konzept der ökonomischen Bildung legt die jeweiligen Kompetenzanfor-
derungen entlang der Rollen „Verbraucher“, „Erwerbstätige“ und „Wirtschafts-
bürger“ fest und differenziert das breite Kompetenzspektrum in Teilbereiche. 
Im Teilbereich der „Verbraucherbildung“, deren Ziel eine „weitgehend verant-
wortliche, gleichberechtigte und erfolgreiche Teilhabe an der (Konsum-)Gesell-



88 Monika Tröster, Beate Bowien-Jansen und Ewelina Mania

schaft“ (Schlegel-Matthies 2004, 19) ist, kann die Finanzielle (Grund-)Bildung 
als eigenständiger Schwerpunkt identifiziert werden (Remmele 2016, 23). 

Das Kompetenzmodell, angelegt als Kreuztabelle, berücksichtigt kognitive 
Kompetenzen und formuliert Handlungsanforderungen explizit auf Grundbil-
dungsniveau: Lesen, Schreiben und Rechnen werden nicht vorausgesetzt, son-
dern sie sind integraler Bestandteil des Modells (Mania und Tröster 2015a). 
Das Modell ist nicht hierarchisch aufgebaut, sondern ordnet die Kompetenz-
beschreibungen entlang des Geldflusses in die Domänen „Einnahmen“, „Geld 
und Zahlungsverkehr“, „Ausgaben und Kaufen“, „Haushalten“, „Geld leihen 
und Schulden“ sowie „Vorsorge und Versicherungen“. Diese sechs Domänen 
und weitere 23 untergeordnete Subdomänen bestimmen in der Kreuztabelle 
die vertikale Ausrichtung. Jeder Domäne/Subdomäne werden in horizontaler 
Ausrichtung Handlungsanforderungen in den Dimensionen „Wissen“, „Lesen“, 
„Schreiben“ und „Rechnen“ zugeordnet (Mania und Tröster 2015a). 

Abbildung 2: Grundstruktur des Kompetenzmodells Finanzielle Grundbildung  
(Mania und Tröster 2015b, 52).

Fast in allen Domänen und Subdomänen gibt es Überschneidungen und An-
lehnungen zur ökonomischen Grundbildung und zur Verbraucherbildung, so 
insbesondere in der Domäne „Ausgaben und Kaufen“. Hier werden in der 
Subdomäne „Einkaufen“ unter anderem Widerrufs-, Garantie- und Rückga-
berechte thematisiert. In der Subdomäne „Angebote“ (siehe Abb. 3) geht es 
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im Kontext des Verbraucherschutzes um Qualitätskriterien von Produkten und 
deren Vergleichbarkeit, Verkaufsstrategien, Marketingtricks und Kundenfallen; 
in der Subdomäne „Ausgaben“ werden Kriterien für einen nachhaltigen und 
bewussten Konsum berücksichtigt.

Abbildung 3: Das Kompetenzmodell Finanzielle Grundbildung am Beispiel der  
Subdomäne „Angebote“ (Mania und Tröster 2015c, 08-5). 

Die Förderung dieser Handlungskompetenzen bedeutet im Sinne einer sozioö-
konomischen Bildung die Stärkung der Orientierungs-, Urteils- und Handlungs-
fähigkeit der Konsumierenden, die vor dem Hintergrund unübersichtlicher und 
fragmentierter Konsumwelten zu einer Herausforderung wird. Im Alltag gilt es 
ständig, Entscheidungsmöglichkeiten abzuwägen und zu bewerten, beispiels-
weise bei der Wahl von Verkehrsmitteln, der Gestaltung persönlicher Einkäufe, 
der Wohnungssuche bis hin zur Geldanlage oder Altersvorsorge (vgl. Fridrich 
2018). 

Die im Kompetenzmodell formulierten Handlungsanforderungen geben mög-
liche Lernziele und -inhalte für Angebote im Bereich der Finanziellen Grund-
bildung vor. So kann das Modell in der Programm- und Angebotsplanung als 
Analyseinstrument, als Fortbildungsinhalt, als didaktische Grundlage und als 
Reflexionsinstrument eingesetzt werden. Es können neue Angebote entwickelt, 
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aber auch Angebote konzipiert werden, die an bestehende (Grund-)bildungs-
angebote anknüpfen (Mania und Tröster 2015c). 

Lernangebote in der ökonomischen und auch in der Finanziellen Grundbildung 
haben das Ziel, notwendige Basiskompetenzen zu vermitteln, die eine Voraus-
setzung für gesellschaftliche Teilhabe und Empowerment darstellen. Neben der 
Beschäftigungsfähigkeit stehen dabei immer auch Ziele wie Stärkung der Au-
tonomie, Selbstbestimmung, Selbstvertrauen und Selbstwertgefühl im Fokus. 
Grundbildungsangebote in beiden Bereichen stehen jedoch oft vor dem Hin-
dernis der schwierigen Erreichbarkeit der Zielgruppe. Diese Erreichbarkeit kann 
durch lebenswelt- und alltagsnahe Lernangebote und einen niedrigschwelligen 
Zugang erhöht werden. Außerdem kann die Erreichbarkeit durch eine aktive 
Adressatenansprache – direkt oder über Multiplikatorinnen oder Multiplika-
toren – gefördert werden (vgl. Mania 2018). Wie dies gelingen kann, wird in 
dem folgenden Kapitel am Beispiel der Finanziellen Grundbildung aufgezeigt.

4  Finanzielle Grundbildung und  
Verbraucherbildung: Ansprache und 
Sensibilisierung

Im Bereich der Alphabetisierung und Grundbildung ist die Idee der direkten 
Ansprache potenzieller Grundbildungsadressatinnen und -adressaten nicht 
neu und findet sich in den Konzepten der aufsuchenden Bildungsarbeit wie-
der. Multiplikatorinnen und Multiplikatoren übernehmen als Schlüssel- und 
Vertrauenspersonen eine „Brückenfunktion“ zwischen den potenziellen Ler-
nenden und der organisierten Weiterbildung und können so neue Zugänge zu 
Bildungsangeboten schaffen (Bremer, Kleemann-Göhring und Wagner 2015). 
Auf die Bedeutung des mitwissenden Umfelds (Buddeberg 2015) und des 
beruflichen Umfelds von funktionalen Analphabetinnen und Analphabeten 
(Ehmig, Heymann und Seelmann 2015) verweisen auch aktuelle Studien und 
Forschungsarbeiten. Multiplikatorinnen und Multiplikatoren können Personen 
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sein, die aufgrund ihrer beruflichen Eingebundenheit Kontakt zu potenziellen 
Lernenden haben. Für den Bereich der Finanziellen Grundbildung sind dies 
Fachkräfte, die sich in ihrer beruflichen Funktion mit Themen wie Geld, Finan-
zen und Haushalten beschäftigen und im Kontext unterschiedlicher kritischer 
Lebensereignisse, wie Arbeitsplatzverlust, Überschuldung oder Familiengrün-
dung, Unterstützungs- und Beratungsleistungen anbieten (Tröster, Mania und 
Bowien-Jansen 2018). Dies sind beispielsweise Mitarbeitende der Schuldner- 
und Sozialberatung, der Jobcenter und Arbeitsagenturen, der Betriebe und Per-
sonalverwaltung, der Schulen, Kitas und Familienzentren, der Sparkassen und 
Banken und der Verbraucherberatung/-bildung, aber auch Lehrende in Schulen 
und Berufsschulen sowie Lehrende und Programmplanende in der Erwachse-
nenbildung (Tröster, Mania und Bowien-Jansen 2018). 

Ein Ziel in den Projekten CurVe und CurVe II ist es, Multiplikatorinnen und 
Multiplikatoren für die Aufgaben und die Rollen als Schlüssel- und Vertrau-
enspersonen zu sensibilisieren (Schwarz, Christiani und Tröster 2015; Tröster, 
Bowien-Jansen und Mania 2019). Es gilt, sie zu befähigen, den Lebens- und 
Alltagskontext der Ratsuchenden, Klientinnen und Klienten, Lernenden sowie 
Kundinnen und Kunden ganzheitlich zu erfassen, um einen Bedarf an Finanzi-
eller Grundbildung zu erkennen, sensibel anzusprechen und im Dialog geeig-
nete Lösungsmöglichkeiten zu finden. 

Bei der Konzeption und Durchführung der Sensibilisierungsworkshops ist es 
ein wichtiges Anliegen, Lernsituationen zu schaffen, die ein Erfahrungslernen 
ermöglichen, so wie es John Dewey Anfang des 20. Jahrhunderts in der Labora-
tory School in Chicago forderte. Nach seiner Theorie des Pragmatismus ist jede 
kommunikative Interaktion ein bildender Prozess, in dem die eigenen Erfah-
rungen durch die Anteilnahme an den Erfahrungen anderer erweitert, reflektiert 
und formuliert werden. Um einen solchen – auch interdisziplinären – Erfah-
rungsaustausch zu gewährleisten, ist in den CurVe-II-Sensibilisierungswork-
shops eine explizit heterogene Zusammensetzung der Teilnehmenden ge-
wünscht (Tröster, Bowien-Jansen und Mania 2018, 2019). Diese heterogene 
Zusammensetzung kann zudem die Entstehung von bereichsübergreifenden 
Kooperationen und Netzwerken anregen (Tröster und Bowien-Jansen 2019). 
Inhaltlich folgt der Sensibilisierungsworkshop dem konzeptionellen Dreischritt 
„Bedarfe erkennen“, „Ansprechen“ und „Handeln“. Mit welchen Fragestel-
lungen sich die einzelnen Phasen befassen, wird in der Abbildung 4 aufgezeigt.
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                    Erkennen                   Ansprechen                    Handeln

Was ist (Finanzielle)  
Grundbildung?
Wie ist ein Bedarf an 
(Finanzieller) Grundbildung 
erkennbar/wahrnehmbar?
Wie können Situationen/
Anlässe gestalten, die das 
Erkennen eines Bedarfs 
möglich machen? 

Wie kann man Vertrauen zu 
den Betroffenen aufbauen? 
Wie kann der vermutete 
Bedarf an Finanzieller 
Grundbildung im  
Beratungskontext ange-
sprochen werden? 
Wie können entsprechende 
Gesprächssituationen in 
meinen beruflichen Alltag 
eingebaut werden?

Wohin können betroffene  
Personen weitervermittelt 
werden?
Welche interdisziplinären 
Kooperationen und Vernet-
zungen sind hilfreich?
Wie kann ein Lernangebot 
zu Finanzieller Grundbildung 
geplant werden?

Die in CurVe II durchgeführten Sensibilisierungsworkshops wurden in Anleh-
nung an das CIPP-Modell (Stufflebeam 2002) und das Vier-Ebenen-Modell (D. L. 
Kirkpatrick und J. D. Kirkpatrick 2010; J. D. Kirkpatrick und W. Kayser Kirkpatrick 
2016) evaluiert, wobei der Schwerpunkt auf der Prozess- und Produktevaluati-
on (CIPP-Modell) lag. Nach dem Vier-Ebenen-Modell von Kirkpatrick wurden in 
einer ersten Erhebungswelle direkt im Anschluss an die Veranstaltung die Ebe-
nen der Zufriedenheit und des Lernerfolgs sowie in einer zweiten Erhebungs-
welle nach sechs Monaten der Transfer in die Praxis und den Berufsalltag erho-
ben. In beiden Erhebungen wurde ein Fragebogen sowohl mit standardisierten 
als auch offenen Fragen verwendet, sodass auch individuelle Rückmeldungen 
und Erfahrungen berücksichtigt werden konnten. 

Insgesamt haben im Projekt CurVe II bundesweit acht Sensibilisierungswork-
shops stattgefunden, an denen 166 Fachkräfte aus unterschiedlichen beruf-
lichen Bereichen (siehe Abb. 5) teilgenommen haben. Die Durchführung der 
Sensibilisierungsworkshops wurde gemeinsam mit 29 Kooperationspartnern 
geleistet, die aufgrund ihrer guten Vernetzung vor Ort eine große Bandbreite 
an Multiplikatoren und Multiplikatorinnen ansprechen konnten. 

Abbildung 4: Fragestellungen in den Phasen „Erkennen“, „Ansprechen“ und  
„Handeln“. Eigene Darstellung.
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Unter der Sparte „Sozialberatung“ sind Mitarbeitende aus der Migrationsbe-
ratung, Wohnungslosenberatung, Schwangerschaftsberatung und so weiter 
zusammengefasst und unter „Sonstiges“ Mitarbeitende der Verbraucherzen-
tralen, Behindertenhilfe, Handwerkskammer, Verwaltung, Familienzentren und 
Kitas. 

Die heterogene Zusammensetzung im CurVe-II-Sensibilisierungskonzept ist 
intendiert, um den Teilnehmenden eine multiperspektivische Betrachtung auf 
die Adressatinnen und Adressaten sowie mögliche Lösungswege zu gewähren. 
Außerdem können erste Schritte im Hinblick auf Kooperation und Vernetzung 
getan werden. Die Ergebnisse der ersten Erhebungswelle, an der sich 154 Per-
sonen beteiligt haben, belegen, dass dies erfolgreich war. So haben 90 Prozent 
der Teilnehmenden aus den unterschiedlichen Fachbereichen die Unterstüt-
zung durch den interdisziplinären Austausch bestätigt. 80  Prozent der Teil-
nehmenden gaben an, dass ein kollegialer Austausch stattgefunden hat; 70 
Prozent der Teilnehmenden konnten hilfreiche Kontakte knüpfen (siehe Abb. 6).

Abbildung 5: Berufliche Herkunft der Teilnehmenden in den CurVe-II- 
Sensibilisierungsworkshops. Eigene Darstellung.
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Bezogen auf die inhaltlichen Aspekte des Dreischritts „Bedarfe an Finanzieller 
Grundbildung zu erkennen, anzusprechen und zu handeln“ bestätigt eine deut-
liche Mehrheit der Fachkräfte (ca. 70 Prozent), dass sie für ihren Arbeitsalltag 
viel Nützliches erfahren haben und sich für die Rolle als „Brückenmensch“ gut 
vorbereitet fühlen. Über 70 Prozent der Teilnehmenden geben an, nun in der 
Lage zu sein, einen Bedarf an Finanzieller Grundbildung zu erkennen und an-
zusprechen; über 60 Prozent der Teilnehmenden wissen, an welche entspre-
chenden Stellen und Angebote sie ihre Klientinnen und Klienten, Kundinnen 
und Kunden, Ratsuchenden und Lernenden weitervermitteln können (siehe 
Abb. 7). 

Abbildung 6: Bewertung der Heterogenität der Teilnehmendengruppen in den  
CurVe-II-Sensibilisierungsworkshops (vgl. Tröster, Mania und Bowien-Jansen 2018).
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Aus den offenen Antworten der zweiten Erhebungswelle lassen sich erste 
Transfermöglichkeiten des Gelernten in den beruflichen Alltag ableiten, wie 
das folgende Zitat zeigt: 

„Es fällt nun leichter, das Thema beim Betroffenen in angemessener Vorsicht zu the-
matisieren. Ich habe das Thema allerdings auch zuvor bereits fast immer thematisie-
ren können bei/mit den Betroffenen, habe nun aber das Gefühl, dass ich dies etwas 
„professioneller“ tun kann. Auch können wir das Thema nun nicht nur ansprechen, 
ich kann auch erste Anlaufstellen nennen oder grobe Hilfestellungen geben.“

Abbildung 7: Evaluationsergebnisse zur Selbsteinschätzung des Gelernten im  
Hinblick auf den Dreischritt „Bedarfe erkennen, ansprechen und handeln“ in den 
CurVe-II-Sensibilisierungsworkshops (vgl. Tröster, Mania und Bowien-Jansen 2018).
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5 Perspektiven

In diesem Beitrag wurden inhaltliche Schnittstellen zwischen der Finanziellen 
Grundbildung und der Verbraucherbildung dargestellt und mögliche erste 
Schritte im Hinblick auf Austausch und interdisziplinäre Zusammenarbeit auf-
gezeigt. 

Es gilt, dieses Potenzial perspektivisch stärker zu nutzen. Bezogen auf die Er-
reichbarkeit von Grundbildungsadressatinnen und -adressaten können Zugän-
ge über die Verbraucherbildung/-beratung neue Möglichkeiten der Ansprache 
bedeuten. Die Erfahrungen aus den Sensibilisierungsworkshops zeigen, dass 
durch das interdisziplinäre Vorgehen neue Multiplikatorinnen und Multiplika-
toren gewonnen werden konnten. Weiterhin konnte der Themenbereich Finan-
zielle Grundbildung in weiteren Institutionen fest verankert werden, wie die Er-
gebnisse der zweiten Erhebung zum Transfer der Sensibilisierungsworkshops 
belegen. Im beruflichen Kontext haben viele Teilnehmende eine bereichsüber-
greifende Zusammenarbeit aufgenommen, sodass Kooperation und Vernet-
zung gestärkt werden konnten.

Zukünftig bieten sich sowohl für die Verbraucherbildung als auch für den 
Grundbildungsbereich aufgrund der inhaltlichen Überschneidungen und der 
zahlreichen Themenfelder vielfältige Möglichkeiten für die Entwicklung von ak-
tuellen und attraktiven Lern- und Beratungsangeboten, die an neuen Lernorten 
im Sozialraum angesiedelt werden können. Gemeinsames Ziel im Sinne eines 
nachhaltigen Konsums kann sein, die Kritikfähigkeit der Individuen zu stärken 
und die gesellschaftliche Teilhabe zu fördern. 

Bei der Entwicklung und Durchführung von Lernangeboten können perspekti-
visch das Curriculum Finanzielle Grundbildung und die CurVe-II-Fortbildungs-
angebote eine Orientierung und Unterstützung bieten. Die modulare und adap-
tive Ausrichtung des Curriculums schränkt die Vielfalt der Angebotsformate in 
der Praxis nicht ein und eröffnet unterschiedliche Einsatzmöglichkeiten (Mania 
2019). Im Rahmen der Fortbildung können die Lehrenden ihre pädagogische 
Rolle in den Angeboten reflektieren und einen Einblick in die entwickelten Ma-
terialien bekommen. 
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1 Einleitung, Fragestellung

Verbraucherbildung im Rahmen nachhaltiger Entwicklung muss sich mit der 
Frage auseinandersetzen, wie Bürger/-innen und Verbraucher/-innen auf die 
steigenden Anforderungen und die wachsende Komplexität von Märkten vorbe-
reitet werden können. Prägend für die Notwendigkeit einer Verbraucherbildung 
ist das Überangebot an Informationen, das Verbraucher/-innen mittlerweile 
beim Einkauf in der digitalisierten Welt überfordert. Neben einer einfachen, 
verständlichen und vergleichbaren Verbraucherinformation kommt es bei der 
Verbraucherbildung darauf an, die Wichtigkeit und Relevanz der Informationen 
herauszufiltern, die für die eigene Problemlösung/Kaufentscheidung geeignet 
erscheinen. Daher ist die zentrale Aufgabe der Verbraucherbildung, eine soge-
nannte Meta-Bildung anzubieten, das heißt einen Lernprozess, in dem gezeigt 
wird, wie man Unterstützung, Expertise und Entscheidungshilfe findet, ohne 
selbst jeweils Experte werden zu müssen. 

Diese Arbeit als sogenannte Informationslotsen für Bürger/-innen und 
Verbraucher/-innen gehört zu den Kernaktivitäten von Wissenschaftsläden. 
Dabei geht es weniger um eine frontale Wissensvermittlung, sondern um eine 
regelmäßige Auseinandersetzung mit der Alltagspraxis. Durch ihre Unabhän-
gigkeit wird den Wissenschaftsläden ein hohes Maß an Glaubwürdigkeit, aber 
auch methodische Expertise beim Transfer von wissenschaftlichen Erkennt-
nissen zu Bürgerinnen und Bürgern zugeschrieben. Wissenschaftsläden wer-
den somit zu Reallaboren für eine transformative Nachhaltigkeitsbildung. Wir 
möchten die Erfahrungen mit dieser Mittlertätigkeit als „Wissensbroker“ (Peter 
und Steinhaus 2012) anhand verschiedener Projekte und Methoden (Soufflear-
ning, Planspiele oder Science Cafés), die in der Praxis des Wissenschaftsladens 
Bonn Anwendung finden, darstellen. Gegenstände sind dabei unter anderem 
die zentralen Sparten von Verbraucherforschung und nachhaltigem Konsum, 
nämlich die Bereiche Ernährung, Textil und Energie. Dabei gehen wir der Frage 
nach, inwiefern diese Ansätze als Element der Meta-Bildung für Verbraucher/ 
-innen genutzt werden können. 
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2  Verbraucherbildung als Bildung für 
nachhaltige Entwicklung

Verbraucherbildung meint nach Oehler (2017, 288) nicht die Speicherung von 
Wissen, sondern die Kompetenz, über das nötige Wissen verfügen zu können: 

„Es geht dabei also um das reflektierende Verhältnis einer Person zu sich selbst, zu 
anderen und zur Welt, mithin um Selbstkompetenz, Sozialkompetenz und Fachkom-
petenz inklusive Methoden- und Problemlösungskompetenz.“ (Oehler 2017, 288)

Auch Bildung für eine nachhaltige Entwicklung wird zumindest in der deut-
schen Diskussion zunehmend als Kompetenzerwerb verstanden (de Haan 
2008, 29 ff.). Die Analogien von Verbraucherbildung zu den Konzepten einer 
Bildung für nachhaltige Entwicklung sind evident. Sie sollten aber als Ver-
braucherbildung im Rahmen einer umfassenden sozioökonomischen Bildung 
verankert sein und dort an den Maximen einer Förderung der Entfaltung von 
Orientierungs-, Urteils- und Handlungsfähigkeit ausgerichtet werden. Die Kom-
petenzstufen führen dabei vom simplen Wiedergeben des Erlernten, über das 
Anwenden und Analysieren bis zum eigenständigen Gestalten und Bewerten 
(Fridrich 2017, 139 f.). 

„Die Entscheidung, ob zum Beispiel  die Wasserversorgung in einer Kommune markt-
mäßig oder kommunal organisiert werden soll, betrifft Menschen als Bürgerinnen 
und Bürger, als Produzentinnen und Produzenten sowie als Verbraucherinnen und 
Verbraucher gleichermaßen. Verbraucherbildung muss Menschen befähigen, an sol-
chen Entscheidungen mitzuwirken oder diese mitzutragen.“ (Fridrich et al. 2017, 11)

So kann gerade die Energiewende mit ihrer Öffnung für Beteiligungsstrukturen 
ideale Bedingungen bieten, um die Rolle der Verbraucher/-innen durch die 
Entwicklung genossenschaftlicher Prosumermodelle zu stärken (Klemisch und 
Boddenberg 2016). Oberziel ist daher die Befähigung zum eigenständigen Han-
deln im Sinne der Nachhaltigkeit und zu einer eigenständigen Entscheidung im 
Sinne eines nachhaltigen (Verbraucher)verhaltens. Dies gilt vor allem in Zeiten 
einer permanenten Informationsüberflutung. Hier spielt die eigene Kompetenz 
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eine besonders entscheidende Rolle, wenn es darum geht, die Wichtigkeit und 
Relevanz der Informationen herauszufiltern, die für die eigene Problemlösung 
oder Entscheidung relevant und nützlich sind. Dabei ist weniger ein gehäuftes 
Detailwissen relevant, als vielmehr Methodenkenntnisse im Sinne einer Meta-
Bildung. Also „zu lernen, wie man Expertise findet, ohne jeweils selbst Experte 
werden zu müssen“ (Oehler 2017, 289). Neben diesen Methodenkenntnissen 
spielen natürlich Institutionen und Akteure eine zentrale Rolle als Informations-
lotsen, die über eine gewisse Reputation und durch ihre Unabhängigkeit über 
einen gewissen Vertrauensvorschuss verfügen. Hierzu zählen neben Instituti-
onen wie Verbraucherzentralen, Stiftung Warentest, Food-Watch und anderen 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) auch die Wissenschaftsläden.

3  Wissenschaftsläden und ihre Rolle: 
Wissensbroker oder 
Bürgerwissenschaftler/-innen

3.1 Was sind und was tun Wissenschaftsläden?

„Science Shops are not ‚shops‘ in the traditional sense of the word. They are small 
entities that carry out scientific research in a wide range of disciplines – usually free 
of charge and – on behalf of citizens and local civil society.“ (Living Knowledge o.J.)

Der erste Wissenschaftsladen (nl.: Wetenschapswinkel) wurde 1974 in Utrecht 
eröffnet. Zehn Jahre später folgte in Bonn der erste in Deutschland. Weltweit 
gibt es heute um die 75 Wissenschaftsläden. Während etwa in den Nieder-
landen die meisten an Universitäten angebunden sind, sind in Deutschland 
nur zwei (TU Berlin und Uni Vechta) direkt an eine Hochschule angegliedert. 
In jüngster Zeit werden die Aktivitäten beziehungsweise Studien zu Wissen-
schaftsläden auch auf EU-Basis gefördert. Das Angebot der Science Shops 
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ist breit gefächert: Im Fokus steht der Grundgedanke, dass Bürgerinnen und 
Bürger die Forschungsagenda aktiv mitbestimmen sollten. Angeboten werden 
etwa Netzwerktreffen, Citizen-Science-Projekte, Workshops, Diskussionsver-
anstaltungen, naturpädagogische Ausflüge für Kinder und Schüler und Fort-
bildungen für Erwachsene. Außerdem fungieren Wissenschaftsläden als Bera-
tungs- und Vermittlungsstellen (zum Beispiel wird wissenschaftliche Expertise 
an Projekte vermittelt). Der thematische Schwerpunkt kann dabei von Wissen-
schaftsladen zu Wissenschaftsladen sehr unterschiedlich sein. Oft spielen aber 
Ökologie und Nachhaltigkeit sowie Stadtentwicklung eine große Rolle.

Wissenschaftsläden oder Science Shops schlagen eine Brücke zwischen Wissen-
schaft und Gesellschaft und können somit eine zentrale Anlaufstelle für Citizen 
Science, sogenannte Bürgerwissenschaft, darstellen. Als „Wissenschaftsladen“ 
oder „Science Shop“ werden Einrichtungen bezeichnet, die eine Brücke zwi-
schen Wissenschaft und Zivilgesellschaft schlagen. Kostenlos oder für einen ge-
ringen Geldbetrag bieten Wissenschaftsläden den Zugang zu Wissenschaft und 
Technologie. Indem sie über neue Erkenntnisse informieren und kritische Fragen 
beantworten, machen sie zum einen Ergebnisse wissenschaftlicher Forschung 
für gesellschaftliche Fragestellungen und damit für die Bürger/-innen auch in 
ihrer Rolle als Verbraucher/-innen nutzbar. Zum anderen werden so Fragestel-
lungen aus der Gesellschaft, also von den Bürger/-innen und Verbraucher/-in-
nen als Ideen für Forschungsprojekte in die Wissenschaft eingebracht.

Der Dialog und der Wissenstransfer zwischen beiden Bereichen werden so ge-
stärkt. Forschungsthemen können greifbarer und praxisnäher werden, indem 
sich Forscher/-innen stärker an die Gesellschaft koppeln. Manche Wissen-
schaftsläden sind auf bestimmte Fachrichtungen spezialisiert. Im Allgemeinen 
unterliegen sie aber keinen thematischen Begrenzungen.

Die Einbindung von Bürgerinnen und Bürgern in die Wissenschaft stärken Wis-
senschaftsläden etwa mit der Beteiligung an Projekten der Europäischen Uni-
on unter anderem zu „Responsible Research and Innovation“. Auch die von 
Wissenschaftsläden eingesetzten Methoden eignen sich, um Citizen Science 
zu stärken. Wissenschaftsläden sind in Deutschland aber auch weltweit durch 
Netzwerke wie Living Knowledge vernetzt. Ziel des Netzwerkes ist es, das 
öffentliche Engagement zu stärken und die Teilnahme auf allen Ebenen von 
Forschung und Innovation zu unterstützen. Für die Unterstützung von Wissen-
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schaftsläden hat Living Knowledge unter anderem eine Toolbox mit Informa-
tionsressourcen für die Gründung und den Betrieb eines Wissenschaftsladens 
veröffentlicht (Living Knowledge o. J.).

3.2 Wissenschaftsläden in Deutschland

Im Netzwerk deutschsprachiger Wissenschaftsläden sind aktuell zwölf Science 
Shops vernetzt. Beheimatet sind sie in Berlin, Bonn, Dortmund, Hannover, 
Leipzig, Nürnberg, Potsdam, Tübingen und Wien (wissnet o. J.). Der seit 1984 
existierende Wissenschaftsladen WILA Bonn ist ein Beispiel für die Umsetzung 
des Konzeptes in Deutschland als selbstverwaltetes Unternehmen. Seine Arbeit 
ist zentralen gesellschaftlichen Herausforderungen gewidmet, etwa dem gi-
gantischen Flächenverbrauch, der Energiewende, nachhaltigen Arbeitsfeldern, 
sozialer Gerechtigkeit. Er ist ein gemeinnütziger Verein, der kostendeckend, 
aber nicht gewinnorientiert arbeitet. Lediglich das zugehörige Bildungszentrum 
erhält als anerkannter Weiterbildungsträger eine regelmäßige institutionelle 
Teilförderung. Andere Teile der Arbeit werden unter anderem durch Drittmittel-
projekte finanziert, aber auch durch Informations-, Mess-, Beratungsdienstlei-
stungen und Vorträge. Ursprünglich entstanden ist er aus der Empörung über 
„im Elfenbeinturm forschende“ Wissenschaftler/-innen. Mit circa 35 fest ange-
stellten Beschäftigten ist er der größte Science Shop weltweit.

Dagegen versteht sich der Science Shop Nürnberg als Forum, in dem wissen-
schaftliche Projekte mit den Schwerpunkten Ernährung und Landwirtschaft, 
Stadtentwicklung, Energie und Technik umgesetzt und diverse Formate rund 
um Wissenschaft zum Selbermachen entwickelt werden. Wissenschaft soll so 
für Menschen erfahrbar gemacht und ihre Anliegen an die Wissenschaft heran-
getragen werden.

Der partizipative Wissenschaftsgedanke von „Open Access zur Wissenschaft“ 
ist Schwerpunkt der Arbeit im Science Shop Vechta/Cloppenburg. Mit dieser 
Serviceeinrichtung zeigt die Universität Vechta ihr gesellschaftliches Engage-
ment in der Region.
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3.3 Wissenschaftsläden und Verbraucherbildung

Wissenschaftsläden setzen einen Arbeitsschwerpunkt auf die sogenannte Me-
ta-Bildung. Das heißt, sie bieten eine Vielfalt von aktivierenden Methoden für 
unterschiedliche Zielgruppen an. Diese Methoden verfolgen unter anderem das 
Ziel „zu lernen, wie man Expertise findet, ohne selbst jeweils Experte werden 
zu müssen“ (Oehler 2017, 289). Damit tragen sie zu einem wesentlichen Aspekt 
der Verbraucherbildung bei, nämlich der Erschließung von einschlägiger, ver-
trauenswürdiger Information. Sie fungieren im Rahmen der Umsetzung einer 
Meta-Bildung als sogenannte Informationslotsen, analog zu Institutionen der 
Verbraucherbildung und -beratung, aber auch zu NGOs. Durchgängig und wich-
tig bei den Instrumenten im Bereich der Wissenschaftsläden ist eine kollektive 
oder beteiligungsorientierte Dimension. Damit wird im besten Fall eine Gruppe 
von gleichgesinnten Verbraucherinnen und Verbrauchern erreicht, sodass die 
Auswahl über einzelne Verbraucher/-innen hinausgeht. In wichtigen Konsum-
bereichen kann so eine Passgenauigkeit der Methoden und Recherchestrate-
gien hergestellt werden. Ermöglicht wird dies durch eine Ausrichtung sowohl 
an den Bedürfnissen der Zielgruppe als auch an den bearbeiteten Konsum-
feldern. Die entwickelten Formate werden transparent dargestellt und eignen 
sich insofern auch für eine Anwendung durch andere Anbieter, wie Universi-
täten, NGOs und Institutionen der Verbraucherbildung/-beratung. Die Formate 
werden in der Praxis für unterschiedliche Zielgruppen erprobt, ausdifferenziert 
und über Medien und Multiplikatoren angeboten. Zielgruppen sind Erwachse-
ne, Jugendliche, Schülerinnen und Schüler, aber auch Kinder als Konsumenten 
und zukünftige Entscheidungsträger. 

Die entwickelten und verwendeten Formate sind häufig moderierte Workshops, 
Präsentationen, Ausstellungen (zum Beispiel Fotoausstellung, Bürgerausstel-
lung etc.), Gesprächsrunden (zum Beispiel World Café) oder Planspiele.

Wissenschaftsläden bieten den Verbraucherinnen und Verbrauchern ein um-
fangreiches Angebot, von Beratung etwa zu ökologischen Themen bis hin zu 
Vermittlungsangeboten, bei denen zivilgesellschaftliche Projekte mit den 
entsprechenden Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft in Kontakt 
gebracht werden. Andersherum ist es aber auch ein Ziel, Ideen aus der Bür-
gerschaft, also auch von Verbraucherinnen und Verbrauchern, an die aktuelle 
Forschung weiterzugeben.
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4.  Methoden und Projekte aus der Praxis 
des Wissenschaftsladens Bonn

Der WILA Bonn ist bekannt als Einrichtung des Wissenschaftstransfers und da-
mit als Bindeglied zwischen Bürgerinnen und Bürgern und Wissenschaft. Um 
gesellschaftliche Herausforderungen wie den gigantischen Flächenverbrauch, 
die Energiewende, nachhaltige Arbeitsfelder und soziale Gerechtigkeit zu be-
wältigen, sind Wissenschaft und Zivilgesellschaft gemeinsam gefordert. Der 
WILA Bonn bringt beide Seiten zusammen und arbeitet mit ihnen an diesen 
und weiteren Themen.

In seinen drei Fachbereichen Bürgergesellschaft und Nachhaltigkeit, Arbeits-
markt und Ausbildung sowie Gesundheit und Verbraucherschutz arbeitet der 
WILA Bonn regional, bundesweit sowie auf europäischer und internationaler 
Ebene. Ziel der Projekte ist es, Wissen zu vermitteln und Akteurinnen und Ak-
teuren wie Bürgerinnen und Bürgern, Verbraucherinnen und Verbrauchern, 
Unternehmen und Kommunen zum Beispiel durch Moderation, Beratung, Bil-
dungsveranstaltungen und Öffentlichkeitsarbeit dazu zu bewegen, aktiv zu 
werden.

Der WILA Bonn entwickelt Bildungsmaterialien, modellhafte Lösungen, Pro-
zesse oder Transfermethoden: Instrumente und Materialien, die wissenschaft-
lich fundiert und gleichzeitig so praxisnah sind, dass zivilgesellschaftliche 
Gruppen und Wissenschaftler/-innen sie nutzen können.

Bewusst arbeitet der WILA Bonn transdisziplinär, das heißt mit Wissenschaft-
lerinnen und Wissenschaftlern unterschiedlicher Fachrichtungen sowie Bürge-
rinnen und Bürgern. Die Projekte des nicht-universitär angebundenen WILA 
Bonn werden finanziell überwiegend von der EU-Kommission sowie Stiftungen 
und Ministerien gefördert.
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4.1 Beratung, Broschüren und Runde Tische 

Der Wissenschaftsladen Bonn hat seine Ursprünge unter anderem in Projekten 
zur Umweltberatung. Ausgebildet wurden Umweltberater/-innen als Multi-
plikatoren. Informiert und kontinuierlich beraten wurde zu den klassischen 
Themen der Umweltberatung. Baubiologie, Textil und Bekleidung, gesunde Er-
nährung, aber auch Elektrosmog lagen im Fokus der Beratung. Die Übergänge 
zur klassischen Verbraucherberatung und Information waren fließend, zumal 
auch entsprechende Quellen genutzt wurden. Häufig entstanden aus dieser 
Arbeit auch Publikationen und Leitfäden für Verbraucher/-innen. („Kann denn 
Mode öko sein?“; Labelling, Umwelt- und Gesundheitsthemen in der Textil und 
Bekleidungsbranche). Diese eher traditionelle oder eindimensionale Form der 
Verbraucherinformation wurde nach und nach um dialogische Elemente und 
Verfahren erweitert. Runde Tische im Bereich „Textil und Bekleidung“ oder 
„Holz und Möbel“ wurden mit der Intention durchgeführt, den Label-Dschun-
gel für die Konsumentinnen und Konsumenten übersichtlicher zu gestalten und 
Konsensverfahren zwischen Herstellern, Verbraucher- und Umweltverbänden, 
aber auch Zertifizierern herzustellen. Die Ergebnisse wurden in anschaulicher 
und kompakter Form dokumentiert (Klemisch und Voß 1997; Klemisch 1998). 

4.2  Planspiele, Lernboxen und andere Bildungsansätze für 
diverse Zielgruppen

Was können Bürger/-innen oder Verbraucher/-innen tun, um sich mit Themen 
wie Klimawandel, gesunde Ernährung, Flächenverbrauch, biologische Vielfalt 
oder umweltverträgliche Energienutzung auseinanderzusetzen? Alles sind öko-
logische Herausforderungen, die unsere Lebensqualität heute und in Zukunft 
stark beeinflussen. Aber wer entscheidet darüber nach welchen Kriterien, und 
wie kann die Suche nach Lösungen transparent gestaltet werden? Planspiele 
sind eine gute Form, sich mit diesen Themen auseinanderzusetzen. Der WILA 
Bonn hat fünf Planspiele entwickelt, die mehrfach ausgezeichnet wurden, etwa 
als UN-Dekade-Projekte beziehungsweise mit dem Deutschen Naturschutzpreis:

 – Planspiel Palmöl: Als Hersteller, Einkäufer, Kunden sowie Vertreter einer 
NGO diskutieren die Teilnehmer/-innen bei der Sitzung einer Einkaufs-
genossenschaft über den Umgang mit Palmöl-Produkten, die unter men-
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schenunwürdigen und ökologisch problematischen Bedingungen produ-
ziert wurden.

 – „Tatort Wald“: In einer Bürgerversammlung diskutieren die Teilnehmer/-in-
nen über Nutzungsmöglichkeiten für den Wald. Wer hat ein Anrecht auf den 
Wald: Menschen, die ihre Freizeit dort verbringen, Naturschützer/-innen, 
Wirtschafts- oder Forstunternehmen?

 – „Internationale Umweltpolitik hautnah“: Die Teilnehmer/-innen schlüpfen 
in die Rollen von Delegierten der Vereinten Nationen und diskutieren zu 
den Themen Klimawandel, Ressource Wasser oder biologische Vielfalt.

 – „Fläche nutzen statt verbrauchen“: Als Stadträtinnen und Stadträte ent-
scheiden die Mitspieler/-innen darüber, wofür Flächen in der Kommune 
genutzt werden sollen und welche Bauvorhaben genehmigt werden.

 – „Windkraftkonflikt“: Hier soll in einer fiktiven Gemeinde ein Windpark 
gebaut werden. Die Teilnehmer/-innen versetzen sich bei einer Bürgerver-
sammlung in die Rollen von Gemeinderat, Landwirten, Naturschutzverein 
und Bürgerinitiative.

In dem Real-Planspiel „Windkraftkonflikt“ wird beispielsweise eine außeror-
dentliche Bürgerversammlung in einem kleinen fiktiven Ort simuliert. Unter 
moderierender Leitung diskutieren Schüler/-innen in den Rollen repräsenta-
tiver Gruppen über die Errichtung eines lokalen Windparks. Der Gemeinderat 
und die ansässigen Landwirte setzen sich für das Projekt ein, während sich Wi-
derstand formiert. Die Bürgerinitiative „Gegenwind“ und der Naturschutzverein 
sehen das Projekt kritisch. 

Ziel des Planspiels ist es, einen Überblick über die Positionen und Argumen-
tationen um die Errichtung lokaler Windparks zu bekommen und mögliche 
Lösungswege aufzuzeigen. Es soll ein Verständnis dafür entstehen, wer von 
solchen Projekten betroffen ist, warum welche Positionen vertreten werden, 
wie die unterschiedlichen Faktoren zusammenhängen und sich bedingen. 
Geschult werden sollen vor allem das Verständnis der Zusammenhänge (ver-
netztes Denken) und durch die Methodik des Planspiels die Teamfähigkeit. 
Abschließend werden sowohl das Planspiel an sich, als auch die beiden zen-
tralen Kompetenzen in einer Selbst- und Fremdeinschätzung reflektiert. Dieses 
Planspiel wurde nicht nur mit Schülerinnen und Schülern aus der Klasse 9 bis 
12, sondern auch häufig mit Lehrerinnen und Lehrern (sogenannten Multiplika-
toren) durchgeführt und in der Erwachsenenbildung eingesetzt. Es eignet sich 
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daher für den Einsatz unterschiedlicher Verbrauchergruppen und sensibilisiert 
für eine zentrale gesellschaftliche Fragestellung mit deutlichen thematischen 
Verbindungen zum Verbraucherschutz. 

Die Planspiele sind zwar für Jugendliche konzipiert, die mindestens 15 Jahre alt 
sind. Das schließt natürlich nicht aus, dass sie auch für Erwachsene interessant 
und spielenswert sind. Sie sind im Unterricht – zum Beispiel in die Fächer Sozi-
alkunde, Biologie oder Geografie – integrierbar, können aber auch von außer-
schulischen Gruppen gespielt werden. Um sie durchführen zu können, sollten 
mindestens zwölf, maximal 30 Personen mitspielen.

Die Planspiele dauern in der Regel drei bis fünf Stunden. Auf der WILA-Webseite 
können die Spielunterlagen kostenlos heruntergeladen werden und die Spiele 
in Eigenregie durchgeführt werden. Es können aber auch eine Moderatorin/ein 
Moderator des WILA Bonn dafür angefragt werden. 

Planspiele ermöglichen es den Teilnehmer/-innen, sich in die Meinungen an-
derer hineinzudenken. So können Grenzen des eigenen Denkens überwunden 
werden. Darüber hinaus lernen die Spieler/-innen politische Prozesse kennen 
und werden befähigt, Kompromisse zu schließen. Durch Planspiele werden 
komplizierte, vielschichtige Themen zudem einfacher begreifbar und nachvoll-
ziehbar (WILA 2019a).

Eine weitere Möglichkeit, sich mit Nachhaltigkeitsthemen aktiv und selbster-
forschend auseinanderzusetzen, wurde über die sogenannten Nachhaltigkeits-
Lernboxen entwickelt.

4.2.1  Nachhaltigkeits-Lernboxen: Von den Wikingern  
Nachhaltigkeit lernen 

Die Idee hinter den Lernboxen klingt erst einmal verwunderlich: Schüler/-innen 
im Alter von zwölf bis 15 Jahren sollen mit ihnen Nachhaltigkeit von den Wikin-
gern lernen, die in Grönland siedelten. Denn die Wikinger mussten Strategien 
entwickeln, um sich dem Klimawandel anzupassen. Ähnliches gilt auch für die 
Grönländer heute, aber ebenso für viele Menschen in Deutschland und anderen 
Ländern.
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In der Auseinandersetzung mit den Materialboxen begeben sich die Jugend-
lichen auf eine Zeitreise und arbeiten Parallelen zwischen der Zeit der Wikin-
ger und der heutigen Zeit heraus. Auch wird betrachtet, in welchen Regionen 
der Welt es heute ähnliche Situationen gibt. Am Ende steht die Diskussion von 
Möglichkeiten, sich global für Nachhaltigkeit zu engagieren.

Getestet wurden die Boxen an Schulen und mit Jugendgruppen. Die Boxen las-
sen sich beispielsweise in den Unterricht der Fächer Geschichte, Geografie oder 
Sozialwissenschaften integrieren. Pädagoginnen und Pädagogen erhalten eine 
Handlungsanleitung, wie sie die nachgebildeten Artefakte, das Simulations-
spiel, Rollenspiele, die Bilderquiz oder das World Café am besten einsetzen, um 
Themen wie Klimawandel, Migration und Nachhaltigkeit zu bearbeiten.

Gefördert wurde das Projekt „Expedition Grönland – von den Wikingern Nach-
haltigkeit lernen“ von der Europäischen Union durch Erasmus+ Leitaktion 2: 
Strategische Partnerschaften (WILA 2019b).

4.2.2  Ausgepackt – plastikfrei – unverpackt – Mehrweg?  
Gemeinsam für umweltfreundliche Verpackungen

Die Abfallberge in Deutschland wachsen weiter an. Im Bildungsprojekt „Ausge-
packt“ von LizzyNet und WILA Bonn entwickeln Schüler/-innen Lösungen, wie 
Verpackungsmüll reduziert werden kann, also eine ganz praktische Frage der 
Verbraucherbildung zum Thema Nachhaltigkeit.

In Bildungsworkshops, Unternehmensbesuchen und Dialogen mit Forschen-
den lernen Schüler/-innen aktuelle und innovative Ansätze in Wirtschaft und 
Forschung kennen, die sich mit klimafreundlichen Verpackungen und nachhal-
tigem Konsum beschäftigen. Sie besuchen Unternehmen, die klimafreundliche 
Verpackungsansätze realisieren (zum Beispiel Verpackungen aus nachwach-
senden Rohstoffen), schauen sich Unverpacktläden und Mehrwegsysteme an 
und diskutieren mit Forscherinnen und Forschern, die an Universitäten nachhal-
tige und klimaneutrale Verpackungsprodukte entwickeln. Gemeinsam mit For-
schungseinrichtungen und Unternehmen finden sie heraus, wie Verpackungen 
eingespart werden können, welche klimafreundlichen Verpackungsmaterialien 
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(zum Beispiel nachwachsende Rohstoffe) es derzeit gibt und künftig geben 
könnte, und wo die Vorteile von Mehrweg- und Pfandsystemen liegen.

Die Schüler/-innen sollen vor allem selbst kreative Ideen für umwelt- und klima-
freundliche Verpackungen sowie Transport- und Mehrwegsysteme entwickeln 
und „NoWaste“-Botschaften an andere Jugendliche weitergeben. Dies soll über 
Schulausstellungen und in den sozialen Netzwerken realisiert werden. So ent-
stehen Materialien, die auch über das Projekt hinaus genutzt werden können – 
und die Jugendlichen aktivieren weitere „NoWaste“-Botschafter, die das Thema 
weiter in die Gesellschaft tragen. Mit diesen Methoden sollen sich die Schüler/ 
-innen intensiv mit der Praxis auseinandersetzen und austauschen (teilweise 
vergleichbar mit den Science Cafés) und darüber hinaus verstärkt eigene Ideen 
entwickeln, die vor allem auch ihr Umfeld, die Schule, betreffen (WILA 2019c).

4.3 Soufflearning – Weiterbildung am Arbeitsplatz

Soufflearning steht für Soufflieren und Self-Learning. Eine Trainerin oder ein 
Trainer kommt dabei direkt in den Betrieb, begleitet die einzelnen Beschäf-
tigten und gibt individuell Rückmeldungen zu Situationen des Berufsalltags. 
Gemeinsam mit den Beschäftigten wird überlegt, wie man einzelne Arbeitssitu-
ationen verbessern kann. Nach Bedarf werden einzelne Trainings auch im Team 
angeboten.

Das Konzept von Soufflearning ist schnell erklärt: Ein Coach schaut einem Mit-
arbeitenden bei seiner Arbeit mit Kunden oder Patienten über die Schulter. Im 
Anschluss bespricht er mit ihm, was er noch verbessern kann. Diese Art der 
Weiterbildung wurde vom WILA Bonn entwickelt und vielfach erprobt. Das WILA 
Bildungszentrum bietet interessierten Unternehmen an, ein Soufflearning bei 
ihnen durchzuführen. Außerdem werden Trainer/-innen ausgebildet, die Souff-
learning als Methode anwenden wollen.

Gerade kleine Unternehmen haben oft ein Problem mit Weiterbildungen: Fort-
bildungen haben zu wenig Bezug zum Alltag und Beschäftigte sind oft tagelang 
weg aus dem Betrieb. Daher bietet das seit 2006 angebotene Soufflearning 
eindeutige Vorteile.
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Denn die Teilnehmer/-innen werden sich nicht nur ihrer Optimierungspunkte, 
sondern auch ihrer Stärken bewusst. Soufflearning-Trainer/-innen interessie-
ren sich für die Gründe eines Verhaltens, bevor Handlungsalternativen be-
sprochen werden, und erarbeiten dann gemeinsam mit der Teilnehmerin oder 
dem Teilnehmer Umsetzungsziele für die Selbstlernphasen. Soufflearning ist 
somit gleichermaßen zielorientiert und motivierend. Die/Der Einzelne fühlt 
sich wahrgenommen und hat Freude am Lernen. Im Soufflearning werden die 
Mitarbeiter/-innen als Experten an ihrem Arbeitsplatz gesehen und werden da-
bei unterstützt, ihre Fähigkeiten weiter auszubauen.

Soufflearning setzt da an, wo Entwicklungsbedarf im Unternehmen besteht und 
hilft dem/der einzelnen Mitarbeiter/-in ganz individuell dabei, sich beruflich 
und persönlich weiterzuentwickeln. Davon profitieren letztendlich alle, auch 
das Team, aber auch deren Vorgesetzte und natürlich die Kundinnen und Kun-
den. Bisher wurde Soufflearning in Apotheken, in Arztpraxen, in Kliniken, im 
Einzelhandel und in Kanzleien erfolgreich eingesetzt. Sich lebenslang weiterzu-
bilden, wird in unserer heutigen Zeit für jede und jeden Einzelne/-n, ob in der 
Rolle des Arbeitnehmers, Bürgers oder Verbrauchers immer wichtiger. 

Es bedarf wenig Fantasie, um sich vorstellen zu können, dass diese Methode 
auch für komplexe Themen einer Verbraucherberatung etwa in Einzelhaushal-
ten oder bei Hausgemeinschaften anwendbar ist. 

Der WILA Bonn bietet dieses Inhouse-Training seit 2006 für klein- und mittel-
ständische Unternehmen und deren Beschäftigte an und hat dazu ein Hand-
buch entwickelt, das die praktischen Erfahrungen aufgreift (WILA 2019d). 

4.4  Information und Diskussion an öffentlichen Orten

4.4.1 Science Café

Wissenschaftscafés laden dazu ein, dass Expertinnen und Experten sowie 
Bürger/-innen an verschiedenen Tischen auf Augenhöhe diskutieren. Im Zen-
trum stehen keine Vorträge aus der Wissenschaft, sondern die Fragen der Laien. 
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Profitieren sollen bei Wissenschaftscafés beide Seiten: Die Laien lernen an den 
verschiedenen Tischen unterschiedliche Facetten eines Themas kennen, die 
Wissenschaftler/-innen sollen mehr über zivilgesellschaftliche Werte, Einschät-
zungen und Informationsbedürfnisse erfahren und diese nach Möglichkeit zum 
Bestandteil ihrer Forschung machen.

Bei der Erprobung des Science Cafés des Wissenschaftsladens (WILA) Bonn 
e. V. bot sich zum Beispiel die Gelegenheit, sechs renommierten Forscherinnen 
und Forschern Fragen zu stellen, aber auch die Wissenschaft kritisch zu hinter-
fragen. 85 Bonner Bürger/-innen nutzten diese Möglichkeit, um mit den Wis-
senschaftlerinnen und Wissenschaftlern von fünf verschiedenen Hochschulen 
im Foyer des LVR-LandesMuseum Bonn über Schönheit, Ernährung und Ge-
sundheit zu diskutieren. Ganz offen wurde aber auch darüber gesprochen, wie 
widersprüchlich wissenschaftliche Ergebnisse zu Ernährung sein können.

Die Diskussion auf Augenhöhe ist das Ziel des Science Cafés. Mit diesem Ver-
anstaltungstyp soll der Austausch zwischen Wissenschaft und Zivilgesellschaft 
gefördert werden. Forschung soll nicht hinter verschlossenen Türen stattfin-
den. Vielmehr wird auch Laien die Möglichkeit geboten, Forschung mitzuge-
stalten und ihre Themen einzubringen.

4.4.2 Science Espresso

Ein Thema, ein/-e Forscher/-in, 30 Minuten – das ist die Idee hinter den Science 
Espressos. Nach einem kurzen Impulsvortrag stehen die Fragen und Meinun-
gen des Publikums im Mittelpunkt. 

Diskutiert wird, was die Zuhörer/-innen interessiert. Die zeitlich sehr konzen-
trierte Veranstaltung lebt vom persönlichen Input: Eine Referentin oder ein 
Referent stellt einen Aspekt aus der eigenen Forschung dar und schafft damit 
einen Anreiz zur Diskussion. 

In der Mittagspause etwas zu aktuellen Forschungsthemen rund um Gesund-
heit, Medizin und Bürgerbeteiligung zu erfahren – das war die Idee hinter den 
Science Espressos. Rund 190 Bonner Bürger/-innen nutzten die Möglichkeit 
vom 20. Juli bis 24. August 2016, immer mittwochmittags mit Expertinnen und 
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Experten sowie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern in lockerer Atmo-
sphäre ins Gespräch zu kommen. Der Wissenschaftsladen (WILA) Bonn hatte 
im Rahmen des EU-geförderten Projektes Sparks dazu ins LVR-LandesMuseum 
Bonn eingeladen.

Diskutiert wurde zum Beispiel: Was muss passieren, um Bonn noch lebens-
werter, grüner und gesünder zu machen? Beim ersten Science Espresso stellte 
Johanna Schäfer das neu gegründete Stadtlabor @BonnLAB vor und Damian 
Paderta berichtete von den Aktivitäten des Open Knowledge Lab Bonn. Ziel 
beider Initiativen ist es, Bonn noch lebenswerter, grüner und transparenter zu 
machen. Die kürzlich gegründete Initiative @BonnLAB möchte Bonnerinnen 
und Bonnern Raum geben, die Entwicklung der Stadt mitzugestalten. 

Der letzte Science Espresso nahm die Teilnehmer/-innen mit in die Welt der Le-
bensmittelverpackungen, also ein klassische Thema des Verbraucherschutzes. 
Die Wissenschaftlerin Dr. Judith Kreyenschmidt von der Universität Bonn stellte 
ihre Forschung zu nachhaltigen Verpackungen vor. Die Arbeitsgruppe Kühlket-
tenmanagement des Instituts für Ernährungs- und Lebensmittelwissenschaften 
beschäftigt sich mit aktiven und intelligenten Verpackungen, die gleichzeitig 
die Qualität von Lebensmitteln sichern und Lebensmittelverschwendung redu-
zieren können. Um hier mehr Transparenz zu schaffen und die Verschwendung 
zu reduzieren, hat die Arbeitsgruppe gemeinsam mit Produzenten sowie Ver-
braucherinnen und Verbrauchern ein Verpackungslabel entwickelt, das Infor-
mationen über den Verlauf der gesamten Kühlkette anzeigt. Ob die Kühlkette 
während des Transports eingehalten wurde, kann somit leichter festgestellt 
werden. Zu einer Einführung des Labels kam es bisher noch nicht, da der Ein-
zelhandel kein Interesse an der Entwicklung des Labels zeigte und sich gegen 
eine Einführung ausgesprochen hat.

4.5.  Reallabore – Lokale Vernetzung und Projektentwicklung

Gesellschaftliche Veränderungen für mehr Nachhaltigkeit anzustoßen und 
wissenschaftlich zu begleiten, ist die Idee der Reallabore (Schneidewind und 
Singer-Brodowoski 2014, 124 ff.). Dies sind Orte, an denen sich Wissenschaft 
und Gesellschaft begegnen, sie stellen gesellschaftliche Kontexte für Verän-
derungen zu mehr Nachhaltigkeit dar. Zwar sieht sich die Wissenschaft als 
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Impulsgeber, aber die Art der Veränderung und das konkrete Engagement be-
stimmen die Bürger/-innen selbst. Die Wissenschaftler/-innen unterstützen 
und begleiten die Akteure, sie können zum Beispiel den Dialog organisieren 
oder die Generierung von Wissen. Weiterhin erforschen sie unter anderem die 
Bedingungen des Gelingens oder auch die Hemmnisse, die einer nachhaltigen 
Entwicklung im Weg stehen. Reallabore und Bildung für nachhaltige Entwick-
lung haben deutliche Schnittmengen in Methodik und Zielsetzung. Reallabore 
sind Orte transformativen Lernens und Lernorte können Reallabore oder Teile 
von Reallaboren sein. Ein solches Reallabor stellt das im Folgenden beschrie-
bene Projekt dar. 

4.5.1 Städtische Agrikultur – Innovation entwickeln (SAIN)

Die Ernährungswende wird nicht nur auf dem Land, sondern auch in den Städ-
ten stattfinden. Die Nahrungsmittelversorgung in Städten wird schon jetzt 
durch viele lokale Aktivitäten unterstützt. Balkongarten, Stadtfarm, Aquapo-
nikanlage oder Pilzzucht werden meist von engagierten Bürgerinnen und Bür-
gern betrieben, die sich oft hohes Spezialwissen angeeignet haben, um sowohl 
Produzenten also auch Konsumenten (Prosumenten) zu sein. Der Wissen-
schaftsladen Bonn und Fraunhofer UMSICHT wollen dieses Wissen gemeinsam 
mit Bürgerinnen und Bürgern bündeln, Technologien und Produktionsanlagen 
zugänglicher gestalten und die städtische Nahrungsmittelproduktion mit neu-
en Ideen voranbringen. Dabei sollen die Laien gemeinsam mit Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftlern neue Forschungsfragen entwickeln.

Kann ein kleinteiliges System der städtischen Agrikultur neben der herkömm-
lichen Landwirtschaft bestehen? Wie können die beteiligten Akteure nachhaltig 
und effizient zusammenarbeiten? Diese Fragen stehen im Zentrum des Projekts. 
Ziel ist es, im engen Zusammenspiel zwischen Wissenschaft, Produzenten ent-
lang der Nahrungsmittelproduktion und zivilgesellschaftlichen Akteuren vor 
Ort ein kleinteiliges und technologisch fortschrittliches Netzwerk zu entwi-
ckeln. Dafür werden zwei Erntefolgen in Bonn und Oberhausen betrachtet, bei 
denen Obst, Gemüse und anderen Nahrungsmittel erzeugt werden.

Das Citizen-Science-Projekt bezieht Bürger/-innen von Anfang an mit ein. Sie 
können die Inhalte in verschiedenen Formaten mitgestalten und bewerten. 
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Ihr alltagspraktisches Wissen soll in das Netzwerk mit einfließen – wobei das 
bürgerwissenschaftliche Konzept als „lernendes System“ umgesetzt wird. 
Bürger/-innen und Wissenschaftler/-innen stellen Beteiligungskonzepte zu-
sammen und entwickeln diese interaktiv weiter. Sie arbeiten dafür mit einem 
flexiblen Methodenmix, bis hin zu neuen und gemeinsam zu entwickelnden 
digitalen Hilfsmitteln. Ziel ist es, die Bürger/-innen zu forschenden Laien auf 
Augenhöhe zu machen und die Akteure vielfältig und innovativ zu vernetzen. 
Am Ende steht im Idealfall ein kreislauffähiges Gesamtsystem. Möglicherweise 
hat die urbane Agrikultur nicht nur ökologische und soziale, sondern auch öko-
nomische Vorteile in Ergänzung zur konventionellen Landwirtschaft.

Zum Projekt gehört auch eine von allen Akteuren gemeinsam gestaltete Öf-
fentlichkeitsarbeit. Auf der entstehenden Projektwebseite, mit Social-Media-
Beiträgen, Kurzvideos, Veröffentlichungen, einer Transfertagung sowie Fach-
beiträgen zu Konferenzen und Messen werden die im Projekt gewonnenen 
Erfahrungen kontinuierlich weitergegeben. Aufbauend auf den ersten Testrei-
hen werden gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern Forschungsfragen 
zur Verbesserung der bestehenden Abläufe, aber auch für die innovative Erwei-
terung der Projektprozesse formuliert.

Deutschlandweit sollen die Erkenntnisse langfristig als mögliches Modell für 
die lokale und kollaborative Nahrungsmittelproduktion genutzt werden – zum 
Beispiel durch Kooperationen mit Ernährungsräten. Das Projekt wird im Rah-
men des Förderbereichs Bürgerforschung vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) gefördert. Es gehört zu 13 Projekten, die bis Ende 2019 
die Zusammenarbeit von Bürgerinnen und Bürgern mit Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftlern inhaltlich und methodisch voranbringen und Antworten 
auf gesellschaftliche Herausforderungen geben sollen (WILA 2019e).
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5 Fazit

Offensichtlich ist, dass die vorgestellten Methoden und Projekte vielfältige An-
knüpfungspunkte für Verbraucherbildung im Sinne der Herausbildung und Ak-
tivierung einer eigenständigen Handlungskompetenz für die Zivilgesellschaft 
aufweisen.

Ebenso eindeutig sind die Analogien zu den Konzepten einer Bildung für nach-
haltige Entwicklung. Nicht nur beschäftigen sich die meisten dargestellten Pro-
jekte mit Nachhaltigkeit und deren Verankerung in der Bürgergesellschaft, viel-
mehr beteiligen sie Bürger/-innen auch in ihrer Rolle als Verbraucher/-innen an 
individuellen und kollektiven Entscheidungsprozessen. 

Ziel der vorgestellten Methoden und Ansätze, die der Wissenschaftsladen Bonn 
in einer Fülle von Projekten entwickelt hat und aktuell weiterentwickelt, ist in 
der Regel die Befähigung der Bürger/-innen zur Beteiligung an gesellschaft-
lichen Entscheidungsprozessen. Dabei handelt es sich nur um einen Teil der 
insgesamt genutzten und abrufbaren Methoden, der hier exemplarisch darge-
stellt wurde. 

Offen bleiben Fragen der Wirksamkeit: Erreicht man Jugendliche eher mit einem 
Planspiel, einer Onlinedebatte oder einem Computerspiel? Kommt man bei 
einer Prozessmoderation besser mit der Open-Space-Methode oder der Fish-
Bowl-Methode zum Ziel? Ist für die Verbraucherbildung eher eine face-to-face 
basierte oder Internet-affine Methode geeignet? Wie kann je nach Zielgruppe 
und Themenfeld die geeignete Methode gefunden werden, mit denen Men-
schen qualifiziert und zum Handeln motiviert werden können? Antworten auf 
solche Fragen zu finden, wäre angesichts der beschriebenen Methodenfülle 
sicherlich ausgesprochen nützlich. Zumal eine Evaluation über den Erfolg und 
die Wirkung der Maßnahmen nicht oder zumindest nicht vergleichend vorliegt, 
sondern jeweils nur vor dem Hintergrund der jeweiligen Projektziele vorge-
nommen wird. Eine systematische Zusammenschau der entwickelten und er-
probten Methoden nach Kriterien wie Zielgruppenadäquatheit, Voraussetzung 
und Aufwand zu erstellen, wäre ein erster Schritt. Damit könnte die Fülle der 
Erfahrungen auch in der Verbraucherbildung besser genutzt werden und den 
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Akteuren der Verbraucherbildung damit eine entsprechende Orientierung ge-
geben werden. Eine Evaluation der Wirksamkeit könnte den Vergleich der In-
strumente und die Auswahl je nach Zielgruppe etc. dabei auf sicherere Füße 
stellen.
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1 Hintergrund 

1.1 Mehr Information ≠ bessere Information

Die Annahme des Informationsparadigmas oder Informationsmodells, Verbrau-
cherInnen könnten in jedem wichtigen Lebens-, Entscheidungs- und Nachfra-
gebereich permanent alle wichtigen Informationen wahrnehmen, verarbeiten, 
speichern, abrufen und in die Entscheidungsbildung einbeziehen, gilt weithin 
als widerlegt (unter anderen Oehler 2017a). Zahlreiche Befunde aus den Ver-
haltenswissenschaften sowie aus dem Bereich der Consumer Neuroscience 
zeigen, dass Verbraucherentscheidungen (kontextspezifisch) limitiert sind und 
maßgeblich davon abhängen, von wem die Informationen stammen, welche 
Richtwerte den VerbraucherInnen zugrunde liegen und wie diese Informationen 
dargestellt werden. Dies bedeutet, dass selbst wenn Verbraucherinformationen 
angeboten und angenommen werden, VerbraucherInnen den darin enthaltenen 
Empfehlungen oftmals nicht folgen können, weil sie die ihnen zur Verfügung 
gestellten Informationen nicht verstehen beziehungsweise nicht auf der Me-
ta-Ebene erfassen und damit nicht verinnerlichen können. Folglich geben die 
bisherigen Ergebnisse deutliche Hinweise darauf, dass es „zur Erreichung po-
litischer Ziele nicht ausreicht, fehlende oder falsche Information einfach durch 
mehr oder bessere Informationen zu ersetzen“ (Kenning und Wobker 2013, 
286). So liegt beispielsweise das eigentliche Problem der Gesundheitskompe-
tenz (health literacy) nicht in dem Mangel an Informationen, sondern neben 
dem Zugang zu den richtigen Informationen insbesondere in der Fähigkeit, die-
se auch zu verarbeiten (Day 2009). Informationen stellen somit keinen Wert an 
sich dar, sie müssen unterschiedlichen Zielgruppen differenziert vermittelt und 
durch sie adaptiert werden (Linz 2017). Angesichts dessen fordern Kenning et 
al. „eine einfache, klare, verständliche und vergleichbare Verbraucherinforma-
tion sowie eine pragmatische, realitätsnahe Verbraucherbildung“ (Kenning et 
al. 2017, XI). Eine solche verständliche und realitätsnahe Verbraucherbildung 
setzt voraus, dass bereits vorhandene gedankliche Strukturen abgerufen wer-
den und an die Lebenswelten der VerbraucherInnen angeknüpft wird.
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1.2 Dreiteilung des Verbraucherleitbildes

Diesem Beitrag liegt die Dreiteilung des Verbraucherleitbildes in die Verhal-
tensmuster des verantwortungsvollen, vertrauenden und verletzlichen Ver-
brauchers (unter anderen Micklitz et al. 2010) zugrunde. Während mit der 
Dreiteilung zwar grundsätzlich verschiedene Verbrauchertypen klassifiziert 
werden, können diese Verhaltensmuster je nach Entscheidungssituation und/
oder -zeitpunkt in den verschiedenen Ausprägungen auftreten. Verbrauche-
rInnen können somit gleichermaßen verantwortungsvoll, vertrauend und ver-
letzlich sein (Oehler 2017b). Im Folgenden richtet sich der Fokus auf den Typ 
des verletzlichen Verbrauchers. Verletzliche VerbraucherInnen zeigen größere 
Schwierigkeiten, Konsum- und Alltagssituationen zu bewältigen sowie am so-
zialen und wirtschaftlichen Leben teilzuhaben, beispielsweise aufgrund von Al-
ter, Krankheit, finanzieller Situation, mangelnder Bildung und/oder Kommuni-
kationsmöglichkeiten (Strünck 2011). Aus dieser Auflistung ergibt sich, dass die 
Gruppe der verletzlichen VerbraucherInnen keineswegs homogen ist. Vielmehr 
ist es notwendig, den Grad der Verletzlichkeit anhand konkreter Merkmale, 
beispielsweise anhand von Kompetenzen, zu bestimmen (Dinter et al. 2014). 
Aufgrund einer relativ geringen Problemlösungsfähigkeit, die oft auch mit feh-
lenden Kenntnissen über Produkte, Angebote und Rechte einhergeht, entspre-
chen verletzliche VerbraucherInnen am wenigsten dem Leitbild des mündigen 
Verbrauchers (Kenning und Wobker 2013). Um verletzliche VerbraucherInnen 
im Sinne einer gesellschaftlichen Teilhabe zu aktivieren, ist deren Befähigung 
durch den Einsatz von Instrumenten der Verbraucherinformation und -bildung 
eine notwendige Bedingung. Allerdings werden Informationen und Bildungsan-
gebote unterschiedlich wahrgenommen, verarbeitet und gespeichert. Zudem 
beziehen verletzliche VerbraucherInnen oft nur wenige Informationsquellen für 
den Wissenserwerb ein. Verbraucher(bildungs)politische Maßnahmen, die bei-
spielsweise das Ziel haben, Verhaltensänderungen zu bewirken, nutzen daher 
verbraucher- beziehungsweise zielgruppenspezifische Kommunikation. Solche 
könnten sich unter anderem durch einen höheren narrativen Teil auszeichnen, 
der die verletzlichen VerbraucherInnen in ihrer speziellen Situation abholt und 
Lösungswege aufzeigt. Vor diesem Hintergrund widmet sich dieser Beitrag dem 
Einsatz von Storytelling in der Verbraucherbildung.
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2  Die Bedeutung von Informationsüber-
flutung und Komplexität im Kontext der 
Verbraucherbildung

Eine bedeutsame Herausforderung der Verbraucherbildung besteht in der 
zunehmenden Reizüberflutung der VerbraucherInnen mit Informationen: Der 
digitale Zugriff auf jedwede Form von Information – unter anderem über So-
ziale Netzwerke – hat die Erzielung von Aufmerksamkeit zu einer der größten 
Herausforderungen dieser Zeit werden lassen. Denn entgegen der exponen-
tiell steigenden Informationsflut ist die Ressource Aufmerksamkeit nicht in 
gleichem Maße steigerungsfähig und damit ein limitierender Faktor. Dies gilt 
nicht nur für die werbetreibende Industrie, sondern insbesondere für die nicht-
kommerziellen Anbieter, deren Informationsbedeutung sich für den Empfänger 
nicht immer unmittelbar erschließt: Die Notwendigkeit der Auseinandersetzung 
mit Stromtarifen oder Konditionen von Verbraucherkrediten ist, aufgrund ihrer 
nicht unmittelbaren Problematik, deutlich schwieriger zu vermitteln, als die 
gefühlte Notwendigkeit der Nutzung des neuesten Smartphones zur Erzielung 
sofortiger sozialer Beachtung. Neben Aufmerksamkeit ist zudem ein Mindest-
maß an Konzentration erforderlich, also der Fähigkeit, die Aufmerksamkeit zu 
bündeln und für einen gewissen Zeitraum auf ein bestimmtes Ziel auszurichten 
(Kullmann und Seidel 2005). Insbesondere Personen mit kognitiver Beeinträch-
tigung sind, je nach Schweregrad, darauf angewiesen, notwendige Information 
in vereinfachter Form in Bewegtbild oder Hörfunk angeboten zu bekommen 
(Linz 2017). Praktische Ansätze hierzu finden sich bei verschiedenen deutschen 
Radiosendern, unter anderem dem Deutschlandfunk und kommerziellen Anbie-
tern, wie explainity.

Angesichts dessen liegt es nahe, dass VerbraucherInnen im Allgemeinen und 
verletzliche VerbraucherInnen im Besonderen nicht in jedem wichtigen Lebens- 
und Konsumbereich alle für sie wichtigen Informationen wahrnehmen, verar-
beiten, speichern und in ihren Entscheidungen berücksichtigen können. Vor 
diesem Hintergrund erscheint die Vermittlung von umfangreichem Detailwis-
sen wenig zielführend. Vielmehr verfolgt Verbraucherbildung das Ziel, theore-
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tisches und angewandtes Alltagswissen zu vermitteln, welches die lebenslang 
notwendigen Kompetenzen einschließt, die VerbraucherInnen zur Bewältigung 
ihrer Rolle als Konsument und zur Erfüllung ihrer Bedürfnisse benötigen (vzbv 
2017a). Somit stellt, den Anforderungen aus Informationsüberflutung und Kom-
plexität sowie einer Meta-Bildung entsprechend, ein Schwerpunkt der Verbrau-
cherbildung die Informationskompetenz dar (Oehler 2017b). Informationskom-
petenz umfasst die Fähigkeit, Informationen zu ermitteln, die benötigt werden, 
zu verstehen, wie diese Informationen organisiert sind, die besten Quellen für 
einen bestimmten Bedarf zu identifizieren und kritisch zu bewerten (Shapiro 
und Hughes 1996). Durch die exponentielle Zunahme der Menge von Informatio-
nen wird Informationskompetenz dabei immer anspruchsvoller. Vor diesem Hin-
tergrund sollte es darum gehen, verletzliche VerbraucherInnen mithilfe lebens-
naher Verbraucherbildung zu aktivieren (Micklitz et al. 2010). Die Aktivierung 
impliziert nun die Befähigung von VerbraucherInnen, der Informationsüberflu-
tung zu begegnen, die Komplexität vieler Alltagsprobleme zu verstehen sowie 
verwirrende Probleme zu diskutieren und zu klären. Dadurch, dass Geschich-
ten zur Reflexion anregen und damit neben exemplarischem Wissen vor allem 
Fähig keiten vermitteln, die für die Rolle als kritischer Konsument notwendig sind 
(BMJV 2018), geht Storytelling über reine Verbraucherinformation hinaus.

3 Eigenschaften von Geschichten

Dass zielgerichtetes Geschichtenerzählen funktioniert, liegt unter anderem da-
ran, dass hierbei sachliche Informationen mit einer menschlichen, emotions-
gestützten Interessenperspektive zusammengeführt werden. Als erwachsene 
Lernende spielen diese Emotionen eine wichtige Rolle bei der Fähigkeit, neue 
Ideen zu erfassen. Positive Emotionen tragen zum Selbstwertgefühl bei, das 
die Lernfähigkeit der Lernenden erhöht und sie zum Lernen motiviert. Umge-
kehrt führt eine frühe negative Erfahrung, beispielsweise im Mathematikun-
terricht, dazu, dass die Information negativ interpretiert wird. Hier würde die 
Aufgabe darin bestehen, einen neuen Zugang zur Mathematik aufzubauen und 
dafür zu sorgen, dass die negative Emotion durch eine positive ersetzt wird. 
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Mitunter liegen innere Beweggründe für den Erwerb von Kenntnissen vor. In 
diesem Fall wird von intrinsischer Motivation gesprochen, bei welcher das 
Bedürfnis zu lernen deutlich intensiver ausgeprägt ist als bei einer durch die 
Umwelt angestoßenen, extrinsischen Motivation (Kullmann und Seidel 2005). 
Entsprechend muss die Befassung eher mit der Fragestellung einhergehen, wie 
sich Demotivation verhindern lässt (Spitzer 2006). 

Die richtige Geschichte zur richtigen Zeit zu erzählen kann beispielsweise 
einem Patienten helfen, die Wichtigkeit der Einhaltung eines Behandlungs-
plans zu verstehen oder sich von einem vor-kontemplativen Zustand zu einem 
kontemplativen Zustand während des Prozesses der Änderung des Lebensstils 
zu bewegen. Daher kann das Erzählen von Geschichten sowohl für das Lehren 
als auch für das Motivieren von Veränderungen hilfreich sein.

Dass Geschichten einprägsamer sind als unzusammenhängende Informatio-
nen (Aaker und Aaker 2016) und dass Botschaften, die sich ausschließlich an 
den Verstand richten, kaum beachtet werden (Damasio 2004), ist hinreichend 
nachgewiesen. Dies hängt zum einen damit zusammen, dass jede Geschich-
te Informationen in Form eines Spannungsbogens, also einer zusammenhän-
genden Handlungsfolge von Geschehnissen, darstellt (Lehner 2012; Belgorod-
ski 2017). Damit sind Geschichten weniger anstrengend zu erlernen als bloße 
Fakten. Zum zweiten sind Geschichten immer emotional angelegt und diese 
Emotionalität sorgt für eine leichtere Verankerung im Gedächtnis (Hilzensau-
er 2014; Sammer 2017). Schaffen Geschichten zusätzlich Verknüpfungen zu 
Bekanntem und sind sie in der Abfolge kohärent (Graesser, Olde und Klettke 
2002), lassen sie sich leichter abspeichern und erinnern (Zwaan, Langston und 
Graesser 1995; Lehmann und Reese 1998; Glaser, Garsoffsky und Swan 2009).

In der Summe sind Geschichten damit wirkungsvoller als die reine Darlegung 
von Fakten, da die hinter der Geschichte befindliche Logik vom Rezipienten 
selbst erschlossen und damit eine Verhaltensänderung leichter erreicht werden 
kann. Eine positive Assoziation mit den Protagonisten in der Narration führt 
schließlich zu einer positiven Assoziation mit der Handlung selbst und dem 
daraus resultierenden Ergebnis.
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4 Ebenen des Storytellings

Eine der größten Herausforderungen beim Storytelling besteht in der Identifi-
kation einer geeigneten Geschichte, denn nicht jede Geschichte hat Story-Po-
tenzial im gewünschten Sinn. Bevor dieser Aspekt näher betrachtet wird, sollen 
vorab die drei Ebenen des Storytellings vorgestellt werden, die den gesamten 
Prozess leiten. Die drei Ebenen lassen sich den Fragestellung nach dem Was, 
dem Wie und dem Wozu zuordnen (Mangold 2002).

Das Was legt den Fokus auf die Elemente der Thematik (Stoff, Thema, Motiv), 
der Handlung (Ereignis, Figurenhandlung, Handlungslogik), der Figuren (Per-
sonen, Organisationen), des Raums (Handlungsort) und der Zeit (Lahn und 
Meister 2013). Im Rahmen der Thematik kann unter anderem überprüft wer-
den, inwieweit beispielsweise ein Erlösungsplot (Tobias 1993) genutzt werden 
kann, der in ein Ereignis eingebunden ist, das den Protagonisten aus einer 
Problemidentifikation in eine Problemlösung überführt (Thorndyke 1977). Der 
Konflikt als Ausgangspunkt ist dabei ein genauso wichtiger Erfolgsfaktor für 
eine gute Geschichte wie die Emotionalität (Sammer 2017). Gerade für die Iden-
tifikation des Lesers der Story mit der Situation und der handelnden Person 
(einem Helden der Geschichte) ist die Ähnlichkeit der (fiktiven) Person(en) in 
der Ausgangssituation von ebenso großer Bedeutung (Mühlmann et al. 2014) 
wie der Handlungsort und der Zeitraum, in dem die Handlung stattfindet (Sam-
mer 2017). 

Das Wie meint die Erzählweise der Geschichte und den Aufbau. Es ist zu beto-
nen, dass die Narration die Wiedergabe einer zeitlichen und kausal geordneten 
Ereignisfolge darstellt und keine expliziten Zuschreibungen oder Bewertungen 
stattfinden. Zuschreibung und Bewertung obliegen in deutlich stärkerem Maße 
dem Rezipienten als beispielsweise bei einer Beschreibung. Gleiches gilt für 
die Bildung von Zusammenhängen und Schlussfolgerungen (Bal 2009). Die 
Elemente sind die Erzähldistanz (Perspektive, Erzähler), die Rede (direkt, in-
direkt) und der Stil (Stilfiguren, Sprache) (Ettl-Huber 2014). Hier kann unter 
anderem darüber nachgedacht werden, ob der Protagonist im Sinne einer 
aristotelischen Tragödie eine Läuterung seiner Seele (Katharsis) erfährt (Ari-
stoteles 1994). Es zeigt sich, dass die einzelnen Elemente des Textes, die ge-
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nutzten Worte, die Syntax oder die Intonierung nur kurz im Arbeitsspeicher des 
Gedächtnisses verbleiben (Kroeber-Riel und Gröppel-Klein 2013) und nur die 
Bedeutung des Textes im Sinne einzelner Sinneinheiten mittelfristig erinnert 
wird. Die durch die Textelemente geschaffenen Vorstellungsbilder können von 
Rezipienten aber sehr lange erinnert werden, sie werden im Langzeitgedächtnis 
abgespeichert. Diese Informationen in Form von Vorstellungsbildern werden 
als Situationsmodell bezeichnet und umfassen die vollständige Szenerie unter 
Zuhilfenahme des eigenen Vorwissens (information foregrounding; Zwaan und 
Radvansky 1998). Das Situationsmodell wird im Laufe des Erzählens der Ge-
schichte erweitert und gegebenenfalls angepasst. Hierzu werden automatisiert 
sogenannte Schemata aktiviert, welche die Wahrnehmung, Einstellung und 
auch das Verhalten beeinflussen können (Kahnemann 2003). Dies ist insbe-
sondere für weiterführende und aufeinander aufbauende Narrationen im Sinne 
einer Fortsetzung der Geschichte mit den Protagonisten wichtig (Mühlmann et 
al. 2014).

Mit den beiden anderen Fragen eng verbunden ist die letzte Frage nach dem 
Wozu. Gerade in Bezug auf verletzliche VerbraucherInnen muss das Ziel der Ge-
schichte in einer besseren Aufnahme und Verarbeitung der Information liegen, 
indem die Narration zur Diskussion anregt und der Dialog gefördert wird. Dies 
kann in der oben beschriebenen Form offline im Rahmen einer gelenkten Dis-
kussion geschehen und/oder durch die schlichte Weiterempfehlung im Sinne 
eines word-of-mouth (WOM)-Effektes. Online wären Diskussionsforen und 
Blogs möglich, die in Zusammenhang mit eWOM eine weiterführende Diskus-
sion der Inhalte und damit eine Verbraucherbildung fördern könnten. Damit das 
geschieht, muss es mithilfe des Storytellings gelingen, dass die Narration die 
verletzlichen VerbraucherInnen emotional berührt, sie sich mit der Geschichte 
identifizieren und eine Erlebniswelt aufbauen können. Hierdurch eröffnet sich 
ihnen die Möglichkeit, sich gleichzeitig abzugrenzen und in eine soziale Gruppe 
zu integrieren (inclusive individuality; Kee und Yazdanifard 2015), um eine Dis-
kussion unter Gleichen zu ermöglichen. Abbildung 1 gibt einen Überblick über 
die Wirkung von Narrationen und fasst die obigen Ausführungen noch einmal 
zusammen.
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5 Umsetzung

5.1 Prozess des Storytellings

Neben den angesprochenen Ebenen des Storytellings sind die einzelnen Ele-
mente des Storytellings im Folgenden im Rahmen eines Prozesses zu berück-
sichtigen, der die Entwicklung einer Narration konkretisiert. Der Prozess des 
Storytellings lässt sich nach Krüger (2015) in die folgenden vier Prozessstufen 
unterteilen: 

Abbildung 1: Sozio-kognitives Wirkmodell von Narrationen (Mühlmann et al. 2014, 28).



132 Peter Kürble und Helena M. Lischka

a) Story-Identifikation

Geeignete Storys sind Erzählungen aus dem kollektiven Gedächtnis einer Ge-
sellschaft mit möglichen Verkettungen von Ereignissen. Hier spielen situative 
Faktoren, strategische Faktoren und Umweltfaktoren eine wichtige Rolle (Krü-
ger 2015). Die situativen Faktoren umfassen die Sach-, Zeit- und Sozialdimen-
sionen, also die Frage, zu welchem Zeitpunkt welcher Inhalt in welchem Umfeld 
sinnvoll zu verbreiten sein wird. Zu den strategischen Faktoren gehören unter 
anderem die Ziele, die von einer Organisation mit dem Storytelling verfolgt wer-
den, und dem ausgewählten Weg, auf dem dieses Ziel zu erreichen ist. Gera-
de im Storytelling ist darauf zu achten, dass die einzelnen Elemente der Story 
und alle begleitenden Elemente abgestimmt sind, so dass ein einheitliches 
Bild entstehen kann und der Rezipient nicht irritiert wird. Zu den Umweltfak-
toren gehören die Adressaten der Story, also beispielsweise die betroffenen 
verletzlichen VerbraucherInnen. Dabei kann es nützlich sein, eben diese in die 
Suche nach potenziellen Storys einzubinden – insbesondere dann, wenn im 
interkulturellen Kontext gearbeitet wird. Storys können geeignet sein, sich in 
die Lage fremder Personen hineinzuversetzen und sich emotional einbeziehen 
zu lassen, um „mit Offenheit und Neugierde ,dem Unbekannten‘ zu begegnen“ 
(Sell 2017, 111). Damit dienen sie der gesellschaftlichen Konfliktbewältigung 
und spielen bei der Lösungsmöglichkeit kultureller Spannungen eine wichtige 
Rolle (Sell 2017). 

b) Story-Selektion

Aus den vorhandenen Geschichten müssen diejenigen ausgewählt werden, 
die sich für die Weitergabe eignen. Es ist dabei wichtig, dass es im Storytel-
ling zwar nicht die richtige Story gibt, jedoch Ordnungsmuster relevant sind, 
die den realen Menschen im Alltag beschreiben – idealistische Vorgaben für 
menschliches Verhalten finden hingegen keine Anerkennung (Fuchs 2018). Je 
nach Situation und Ziel können hierbei als Grundlage auch die Geschichten 
oder Alltagshelden aus verschiedenen Zeitperioden dienen (von Rotkäppchen 
über Mutter Beimer bis hin zu Sheldon Cooper). Die Auswahl erfolgt entlang der 
Orientierung an der Zielgruppe als eine notwendige Bedingung für den Erfolg 
der Geschichte. 
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Die Grundlage für die Geschichte muss also im kulturellen Gedächtnis der Ziel-
gruppe verankert sein und sich am soziologischen Umfeld orientieren. Nicht 
jede alte Geschichte eignet sich dafür, doch sind besonders prägungsstarke 
Geschichten solche aus der Kindheit, der Pubertät und dem erstmaligen Er-
lebnis einer bestimmten Situation, wie beispielsweise dem ersten Schultag 
oder der Geburt des ersten Kindes. Zum anderen muss an die Bedürfnisse der 
anzusprechenden VerbraucherInnen angeknüpft werden, die sich schon in der 
Maslow’schen Einteilung der Bedürfnisse wiederfinden (Maslow 1973) und 
beispielsweise umformuliert werden können in „Kontrolle über das Ungewisse 
haben, (...) zu einer Gruppe gehören, (...) das Beste aus sich machen, (...) reich 
werden ohne viel Aufwand, (...) Freiheit und Auswahl haben“ (Fuchs 2018, 163). 
In der Übersetzung in Geschichten konzentriert sich diese Orientierung an einer 
eher endlichen Anzahl von Grundthemen wie Gut und Böse, Wahrheit und Lüge, 
Weisheit und Dummheit, Suchen und Finden, Vergangenheit und Zukunft. Die 
bereits angesprochene aktivierende und affektive Wirkung ist zu überprüfen. 
Auch ist hier die Frage zu stellen, ob die Geschichte den Rezipienten zum Nach-
denken bewegen kann und damit eine kognitive Wirkung erzielt. Dabei müssen 
die Geschichten nicht unbedingt wahr sein. Auch geht es in der Story nicht um 
Perfektion – das Gehirn benötigt lediglich ausreichende Wahrscheinlichkeiten 
(Fuchs 2018), dass sie wahr sein könnte. Dies wird beispielhaft deutlich an 
einem Zitat, welches Albert Einstein zugeschrieben wird: Wenn du intelligente 
Kinder willst, lies ihnen Geschichten vor. Wenn du noch intelligentere Kinder 
willst, lies ihnen noch mehr Geschichten vor (unter anderen de Vos et al. 2003). 
Tatsächlich ist dieses Zitat selbst eine Geschichte, die sich in der Art nicht ereig-
net hat. Vielmehr geht sie auf die mündliche Überlieferung einer Begebenheit 
zurück, die sich möglicherweise 1958 zugetragen und in der Einstein eine ähn-
liche Antwort auf die Frage gegeben haben soll, wie Kinder am besten auf eine 
Karriere als Wissenschaftler vorbereitet werden können (Winick 2013). 

Es zeigt sich, dass bei Geschichten hinsichtlich einer gegebenen Zielerreichung 
berücksichtigt werden muss, dass eine narrative Verzerrung (Kahnemann 2011) 
vorkommen kann, welche eine Illusion des Verstehens auslösen (Ettl-Huber 
2017) und Faktenwissen abzulösen vermag. Um dies zu vermeiden, kann es 
sinnvoll sein, das Storytelling an bewährten Erkenntnissen zu orientieren, 
es also nur so einzusetzen, dass die Narrationen aus Sicht des Rezipienten 
stichhaltig  sind und seinen Erfahrungen nicht entgegenlaufen. Nur dann sind 
sie glaubwürdig und werden vom Rezipienten angenommen.
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c) Story-Formatierung

Die notwendige Orientierung an den Bedürfnissen der Rezipienten und den 
oben erwähnten Grundthemen führt zu einer engen Anlehnung an die in der 
Film- oder Theaterwelt üblichen Handlungsschemata, wie Abenteuer, Flucht, 
Rettung, Verwandlung oder Suche (Fuchs 2018; Sammer 2017). Dementspre-
chend besteht eine gute Geschichte beispielhaft aus 

 – einer Exposition (also der Anbahnung eines dramatischen Konflikts), 
 – einer steigenden Handlung (im Sinne der Ausgestaltung und Zuspitzung 

dieses Konflikts), 
 – einem Höhepunkt (verstanden als der Wendepunkt), 
 – einer fallenden Handlung (mit einem retardierenden Moment, um die Frage, 

ob es zu einer Wendung zum Guten oder Schlechten kommt, noch etwas 
hinauszuzögern) und schließlich 

 – einer Katastrophe oder einem Happy End (also der Auflösung der Handlung 
in die eine oder andere Richtung). (News Aktuell 2017; Sammer 2017) 

Die Geschichten sind hinsichtlich ihrer Narrativität zu überprüfen, sodass idea-
lerweise eine inhaltliche und sensorische Immersion das Ergebnis ist (Adlmaier-
Herbst und Musiolik 2014). Sie muss dafür möglichst viele der beschriebenen 
Narrationsfaktoren auf sich vereinen, Identifikationsmerkmale nachvollziehbar 
kommunizieren und ein aus Organisationssicht wünschenswertes Deutungs-
muster (sogenannte Frames) transportieren. Dabei sind diese Frames keine in-
haltlichen Vorgaben oder Strukturen. Vielmehr geben sie vor, welche Aspekte 
von Sachverhalten betont und welche weggelassen werden sollen (Rössler 
2015). Hier spielen die gewählte Sprache und Szenerie eine entscheidende Rol-
le. Es ist dabei weniger wichtig, eine völlige Übereinstimmung mit vergangener 
Realität zu erzielen. Es reichen mitunter wenige Töne und wenige Schlüsselwör-
ter oder Teilaspekte einer bekannten Szene, um Erinnerungen und Emotionen 
zu wecken. Je nach Altersgruppe rufen bereits die ersten Töne von Winnetou-
Verfilmungen oder der Zeichentrickserie Die Simpsons Emotionen und Erinne-
rungen wach, die eine weitere Erklärung verzichtbar machen: Wer an Winne-
tou denkt, verbindet damit vielleicht Edelmut, Ehrlichkeit und Freundschaft. 
Diese Assoziationen reduzieren die Komplexität der Darstellung und schaffen 
Verknüpfungen zur Interpretation neuer Information (Schach 2017). Schließlich 
sollte auch geprüft werden, inwieweit Fortsetzungen möglich sind.
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d) Storytelling 

Storytelling im engeren Sinne beschreibt abschließend den eigentlichen Kom-
munikationsvorgang, also das Erzählen der Geschichte beziehungsweise das 
Ausspielen fertiger Storys in unterschiedlichen Kanälen auf unterschiedlichen 
Meinungsmärkten: So sind Jugendliche oder SchülerInnen über andere Medi-
enkanäle anzusprechen als Seniorinnen und Senioren oder RentnerInnen. In 
dem einen Fall wären die sozialen Medien im Internet eine Verbreitungsmög-
lichkeit, in dem anderen Fall wären spezielle Blogs im Internet oder zielgrup-
penorientierte Zeitungen und Zeitschriften ein probates Mittel. Gleiches gilt für 
die bereits angesprochene Berücksichtigung unterschiedlicher Kompetenzen 
innerhalb der Gruppe der verletzlichen VerbraucherInnen. Je näher ein Medium 
der „unmittelbaren Erlebniswelt“ (Fuchs 2018, 233) ist, desto größer wird das 
Vertrauen sein, das dieses Medium und die dort verbreitete Geschichte genießt. 
Die Auswahl des geeigneten Kommunikators, eines hinreichenden Mediums 
und die zielgenaue Adressierung der wichtigsten Interessengruppen fallen in 
diese Phase. Dabei gilt die alte Regel: „The medium is the message“ (McLuhan 
1994, 7). Es ist nicht nur wichtig, was vom Sender zum Empfänger übermittelt 
wird, es ist auch wichtig, darauf zu achten, dass das genutzte Medium selbst 
vom Empfänger eine bestimmte Form der Bewertung erhält – und sei es nur 
hinsichtlich seiner Glaubwürdigkeit. Aufgrund der offenen Kommunikationssi-
tuation nach der Verbreitung der Geschichte, in der die Rezipienten ihren eige-
nen Sinn in die Erzählung hineininterpretieren und diesen anschließend an Drit-
te weitergeben können (WOM, eWOM), ist auch die Bereitschaft, sich an einem 
öffentlichen Dialog und einer Anschlusskommunikation zu beteiligen, notwen-
dig. Hierzu sind Verbreitung und Wirkung der im Umlauf gebrachten Storys ge-
nau zu beobachten und zu analysieren und die Fragen zu beantworten, ob und 
wenn ja wie die Geschichte (weiter-)erzählt wird. In diesem Sinne finden sich 
Überschneidungen zu den Aufgaben und Herausforderung der Öffentlichkeits-
arbeit, die im Sinne einer verständigungsorientierten Öffentlichkeitsarbeit auf 
den Diskurs setzt (Burkart 2015). Hinsichtlich der Verbraucherbildung finden 
sich solche Aspekte speziell im interaktiven Storytelling, welches beispielswei-
se genutzt wird, um eine vorgegebene Geschichte durch die Teilnehmer aktiv 
zu diskutieren und zu interagieren (Thiagarajan 2006).
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5.2  Gestaltungsmöglichkeiten des Storytellings in der 
Verbraucherbildung

Die Theorie des Erfahrungslernens definiert das Lernen als einen Prozess, in 
dem Wissen durch die Kombination von erfassender und transformierender Er-
fahrung entsteht (Kolb 1984). In diesem Sinne ermöglicht Storytelling im fron-
talen Sinne der Wissensvermittlung den Zuhörern, die erzählte Geschichte zu 
reflektieren und aktiv auf ihre Lebenssituation anzuwenden. Somit bieten sich 
zahlreiche Einsatzmöglichkeiten des Storytellings in der Verbraucherbildung: 
In Bezug auf Unterrichtsmaterial in Schulen können Pädagogen mitreißende 
Geschichten als Einstieg in eine Thematik nutzen, um die Aufmerksamkeit der 
SchülerInnen und ihr Interesse zu wecken und sie in den Lernprozess einzubin-
den. Hierzu eignen sich vor allem multimediale Materialien wie beispielsweise 
im Rahmen des Digitalen Storytellings (unter anderen Robin 2006).

Storytelling eignet sich jedoch auch und insbesondere als Instrument kollek-
tiven und interaktiven Lernens. Abbildung 2 stellt beispielhaft den Einsatz von 
dialogfördernden Storytelling-Ansätzen dar, die sich sinnstiftender und reflek-
tierender Prozesse bedienen und auf den vorangegangenen Ausführungen 
basieren. Dabei folgt der Prozess des kollektiven Storytellings aufbauenden 
Lernphasen, beginnend mit dem Suchen einer eigenen Geschichte durch die 
Teilnehmer und deren Erzählen (noticing), gefolgt von dem Verständnis der Ge-
schichte (sense giving), deren Übertragung (sense making), Verarbeitung (wor-
king with meaning) und Rekonstruktion (transformative learning). Im Zentrum 
des transformativen Lernprozesses steht ein aktiver Diskurs, in dessen Rah-
men eigene Erfahrungen und Denkweisen mit denen anderer TeilnehmerInnen 
konfrontiert und reflektiert werden (siehe weiterführend hierzu McDrury und 
Alterio 2002).
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6  Handlungsempfehlungen für die  
Umsetzung in der Verbraucherbildung

In diesem Beitrag wurde dargelegt, dass Storytelling über die Möglichkeiten 
der Verbraucherinformation hinausgeht, da es zur Reflexion anregen kann und 
geeignet ist, neben exemplarischem Wissen vor allem Fähigkeiten zu vermit-
teln, die für die Rolle als kritischer Konsument notwendig sind. Um Storytelling 
daher stärker in die Verbraucherbildung zu integrieren, widmen sich die fol-
genden Handlungsempfehlungen konkret dessen Umsetzung. 

Abbildung 2: Reflektierendes Lernen durch Storytelling (Eigene Darstellung in  
Anlehnung an McDrury und Alterio 2002).
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1. Zielgruppenspezifische Konzepte

Die Gruppe der verletzlichen VerbraucherInnen ist keineswegs homogen und 
umfasst unterschiedliche Gruppen wie Seniorinnen und Senioren, Kinder und 
Jugendliche, Arbeitslose, Migrantinnen und Migranten, Menschen mit geringer 
formaler Bildung und/oder Einkommen, Krankheit und/oder Behinderung et 
cetera (Bala und Müller 2014). Storytelling-Konzepte können daher nicht allein 
auf den Vermittlungsgegenstand (zum Beispiel Stromtarife, Verbraucherkre-
dite) ausgelegt sein, sondern müssen unterschiedliche Bedürfnisse zugrunde 
legen. Insofern gilt, dass keine allgemeinen Konzepte zu erstellen sind, die eine 
möglichst große Gruppe adressieren, sondern dass exemplarisches Wissen an-
hand der jeweiligen Lebenswelten vermittelt wird.

2. Einbezug der Zielgruppen

Durch die Notwendigkeit, Storytelling-Konzepte im Rahmen der Verbraucherbil-
dung konkret auf bestimmte (verletzliche) Verbrauchergruppen auszurichten, 
ist es sinnvoll, während des Entwicklungsprozesses im Sinne eines Crowdsour-
cings die Zusammenarbeit mit den Zielgruppen zu suchen. Zum einen können 
fertiggestellte Materialien erprobt werden, um im Resultat nicht als peinlich 
oder lebensfremd wahrgenommen zu werden. Zum anderen können die be-
troffenen VerbraucherInnen bereits in die Suche nach potenziellen Storys ein-
gebunden und/oder der Prozess des Storytellings in Form gemeinsamer Work-
shops von den Teilnehmern als transformativer Lernprozess erlebt werden.

3. Word-of-Mouth (WOM) fördern

Um einen positiven Effekt der Weitererzählung (WOM, eWOM) zu stärken und 
mögliche negative Effekte zu minimieren, muss dieser Prozess vom Urheber 
begleitet werden. Dies gilt insbesondere in einem einstufigen Prozess bei fron-
tal gestalteten Materialien, in dem die Story lediglich zur Verfügung gestellt 
wird und die WOM- oder eWOM-Effekte direkt erfolgen. Aber auch in einem 
zweistufigen Prozess interaktiver Lehrkonzepte, in dem erst eine direkt kon-
trollierbare Lernsituation, wie bei Jugendlichen in Schulen, erfolgt und dem nur 
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indirekt kontrollierbare WOM- oder eWOM-Effekt nachgelagert sind, kann eine 
Begleitung notwendig sein. 

Die Möglichkeiten der Begleitung unterscheiden sich zwischen eWOM und 
WOM relativ klar. Bei WOM kann davon ausgegangen werden, dass die Erfas-
sung des Effektes beispielsweise über Intermediäre (Anlaufstellen wie Ämter 
oder Beratungsstellen) zu erreichen ist. Der Auswertung folgt eine Begleitung, 
die in Form einer Anpassung der Narration und/oder einer Fortsetzung der Ge-
schichte bestehen kann. Beim eWOM kann der Effekt des Storytellings über die 
Auswertung der entsprechenden sozialen Medien (Blogs, Soziale Netzwerke, 
etc.) direkt erfolgen, indem die Kommentare und die Häufigkeiten der Weiter-
leitungen beziehungsweise likes überprüft werden. Eine digitale Anpassung in 
der oben beschriebenen Form kann das Ergebnis sein.

4.  Bereits bestehende Ansätze ausweiten, aufgreifen und 
weiterentwickeln

Bereits bestehende und erfolgreiche Maßnahmen, wie die in 2017 durch 
den Econ Award ausgezeichneten Video-Tipps für Geflüchtete (vzbv 2017b), 
könnten ausgeweitet werden. So lautet ein zentrales Ergebnis des Abschluss-
berichts Migranten als Verbraucher – wie Information gelingen kann, dass ein 
großer Bedarf an sozial erwünschten Inhalten zusammen mit emotional an-
sprechender Aufmachung aufseiten der Zielgruppe besteht, der durch Story-
telling gedeckt werden kann (Fasel et al. 2016). Die Ausweitung könnte sich 
sowohl für Fortsetzungen, als auch für die Übernahme des Konzeptes für an-
dere Zielgruppen anbieten. Zudem existieren zahlreiche weitere Ansätze, die 
sich aufgreifen und im Sinne eines Storytellings weiterentwickeln lassen. Auf 
der Webseite des vzbv wird beispielsweise anschaulich dargestellt, dass „Ver-
braucherbildung ist, wenn … Finn sich keinen Flat Screen auf Pump kauft; … 
Leonie lieber Obst isst, als Vitamintabletten zu schlucken; … Lena weiß, dass 
auch ihre Eltern die Fotos von ihrem neuen Freund auf Facebook sehen können 
[und] … Kai anstatt mit dem Auto auch mal mit dem Fahrrad fährt“ (vzbv 2017a). 
Diese Narrative sind bereits so angelegt, dass sie im Sinne eines Storytelling-
Prozesses lediglich auszubauen wären.



140 Peter Kürble und Helena M. Lischka

Literatur

Adlmaier-Herbst, Dieter G. und Thomas H. Musiolik. 2017. Digitales Storytel-
ling als intensives Erlebnis – Wie digitale Medien erlebnisreiche Geschich-
ten in der Unternehmenskommunikation ermöglichen. In: Storytelling:  
Geschichten in Text, Bild und Film, hg. von Annika Schach, 33-60.  
Wiesbaden: Springer Gabler.

Aristoteles. 1994. Poetik: Griechisch/Deutsch, hg. von Manfred Fuhrmann. 
Ditzingen: Reclam.

Bal, Mieke. 2009. Narratology: Introduction to the theory of narrative.  
3. Auflage. Toronto: University of Toronto Press.

Bala, Christian und Klaus Müller. 2014. Einleitung: Der verletzliche Verbrau-
cher. In: Der verletzliche Verbraucher: Die sozialpolitische Dimension der 
Verbraucherpolitik, hg. von Christian Bala und Klaus Müller, 7-16. Beiträge 
zur Verbraucherforschung 2. Düsseldorf: Verbraucherzentrale NRW.

Belgorodski, Tatiana. 2017. Storytelling in der internen Unternehmenskommu-
nikation: Nutzen und Einsatz von Geschichten in der Unternehmenspraxis. 
Wiesbaden: Springer VS.

BMJV (Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz). 2018.  
Verbraucherbildung. https://www.bmjv.de/DE/Verbraucherportal/Ver-
braucherinformation/Verbraucherbildung/Verbraucherbildung_node.html 
(Zugriff: 28. August 2018).

Burkart, Roland. 2015. Verständigungsorientierte Öffentlichkeitsarbeit.  
In: Handbuch der Public Relations, hg. von Romy Fröhlich, Peter Szyszka 
und Günter Bentele, 277-304. 3. Auflage. Wiesbaden: Springer VS.

Damasio, Antonio R. 2004. Descartes’ Irrtum: Fühlen, Denken und das 
menschliche Gehirn. München: Ullstein Taschenbuch Verlag. 

Day, Vivian. 2009. Promoting health literacy through storytelling. OJIN:  
The Online Journal of Issues in Nursing 14, Nr. 3: Artikel 6. doi:10.3912/
OJIN.Vol14No03Man06.

De Vos, Gail, Merle Harris und Celia Barker Lottridge. 2003. Telling ales: Story-
telling in the family. 2. Auflage. Edmonton: The University of Alberta Press.

Dinter, Bastian, Lothar Funk und Sven Pagel. 2014. Der verletzliche Verbrau-
cher im E-Commerce – Eine theoretisch-konzeptionelle Bestandsaufnah-
me. In: Der verletzliche Verbraucher: Die sozialpolititsche Dimension der 
Verbraucherpolitik, hg. von Christina Bala und Klaus Müller, 123-145. Bei-
träge zur Verbraucherforschung 2. Düsseldorf: Verbraucherzentrale NRW.



141„Es war einmal … das Leben!“ 

Ettl-Huber, Silvia. 2014. Storytelling in der Organisationskommunikation:  
Theoretische und empirische Befunde. Wiesbaden: Springer VS.

Ettl-Huber, Silvia. 2017. Storytelling, das Internet und die Marketingkommuni-
kation: Wie Storytelling mit dem Internet an Bedeutung gewann und was 
sich daraus für die Marketingkommunikation lernen lässt. In: Storytelling: 
Geschichten in Text, Bild und Film, hg. von Annika Schach, 91-98.  
Wiesbaden: Springer Gabler.

Fasel, Christoph, Günther Rosenberger, Alexandra Kopp und Heiko Schwöbel. 
2016. Migranten als Verbraucher – wie Information gelingen kann. Institut 
für Verbraucherjournalismus an der Ostbayerischen Technischen Hoch-
schule Amberg Weiden. Abschlussbericht im Auftrag des Ministeriums für 
Ländlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-Württemberg.

Fröhlich, Romy, Peter Szyszka und Günter Bentele, Hrsg. 2015. Handbuch der 
Public Relations: Wissenschaftliche Grundlagen und berufliches Handeln. 
Mit Lexikon. 3. Auflage. Wiesbaden: Springer VS.

Fuchs, Werner T. 2018. Warum das Gehirn Geschichten liebt: Mit Storytelling 
Menschen gewinnen und überzeugen. 4. Auflage. Freiburg: Haufe- 
Lexware.

Glaser, Manuela, Bärbel Garsoffsky und Stephan Schwan. 2009. Narrative-
based learning: Possible benefits and problems. Communications 34,  
Nr. 4: 429-447. doi: 10.1515/COMM.2009.026.

Graesser, Arthur C., Brent Olde und Bianca Klettke. 2002. How does the mind 
construct and represent stories? In: Narrative impact: Social and cognitive 
foundations, hg. von Melanie C. Green, Jeffrey J. Strange und Timothy  
C. Brock, 231-263. New York: Psychology Press.

Hilzensauer, Andrea. 2014. Mit Geschichten Marken führen. In: Storytelling  
in der Organisationskommunikation, hg. von Silvia Ettl-Huber, 87-101. 
Wiesbaden: Springer VS.

Kahneman, Daniel. 2003. A perspective on judgment and choice:  
mapping bounded rationality. American Psychologist 58, Nr. 9: 697-720. 
doi:10.1037/0003-066X.58.9.697.

Kahneman, Daniel. 2011. Schnelles Denken, langsames Denken.  
München: Penguin Verlag.

Wong Angel und Rashad Yazdanifard. 2015. The review of content marketing 
as a new trend in marketing practices. International Journal of  
Management, Accounting and Economics 2, Nr. 9: 1055-1064.



142 Peter Kürble und Helena M. Lischka

Kenning, Peter, Andreas Oehler, Lucia A. Reisch und Christian Grugel, Hrsg. 
2017. Verbraucherwissenschaften: Rahmenbedingungen, Forschungs-
felder und Institutionen. Wiesbaden: SpringerGabler. 

Kenning, Peter und Inga Wobker. 2013. Ist der „mündige Verbraucher“ eine 
Fiktion? Ein kritischer Beitrag zum aktuellen Stand der Diskussion um  
das Verbraucherleitbild in den Wirtschaftswissenschaften und der  
Wirtschaftspolitik. Zeitschrift für Wirtschafts- und Unternehmensethik 14,  
Nr. 2: 282-300. doi: 10.5771/1439-880X-2013-2-282.

Kolb, David A. 1984. Experiential learning: Experience as the source of  
learning and development. New Jersey: Prentice Hall.

Krüger, Florian. 2015. Corporate storytelling. Theorie und Empirie narrativer 
Public Relations in der Unternehmenskommunikation. Wiesbaden:  
Springer Fachmedien.

Krüger, Florian. 2017. Corporate Storytelling – Narrative Public Relations  
zwischen Fakt und Fiktion. In: Storytelling: Geschichten in Text, Bild und 
Film, hg. von Annika Schach, 99-108. Wiesbaden: Springer Gabler.

Kuhlmann, Heide-Marie und Eva Seidel. 2005. Lernen und Gedächtnis im  
Erwachsenenalter. 2. Auflage. Gütersloh: Bertelsmann Verlag.

Lehmann, Günter und Uwe Reese. 1998. Gestalten kommunikativer  
Situationen: Die Rede – Der Text – Die Präsentation. Frankfurt am Main: 
Peter Lang Verlag.

Lehner, Franz. 2012. Wissensmanagement: Grundlagen, Methoden und  
Technische Unterstützung. 4. Auflage. München: Carl Hanser Verlag.

Linz, Oliver. 2017. Verletzlicher Verbraucher wider Willen. Zeitschrift für  
Wirtschafts- und Unternehmensethik 18, Nr. 1: 77-99. doi: 10.5771/1439-
880X-2017-1-1.

Mangold, Marc. 2002. Markenmanagement durch Storytelling. München:  
Fördergesellschaft Marketing.

Maslow, Abraham H. 1973. The farther reaches of human nature. New York: 
The Viking Press.

McDrury, Janice und Maxine Alterio. 2002. Learning through storytelling: 
Using reflection and experience in higher education contexts. London: 
Dunmore Press Limited. 

McLuhan, Marshall. 1964. Understanding media: The extensions of man.  
2. Auflage. New York: Mentor.

Micklitz, Hans-W., Andreas Oehler, Michael-Burkhard Piorkowsky, Lucia  
A. Reisch und Christoph Strünck. 2010. Der vertrauende der verletzliche 

https://doi.org/10.5771/1439-880X-2013-2


143„Es war einmal … das Leben!“ 

oder der verantwortungsvolle Verbraucher? Plädoyer für eine differenzierte 
Strategie in der Verbraucherpolitik, Stellungnahme des Wissenschaftlichen 
Beirats Verbraucher- und Ernährungspolitik beim BMELV. Berlin,  
Dezember. https://www.vzbv.de/sites/default/files/downloads/Strate-
gie_verbraucherpolitik_Wiss_BeiratBMELV_2010.pdf (Zugriff: 7. Mai 2019). 

Moon, Jennifer A. 1999. Reflection in learning and professional development: 
Theory and practice. London: Kogan Page.

Mühlmann, Kay, Manuel Nagl, Günther Schreder und Eva Mayr. 2014.  
Von Helden und Schurken – Ein sozio-kognitives Modell zu Wirkungen von 
Narrationen in Organisationen. In: Storytelling in der Organisationskom-
munikation, hg. von Silvia Ettl-Huber, 27-40. Wiesbaden: Springer VS.

News Aktuell. 2017. Whitepaper: Storytelling in der PR. newsaktuell.  
https://www.newsaktuell.de/blog/storytelling/ (Zugriff: 7. Mai 2019). 

Oehler, Andreas. 2017a. Entwicklungspfade der Verbraucherwissenschaften. 
In: Verbraucherwissenschaften: Rahmenbedingungen, Forschungsfelder 
und Institutionen, hg. von Peter Kenning, Andreas Oehler, Lucia A. Reisch, 
und Christian Grugel, 19-29. Wiesbaden: Springer Gabler. 

Oehler, Andreas. 2017b. Verbraucherinformation und Verbraucherbildung.  
In: Verbraucherwissenschaften: Rahmenbedingungen, Forschungsfelder 
und Institutionen, hg. von Peter Kenning, Andreas Oehler, Lucia A. Reisch 
und Christian Grugel, 279-294. Wiesbaden: Springer Gabler.

Oehler, Andreas. 2013. Neue alte Verbraucherleitbilder: Basis für die Verbrau-
cherbildung? Haushalt in Bildung & Forschung 2, Nr. 2: 44-60.

Rössler, Patrick. 2015. Thematisierung und Issues Framing. In: Handbuch der 
Public Relations: Wissenschaftliche Grundlagen und berufliches Handeln. 
Mit Lexikon, hg. von Romy Fröhlich, Peter Szyszka und Günter Bentele, 
461-478. 3. Auflage. Wiesbaden: Springer Fachmedien.

Sammer, Petra. 2017. Von Hollywood lernen? Erfolgskonzepte des Corporate 
Storytelling. In: Storytelling: Geschichten in Text, Bild und Film, hg. von 
Annika Schach, 13-32. Wiesbaden: Springer Gabler.

Schach, Annika. 2017. Von der Gründerstory bis zum Ergebnisprotokoll:  
Textlinguistische Analyse der Unternehmensgeschichte. In: Storytelling: 
Geschichten in Text, Bild und Film, hg. von Annika Schach, 61-80.  
Wiesbaden: Springer Gabler.

Sell, Joanna. 2017. Segel hoch und auf zu neuen Ufern – Eine Reise durch  
die Welt der Storytelling-Methoden im interkulturellen Kontext. In:  



144 Peter Kürble und Helena M. Lischka

Storytelling: Geschichten in Text, Bild und Film, hg. von Annika Schach, 
109-144. Wiesbaden: Springer Gabler.

Shapiro, Jeremy J. und Shelley K. Hughes. 1996. Information literacy as a  
liberal art? Educom review 31, Nr. 2: 31-35.

Spitzer, Manfred. 2006. Lernen: Gehirnforschung und die Schule des Lebens. 
Berlin: Spektrum Akademischer Verlag.

Strünck, Christoph. 2011. Die Verbraucherpolitik braucht Pragmatismus statt 
wirklichkeitsferner Leitbilder. Wirtschaftsdienst: Zeitschrift für Wirtschafts-
politik 91, Nr. 3: 165-168.

Thiagarajan, Sivasailam. 2006. Thiagi’s 100 favorite games. San Francisco: 
Pfeiffer.

Thorndyke, Perry W. 1977. Cognitive structures in comprehension and  
memory of narrative discourse. Cognitive Psychology 9, Nr. 1: 77-110.

Tobias, Ronald 1993: Master plots and how to build them. Cincinnati:  
Writer’s Digest Books.

vzbv (Verbraucherzentrale Bundesverbrand). 2017a. Was ist Verbraucher-
bildung. Verbraucherzentrale Bundesverband. https://www.verbraucher-
bildung.de/verbraucherbildung/was-ist-verbraucherbildung  
(Zugriff: 28. August 2018).

vzbv (Verbraucherzentrale Bundesverband). 2017b. Video-Tipps für  
Geflüchtete gewinnen Econ Award. Verbraucherzentrale Bundesverband. 
6. November. https://www.vzbv.de/meldung/video-tipps-fuer-gefluechte-
te-gewinnen-econ-award (Zugriff: 28. August 2018).

Winick, Stephen. 2013. Einstein’s Folklore. US Library of Congress.  
18. Dezember. https://blogs.loc.gov/folklife/2013/12/einsteins-folklore/ 
(Zugriff: 20. September 2018).

Zwaan, Rolf A., Marc C. Langston und Arthur C. Graesser. 1995.  
The construction of situation models in narrative comprehension:  
An event-indexing model. Psychological Science 6, Nr. 5: 292-297.

Zwaan, Rolf A. und Gabriel A. Radvansky. 1998. Situation models in language 
comprehension and memory. Psychological Bulletin 123, Nr. 2: 162-185.



145„Es war einmal … das Leben!“ 

Über die Autorin und den Autor

Prof. Dr. phil. Dr. rer. pol. Peter Kürble ist wissenschaftlicher Gesamtstudien-
leiter und Professor für Marketing an der FOM – Hochschule für Oekono-
mie und Management Duisburg.  
Webseite: https://www.fom.de/hochschulzentren/duisburg/lehrende.
html.

Dipl.-Region.-Wiss. Helena Maria Lischka ist Assistentin der Geschäftsfüh-
rung der Ingenieurbüro Lischka GmbH und Dozentin für Marketing und 
quantitative Methoden an der FOM – Hochschule für Oekonomie und Ma-
nagement. 
Webseite: http://www.marketing.hhu.de/unser-team/ehemalige-mitarbei-
ter-des-lehrstuhls/dipl-region-wiss-helena-maria-lischka.html.



146 Impressum

Impressum

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V.

Mintropstraße 27, 40215 Düsseldorf

Telefon: 0211 3809-0, Telefax: 0211 3809-235

www.verbraucherzentrale.nrw

Die „Beiträge zur Verbraucherforschung“ werden von Dr. Christian Bala (für das 

Kompetenzzentrum Verbraucherforschung NRW) und Wolfgang Schuldzinski (für 

die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V.) herausgegeben.

Das KVF NRW ist ein Kooperationsprojekt der Verbraucherzentrale NRW e. V. mit 

dem Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz 

(MULNV) und dem Ministerium für Kultur und Wissenschaft (MKW) des Landes 

Nordrhein-Westfalen.

Die in diesem Band versammelten Beiträge geben die Meinung und die wissen-

schaftlichen Erkenntnisse der Autorinnen und Autoren wieder und müssen nicht 

mit den Meinungen und Positionen des KVF NRW, der Verbraucherzentrale NRW 

e. V., des MULNV und des MKW übereinstimmen.



147

Kontakt:

Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen e. V.

Kompetenzzentrum Verbraucherforschung NRW (KVF NRW)

Mintropstraße 27, 40215 Düsseldorf

Telefon: 0211 3809-0

E-Mail: verbraucherforschung@verbraucherzentrale.nrw

www.verbraucherforschung.nrw

Lektorat:     Christina Seitz

Redaktion:    Hannah Scharrenberg

Gestaltung:    Grazyna Rojek, Essen

Gestaltungskonzept:  punkt8, Braunwald+Walter GbR, www.punkt8-berlin.de.

Druck:      rewi druckhaus, Wissen

Gedruckt auf 100 Prozent Recyclingpapier.

Redaktionsschluss: August 2019




	Titel
	Inhalt
	Einleitung: Verbraucherbildung
	1 Das Ziel von Verbraucherbildung
	2 Mündigkeit als Prozess
	3 Verbraucherbildung – mehr als Kaufkompetenz
	Dank und Hinweis
	Literatur
	Über die Autorinnen und Autoren 

	Kompetenzen mit „Boosts“ stärken
	1 Einführung 
	2 „Boosting“ und „Nudging“ im Vergleich 
	2.1 Definitionen und Wirkmechanismen 
	2.2 Eine vorläufige Taxonomie von Boosts
	2.3 Reversibilität: Ein empirisches Kriterium zur Unterscheidung zwischen Nudges und Boosts
	2.4 Normative Implikationen

	3 Mögliche Missverständnisse ausräumen: Drei wichtige Eigenschaften von Boosts
	3.1 Boosting ist nicht dasselbe wie Schulbildung
	3.2 Boosts müssen nicht teuer sein
	3.3 Die gleichzeitige Anwendung von Boosts and Nudges schließt sich nicht grundsätzlich aus

	4 Wann „Boosts“, wann „Nudges“ verwenden? Sechs Kriterien für die Politik
	Literatur
	Über die Autoren

	Verbraucherbildung als Bildung für Lebensführung
	1 Schulische Verbraucherbildung als Lösung für gesellschaftliche Fehlentwicklungen? 
	2 Verbraucherbildung in der Schule
	2.1 Schulische Allgemeinbildung 
	2.2 Verbraucherbildung als Teil schulischer Allgemeinbildung 

	3 Lebensführung und -gestaltung als Aufgabe
	3.1 Lebensführung in der Konsumgesellschaft 
	3.2 Verbraucherbildung – Bildung für Lebensführung 

	4 Handlungsempfehlungen 
	Literatur
	Über die Autorin

	Kontroverse Kompetenzprofile
	1 Schulische Verbraucherbildung: Ein heterogenes Feld 
	1.1 Mündigkeit: Leitbild oder Leerformel?
	1.2 Kontroverse Kompetenzprofile
	1.3 Verbraucherbildnerische Inhalte und Materialien 
	1.4 Ankerplätze im Fächerspektrum

	2 Potenziale einer sozialwissenschaftlich orientierten Verbraucherbildung
	3 Fazit
	Literatur
	Über die Autorin

	Potenziale Finanzieller Grundbildung für die Verbraucherbildung
	1 Einleitung 
	2 Verortung der Finanziellen Grundbildung 
	3 Handlungsanforderungen in der Finanziellen Grundbildung im Kontext der Verbraucherbildung 
	4 Finanzielle Grundbildung und Verbraucherbildung: Ansprache und Sensibilisierung
	5 Perspektiven
	Literatur
	Über die Autorinnen

	Wissenschaftsläden als Informationslotsen im Rahmen der Verbraucherbildung für nachhaltige Entwicklung
	1 Einleitung, Fragestellung 
	2 Verbraucherbildung als Bildung für nachhaltige Entwicklung
	3 Wissenschaftsläden und ihre Rolle: Wissensbroker oder Bürgerwissenschaftler/-innen
	3.1 Was sind und was tun Wissenschaftsläden?
	3.2 Wissenschaftsläden in Deutschland
	3.3 Wissenschaftsläden und Verbraucherbildung

	4. Methoden und Projekte aus der Praxis des Wissenschaftsladens Bonn
	4.1 Beratung, Broschüren und Runde Tische 
	4.2 Planspiele, Lernboxen und andere Bildungsansätze für diverse Zielgruppen
	4.2.1 Nachhaltigkeits-Lernboxen: Von den Wikingern Nachhaltigkeit lernen 
	4.2.2 Ausgepackt – plastikfrei – unverpackt – Mehrweg? Gemeinsam für umweltfreundliche Verpackungen

	4.3 Soufflearning – Weiterbildung am Arbeitsplatz
	4.4 Information und Diskussion an öffentlichen Orten
	4.4.1 Science Café
	4.4.2 Science Espresso

	4.5. Reallabore – Lokale Vernetzung und Projektentwicklung
	4.5.1 Städtische Agrikultur – Innovation entwickeln (SAIN)


	5 Fazit
	Literatur
	Über die Autorin und den Autor 

	„Es war einmal… das Leben!“
	1 Hintergrund 
	1.1 Mehr Information ≠ bessere Information 
	1.2 Dreiteilung des Verbraucherleitbildes

	2 Die Bedeutung von Informationsüberflutung und Komplexität im Kontext der Verbraucherbildung
	3 Eigenschaften von Geschichten
	4 Ebenen des Storytellings
	5 Umsetzung
	5.1 Prozess des Storytellings
	a) Story-Identifikation
	b) Story-Selektion
	c) Story-Formatierung
	d) Storytelling 

	5.2 Gestaltungsmöglichkeiten des Storytellings in der Verbraucherbildung

	6 Handlungsempfehlungen für die Umsetzung in der Verbraucherbildung
	1. Zielgruppenspezifische Konzepte
	2. Einbezug der Zielgruppen
	3. Word-of-Mouth (WOM) fördern
	4. Bereits bestehende Ansätze ausweiten, aufgreifen und weiterentwickeln

	Literatur
	Über die Autorin und den Autor 

	Impressum



